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48 een — um mit I: Bereich des Offiziellen zu beginnen — 
ff die geopolitische Analyse des Völkerbundes von NorbertGürke, 
isbesondere auf die beiden wertvollen Karten; sie sind ein glänzen- 
es Beispiel für den Wert des juristischen Kartenbildes. 


"diesen Kreis des Offiziellen gehört weiter der Nachruf auf 
‚Stresemann von W. Freiherr von Rheinbaben und — im Rahmen 
des Berichts — Professor E. Obst. Ferner die Anregung des schwe- 
ischen Nationalökonomen G. Cassel: man möge an die Aufgabe 
er einheitlichen internationalen Regelung der Währungen und 
er Golddeckung herangehen. 


in das Treiben der politischen „Unterwelt“ leuchtet vor allem der 

Bericht von Professor O0. Maull hinein: Die Idee der Welt- 

"revolution, — ein kritischer Bericht über die letzte Tagung der 

gr IR gegen den Imperialismus, zu der aus aller Welt die Delegierten 
in Frankfurt zusammenströmten. Der Einfluß Sowjetrußlands wurde 
auf dieser Tagung deutlich sichtbar. 


E. wird dieser Bericht durch einen Aufsatz von L. Katscher, 

der wichtige Angaben über den heutigen Stand der Industrialisierung 
in China gibt, und einige Darlegungen von Bleiber über die wenig 
"bekannten Tatsachen der arabisch-persischen Auseinandersetzungen 
er England über die Bahrain-Inseln im Persischen Golf. 


ana reichhaltig ist in diesem Heft die Literaturübersicht: 
"u.a. über Neuerscheinungen zur europäischen und Minderheiten- 
‚politik, über die Sowjetunion, Nord- und Südämerika. 


Die Schriftleitung 


ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


WERNER FREIHERR VON RHEINBABEN: 
Der Staatsmann Stresemann 


Freiherr von Rheinbaben war einer der nächsten Mitarbeiter und Freunde 
des verstorbenen deutschen Außenministers. U. a. war er Staatssekretär der 
Reichskanalei zur Zeit, als Stresemann Reichskanzler war. Er ist ferner Mit- 
glied des Auswärtigen Ausschusses des Reichstags und Mitglied der deutschen 
Völkerbunddelegation. DIEH: 

Das Welttelegraphenbüro von Reuter sagte in seinem Nachruf für den dahin- 
'geschiedenen deutschen Außenminister, daß Deutschland durch den Tod von 
Stresemann einen „Staatsmann“ verloren habe. Es sei mir gestattet, als sein 

Freund und langjähriger parlamentarischer Mitarbeiter auf dem Gebiete der 

Außenpolitik in ganz großen Strichen dieses Bild des „Staatsmannes Stresemann“ 

hier zu zeichnen. Im alten Deutschland ein glühender Verehrer der kaiserlichen 

Macht und Größe, im Weltkriege erst kluger Beobachter, dann Warner in Bezug 

auf Fehler und Versäumnisse der deutschen Außenpolitik, im neuen Deutschland 

Erwecker und Schöpfer einer auf den Trümmern des Alten aufgebauten großen 

politischen Partei, die es sich von Anfang an auf ihre Fahne geschrieben hatte, 
“die Tradition des Guten, des Edlen, des Schönen und Brauchbaren aus dem alten 
‚Deutschland hinüberzunehmen in das neue und in diesem Geiste das zusammen- 

gebrochene Reich wieder aufzubauen. In den Wirren der ersten Jahre zog ihn 
sein in glühender Vaterlandsliebe schlagendes politisches Herz nach rechts. Sein 
klarer Verstand und seine umfassenden politischen Fähigkeiten bewogen ihn zu 
der Propagierung der für das in Partei- und Klassenkämpfen zerrissene Deutsch- 
land so großen Idee der Volksgemeinschaft, d. h. zu einer bewußten Zu- 
sammenarbeit auch mit den großen Parteien der Linken. Aller persönlicher Haß, 
alle Verleumdung, alle Kritik von rechts her kann nichts an der Tatsache ändern, 
daß wir, die wir ihm nahestanden, wissen, daß kein anderer Deutscher den Ver- 
storbenen im Höchstmaß realpolitisch möglicher Wünsche für ein wieder er- 
starkendes großes deutsches Vaterland übertroffen hat und daß, positiv in Verant- 
wortung und Praxis, niemand mehr dafür gearbeitet hat und in der ersten Nach- 
kriegsepoche die große Linie zu solchem Wiederaufstieg beschritten und inne- 
gehalten hat als Gustav Stresemann, Die immer wiederkehrenden und ihm stets 
vor Augen schwebenden Ziele seiner Politik waren: Befreiung des deutschen 
Bodens von fremder militärischer Besetzung, Herabminderung der Kriegstribute, 
Offenhaltung deutscher Zukunft nach Osten, rechtzeitige Einschaltung Deutsch- 
lands in den im Jahre 1924 nach Liquidierung des Ruhrkampfes und Annahme 
des Dawesplans deutlich einsetzenden Prozesses europäischer Wiedergeburt. Als 

Kernproblem hierin erkannte er eine Besserung des deutsch-französischen Ver- 
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hältnisses und schob alle dilettantischen Ratschläge, diesen Weg anders als in 
direkten mühevollen Verhandlungen mit Frankreich und England zu finden, von. 
sich. Gerade in dieser klaren Erkenntnis des für Deutschland einzig richtigen 


Weges liegt nach meiner Auffassung am deutlichsten und klarsten die staats- 
männische Befähigung Stresemanns. Er sah das große weite Rußland im 
Osten und hat seinerseits alles getan, um auch hier Brücken für die Zukunft zu 


f 


schlagen. Aber für die drängende bittere Gegenwart, so sagte er mir noch bei 


einem persönlichen Besuche im Sommer dieses Jahres in Baden-Baden, seien diese 


Pläne und Zukunftsmöglichkeiten nicht ausschlaggebend. Hierfür bedeutete ein 


gutes Verhältnis zu den Vereinigten Staaten von Amerika und eine deutsche 


Politik, die immer mehr eine allen nützliche Zusammenarbeit zwischen Deutsch- 


land, Frankreich, England und Amerika ermöglichte und erleichterte, das Ent- 


. scheidende. Niemand hat freudiger als er die Auflockerung der Weltpolitik 


nach der Stagnation von ı927 und 1928 begrüßt. Niemand sah mit klarerem 
staatsmännischen Blick, was eine freundschaftliche Regelung der Flottenfrage 
zwischen Großbritannien und Amerika für die Zukunft des Weltfriedens und für 
die Zukunft auch der Weltwirtschaft bedeuten könnte. 

Mit friedlichen Mitteln, und nur mit friedlichen Mitteln, war die Außen- 
politik für das geschlagene und entwaffnete Deutschland einzuleiten, durchzu- 
führen und mit erfolgbringenden Hoffnungen auszugestalten. Die parteipolitischen 
Verhältnisse in Deutschland haben es mit sich gebracht, daß auch die große 
deutsche bürgerliche Rechtspartei der Deutschnationalen zeitweise sich auf der 
Linie von „Stresemanns Außenpolitik“ bewegt hat. Aber nur zeitweise. Immer 
wieder brach dort die oppositionelle Strömung durch, und deshalb war es in den 
letzten Lebensjahren Stresemanns ihm immer mehr Überzeugung geworden, daß 
er seine Außenpolitik nur mit der Mitte und mit der Linken durchführen könne. 
Er sah bewußt auch innerpolitische Dinge oft unter einer seiner Lieblingsformeln 
von dem „Primat der Außenpolitik“. Gewiß, er hat schon in jungen Jahren 
und durch seine Herkunft nicht unbeeinflußt für die sozialen Probleme und Nöte 
der großen Arbeitnehmerschaft mehr Verständnis aufgebracht als der Durchschnitt 
der damaligen bürgerlichen Kreise. Dieser innerlichen Grundeinstellung ist er 
sein Leben lang treu geblieben, und sein letzter Rat an uns in der Reichstags- 
fraktion war, die Krise anläßlich der Beratung über die Neugestaltung der Ar- 
beitslosenversicherung zu vermeiden, damit die Volkspartei weiter mit der Linken 
in der Regierung zusammenarbeiten könne, nachdem nahezu vierzig Prozent der 
jetzt geäußerten Reformwünsche und Notwendigkeiten verwirklicht worden waren. 
Er äußerte dabei zwei Tage vor seinem Tode im Kreise seiner politischen Freunde 
die dringende Hoffnung, daß es ihm noch vergönnt sein möge, das Werk vom 
Haag über das Zwischenstadium der jetzigen Schlußverhandlungen zu vollenden, 
und insbesondere das schwierige Saarproblem im deutschen Sinne mit in die 
Liquidation des Weltkrieges einzubeziehen. Weil er ein Staatsmann war, wußte 
er, daß dann auch unter der Formel vom „Primat der Außenpolitik“ — und 
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‚gerade wegen ihrer Richtigkeit — die Annahme des Youn gplans unver- 


meidlich mit dringenden inneren Reformen auf dem Gebiete der 
Steuer-, Finanz- und Wirtschaftspolitik verbunden sein mußte, um 
Deutschland überhaupt die schwere Aufgabe zu ermöglichen, den ehrlichen und 
loyalen Versuch zur Erfüllung der Leistungen des Youngplans zu machen. Er 
wußte aber weiter, daß auch diese vielleicht nur in schweren inneren Kämpfen 
der nächsten Jahre in Deutschland durchzusetzende und so dringend notwendige 
Aktion wenn irgend möglich in Verständigung mit den Arbeitern und ihrer poli- 
tischen Vertretung durchzuführen ist und daß sie wiederum nur eine Etappe 
für weitere Zukunftspläne sein kann. Die immer mehr herandrängenden 
Probleme internationaler wirtschaftlicher Zusammenarbeit in Europa selbst und 
‚über den Ozean hinüber, besonders mit den Vereinigten Staaten von Amerika, 
gaben ihm die Überzeugung, daß nur eine gesundende und konsolidierte 
deutsche Wirtschaft ein Faktor werden könnte, der vom festen nationalen 
und vaterländischen Boden aus in den kommenden Prozeß stärkster inter- 
nationaler wirtschaftlicher Verflechtung mit Erfolg eingesetzt werden kann. Immer 
mehr haben gerade die Erfahrungen der letzten Jahre und das Ergebnis seiner 
politischen Arbeit ihn am Schlusse seines Lebens auch äußerlich zum Staats- 
mann abgestempelt, dessen Aufgabe es ist, ungehindert um Tageskritik und 
Tagesgeschrei, auf der großen Linie nationaler Zielsetzung die Weite 
des Auslandes und der Welt mit seinem geistigen Auge zu umspannen 
"und iin einer Friedenspolitik Deutschland seine Stellung als freies, 
starkes und gleichberechtigtes Glied im Kreise der Völker wiederzu- 
geben. 


Fürst Hırokunı ITö 
Ein Willkommen für den ‚Graf Zeppelin‘ und seine Besatzung 


Die glückliche Ankunft des Luftschiffs „Graf Zeppelin“ ist für uns Japaner 
nicht nur ein Anlaß aufrichtiger Freude, wir erblicken darin vielmehr auch ein 
Ereignis von weltgeschichtlicher Bedeutung. So gewaltig die Entwicklung des 
Weltverkehrs in der Neuzeit vorangeschritten ist, so Erstaunliches zumal seit dem 
Ende des Weltkrieges kühne Pioniere in der Eroberung des Luftmeers geleistet 
haben, so ist doch eine Überfliegung von Ozeanen und Kontinenten in diesem 
Ausmaß auch für uns anspruchsvolle Menschen der Gegenwart etwas unerhört 
Neues. Wohl haben je und je heldenmütige Flieger von fernen Weltteilen die 
Gestade unseres Inselreiches besucht und sind von uns gebührend gefeiert worden, 
aber noch nie ist es vorgekommen, daß eine ganze Reisegesellschaft unter Füh- 
rung eines Kapitäns mit einem Stab von Offizieren und vierzig Mannschaften in 
einem riesigen Luftschiff das asiatische Festland in seiner ganzen Länge über- 
fliegend sich hier an dessen äußerstem Vorposten zu kurzer Ruhe niedergelassen 
hat, um alsbald einen weiteren Ozean zu überqueren und von Westen her das 
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amerikanische Festland zu erreichen, von dem es nach Osten ausgeflogen ist. Wir 
empfinden stark, wie durch diese Tat die Völker der Menschheit einander um 
einen gewaltigen Schritt nähergekommen sind, und nehmen an der stolzen Freude, 
welche die beneidenswerte Besatzung des „Graf Zeppelin“ über diesen Erfolg emp- 
finden muß, auch unsererseits herzlichsten Anteil. k 
Es erfüllt uns mit besonderer Bewunderung, daß dieses weltumspannende Unter- 
nehmen von einem Lande ausgeht, das seit mehr als zehn Jahren mit schwerster 
wirtschaftlicher und geistiger Not zu ringen hat, das aber eben durch solche 
Taten beweist, welche Lebenskräfte ihm innewohnen und wie ernstlich es be- 
müht ist, an dem Fortschritte der Kultur und an der friedlichen Verbindung der 
Menschheit mitzuarbeiten. Es erfüllt uns gleicherweise mit Befriedigung und 
Stolz, daß unser eignes Land dank seiner geographischen Lage und der Höhe 
seiner kulturellen und technischen Entwicklung vor allen andern Ländern Asiens 
dazu fähig ist, diesem ersten Weltumsegler der Luft als mittlere seiner drei ein- 
zigen Stationen zu dienen, und daß unsere Regierung keine Kosten gescheut hat, 
die Unterbringung des Luftriesen und seine Ausrüstung für die Weiterfahrt tech- 
nisch vorzubereiten. Das glückliche Zusammentreffen dieser Umstände ist uns 
ein neues, starkes Unterpfand für die engen Bande, welche uns mit dem deut- 
schem Volke in gegenseitigem Austausch unserer kulturellen Güter und in ge- 
meinsamer Arbeit an dem Aufstieg der Menschheit verbinden. In diesem Sinne 
begrüßen wir den „Graf Zeppelin“ und seinen heldenhaften Führer nebst seinen 
Offizieren und Mannschaften als Boten deutsch-japanischer Freundschaft. 
Zugleich gehen unsre Gedanken zurück zu jenem mannhaften Schwaben, dessen 
Name mit diesem Luftschiff die Welt überfliegt, zu dem Grafen Zeppelin. Er galt 
noch vor fünfundzwanzig Jahren mit seinen Versuchen eines lenkbaren Ballons 
in den Augen der Menge als ein Schwärmer und Tor, und nur sein sieghafter 
Optimismus gepaart mit vollendeter technischer Umsicht und zähester Tatkraft 
hat es ihm ermöglicht, sich schließlich die Anerkennung der Welt zu verschaffen. 
Heute würde wohl selbst er seine kühnsten Hoffnungen erfüllt sehen. Er ist mit 
seinem Leben und Werk ein Vorbild dafür geworden, was weitschauender Idealis- 
mus vermag, wenn er mit Ausdauer und klarem Verstande Hand in Hand geht. 
So viele Vorteile die gegenwärtige Sommerzeit für die Fahrt des Luftschiffs be- 
sitzt, so ungünstig ist sie leider in anderer Hinsicht, indem gerade jetzt beson- 
dere klimatische und davon abhängige organisatorische Schwierigkeiten uns daran 
hindern, dem fremden Gast einen Empfang zu bereiten, wie wir gerne möchten. 
Aber sind wir auch an der augenfälligen Äußerung unserer Gefühle durch solche 
Umstände einigermaßen gehemmt, so sind diese darum nicht weniger echt und 
tief. Wir alle freuen uns des großen Erfolgs des „Graf Zeppelin“. Wir wünschen 
Dr. Eckener und seinen Begleitern, zu denen auch unsere eigenen Landsleute ge- 
hören, gute Weiterfahrt. Und wir hoffen, daß dieser erste Flug um die Welt den 
Anfang zu einer neuen Phase in der Entwicklung des Weltverkehrs bilde, zum 
Segen der an ihm beteiligten Völker wie zum Wohle der ganzen Menschheit. 


OBST: BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 943 


Erich OBsrt: 
Berichterstattung aus Europa und Afrika 


Nicht daß wir ı9ı8 zusammenbrachen, wird die Geschichte einst besonders 
beschäftigen, sondern das Problem unseres unerwartet raschen Wiederaufstiegs. 
Zehn Jahre nach Versailles heißt es von dem Reich in der Mitte des europäischen 
Staatenchaos von neuem, wenn auch in anderem Sinne: „The Germans to the 
front“. Gelungen der kühne Vorstoß der „Bremen“ zur Erringung des Blauen 
Bandes; gelungen zur innigsten Freude aller Reichs- und Auslanddeutschen die 
Weltfahrt des „Grafen Zeppelin“; gelungen die geniale Konstruktion des Dornier- 
Riesenflugzeugs, das mit ı69 Personen beladen in die Lüfte steigt. Fürwahr, wir 
‚können auf die technischen Leistungen unseres Volkes stolz sein! 

In politischer Beziehung ist das Tempo des Wiederaufstiegs allerdings ein 
wesentlich langsameres, weil die in Versailles um uns gelegten Ketten nur lang- 
sam Glied auf Glied durchfeilt werden können. Immerhin ist der erzielte Fort- 
schritt auch hier nicht gering zu achten. Gewiß, der uns aufgezwungenen Ab- 

” rüstung sind die übrigen Staaten des Abendlandes trotz feierlichen Versprechens 

‚nicht gefolgt; Lord Cecils Abrüstungsvorstoß verpuffte in Genf, und selbst die 
Regierung der Arbeiterpartei desavouierte den greisen britischen Vorkämpfer einer 
zielbewußten Abrüstung. Es ist weiterhin richtig, daß auf dem Wege zur Be- 
freiung von Tributknechtschaft nur wieder eine kleine Etappe, nicht das Ziel er- 
reicht wurde. Aber auf der anderen Seite steht das große Plus eines allgemeinen 
Stimmungsumschwunges gegenüber Deutschland auch auf dem Gebiete der Po- 
litik, steht die Räumung der Rheinlande u. a. m. Ein wesentlicher Anteil an dem 
Dank für das in zäher Ausdauer Errungene gebührt dem Anfang Oktober jäh 
dahingeschiedenen deutschen Außenminister 


Gustav Stresemann. 


Man braucht nicht in allen Punkten der Meinung dieses unermüdlichen Kämp- 
fers gewesen zu sein, um ihm die Hochachtung zu zollen, auf die er als Mensch 
und als Staatsmann Anspruch hat. Mit großem Geschick und einem unerschütter- 
lichen Glauben an die Zukunft hat Stresemann die Geschicke unseres Vater- 
landes in schweren Zeiten geleitet. Nicht zuletzt ihm dankt es Deutschland, daß 
die gegen uns ins Werk gesetzte Kriegspsychose überwunden, der Weg zum 
Wiederaufstieg geebnet ist. Wir wollen von Stresemann jenen Optimismus über- 
nehmen, ohne den unter den gegebenen Umständen jedwede politische Arbeit in 
und für Deutschland unfruchtbar bleiben muß, den festen Glauben an eine 
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bessere Zukunft, dem er gerne in Gestalt des Blücher-Wortes Ausdruck gab: „Ich 


weiß, es ist spät am Abend, aber ich fürchte die Nacht nicht“. 


Nachdem die Räumung des Rheinlandes begonnen, konzentriert sich das deutsche 
Interesse naturgemäß auf die Verhandlungen wegen Rückgabe des Saargebiets. 
Das in allen seinen Schichten kerndeutsche Volk an der Saar wünscht mit uns 


die schnelle und bedingungslose Heimkehr ins Reich. Möge es unseren Unter- 
händlern gelingen, dieses Ziel zu erreichen, ohne für die im Raubbau aus- 


geschlachteten fiskalischen Gruben. irgendwelche Entschädigungen zu zahlen. 


Möge es Briand, dessen guten Willen wir nicht bezweifeln, gelingen, das Ver- 


ständigungswerk gegen das Geschrei der französischen Chauvinisten weiterzu- 


führen. Solches Geschwätz, wie es der Sonderberichterstatter der „Intransigeant“ 


verbreitet, trägt allerdings nicht dazu bei, die Atmosphäre günstig zu beeinflussen. 
Aber wird irgendein Mensch in der Welt glauben, was dieser Berichterstatter als 
seine angebliche Feststellung ausposaunt: „ro 000 Alldeutsche wollen den 800 000 
Saarländern die Rückkehr zum Deutschen Reiche diktieren“. 

Durch die von MacDonald in Amerika angeregte Besprechung über Einschrän- 
kung der Seerüstung werden in Europa vor allem Frankreich und Italien 
betroffen. Der beiden Staaten drohende Druck von außen hat es vermocht, daß 
Frankreich und Italien Vorverhandlungen eingeleitet haben, um auf der kommen- 
den Marinekonferenz eine Einheitsfront (mit Japan als Drittem im Bunde?) zu 
bilden. Entwickelt sich aus dieser gemeinsamen Front gegen die angelsächsischen 
Flottenmächte eine über diesen Punkt hinausgehende französisch-italienische En- 
tente, so kann das für die europäische Politik von weitreichender Wichtigkeit werden. 

Der ı. Oktober 1929 ist für das Deutschtum in Südtirol ein Trauertag, 
denn mit diesem Tage hört offiziell der letzte Rest von Zweisprachigkeit in Süd- 
tirol auf, wird die deutsche Sprache aus der Schule und aus der Öffentlichkeit 
radikal verbannt. Stolz rühmen sich die Faschisten dieser Heldentat einer Ver- 
gewaltigung wehrloser deutscher Menschen und brüsten sich mit der „einheitlich 
lateinischen Physiognomie Italiens von Sizilien bis zum Brenner“. Um den Er- 
folg in seiner ganzen Größe klarzulegen, stellen sie dem faschistischen Muster- 
ländle das willensschwache Frankreich gegenüber, das mit Elsässern und Loth- 
ringern nicht fertig werden kann und es erleben muß, daß die „Lothringer 
Volkszeitung“ für Metz deutsche Theatervorstellungen nach Art der deutschen 
Aufführungen in Straßburg, Mülhausen und Kolmar fordert! Und Herr Mussolini 
wäscht seine Hände in Unschuld, spricht von der Schaffung eines besseren Ver- 
hältnisses zu den deutschstämmigen Südtirolern und versichert, daß die rigorose 
Italienisierungspolitik in Südtirol auf Rechnung der Lokalbehörden zu setzen sei. 
Man müßte lachen darüber, wenn es sich nicht um eine für das Deutschtum so 
bitterernste Angelegenheit handelte. Ein würdiges Gegenstück dazu stellen die 
Italienisierungsversuche im Dodekanes dar, dessen Umbenennung in „Italienische 
Inseln des Ägäischen Meeres“ einen neuen Sturm der Entrüstung in Griechen- 
land hervorgerufen hat. Und dieselben Faschisten, die sich allenthalben an frem- 
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4 Volkstum vergreifen und versündigen, haben die Stirn, die englische Be- 
nennung der Straßen auf Malta als unsittlich hinzustellen und leidenschaftlich 
gegen zu protestieren! 

_ Im Bruderlande Deutsch-Österreich sind in den letzten Wochen die Wogen 
arg hochgegangen. Möge es dem neuen Kabinett Schober gelingen, nicht nur die 
Verfassungsreform durchzusetzen, sondern darüber hinaus den unseligen Zwist 
zwischen Bürgerwehr und Arbeiterwehr endgültig aus der Welt zu schaffen und 
dem in entsetzliche Raumnot gepferchten Rumpfstaat das Maß an innerem Frie- 
den zu bescheren, das unter den unglücklichen Gegebenheiten irgend denkbar 
ist. Wenn wir vom Reich aus mit dem gebotenen Takt zu der Entwicklung in 
Österreich Stellung nehmen, sollten wir niemals vergessen, wieviel Schuld an 
manchen wenig schönen Vorgängen dorten auf das Konto des Gewaltfriedens von 
Saint-Germain zu setzen ist. Ohne Beseitigung dieses Grundübels scheint uns 
eine endgültige Genesung in Österreich kaum möglich. Wie anders würden sich 
die Verhältnisse gestalten, wenn der politische Anschluß an das übrige Deutsch- 
tum vollzogen werden könnte! Auch die Ententemächte sollten über diesen Punkt 
klar sehen und sich nicht dem Wahn hingeben, eine wohlwollende Regelung 
der Frage der „biens cedes“ (österreichische Staatsgüter, die in die Hände der 
Nachfolgestaaten fielen) könnte über Nacht Österreich gesunden lassen. 

Das diktatorisch verwaltete Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen hat 
durch Gesetz vom 4. Oktober eine Umbenennung in „Königreich Jugo- 
slawien“ erfahren. Das ist natürlich weit mehr als eine Äußerlichkeit; man 
will damit eine Einheitlichkeit des Staates betonen, die in Wirklichkeit nun aber 
einmal nicht besteht. Wie Agram auf diesen neuen Gewaltstreich der Belgrader 
Machthaber reagieren wird, kann nur die Zukunft erweisen. Wir fürchten allen 
Ernstes eine wesentliche Verschärfung der Gegensätze, die früher oder später zur 
Explosion führen muß. — Gleichzeitig hat das Land eine neue Verwaltungs- 
organisation erhalten, die auf die historischen Grenzen von Kroatien und Slowe- 
nien kaum mehr Rücksicht nimmt. Das Staatsgebiet wird in neun Banate ein- 
geteilt: ı. Drau-Banat (Regierungszentrale Laibach), 2. Sau-Banat (Agram), 
3. Vrbas-Banat (Banjaluka), 4. Küstenland-Banat (Split), 5. Drina-Banat (Sera- 
jewo), 6. Zeta-Banat (Cetinje), 7. Donau-Banat (Neusatz), 8. Morawa-Banat (Nisch) 
und 9. Vardar-Banat (Skoplje). 

Anfang Oktober hat die zweite Piroter Konferenz zwischen Bulgarien 
und Jugoslawien stattgefunden. Man hat die Protokolle der ersten Konferenz 
verglichen und unterschrieben, ohne darüber hinaus irgendwie in sachliche Be- 
ratungen einzutreten. Die Belgrader Forderung nach Liquidation der Grenz- 
doppelgüter, Schaffung einer „neutralen“ Zone von 10 km Breite u. a. m. be- 
steht also weiter, und die mazedonische Frage wird auch fürderhin die Gemüter 
hüben und drüben erhitzen. 

Griechenland und die Türkei scheinen den Weg zu freundnachbarlichem 
Einvernehmen doch nicht so leicht zu finden, wie von mancher Seite erhofft 
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wurde. Der Streit dreht sich jetzt vor allem um die gegenseitige Herausgabe des: 
beschlagnahmten griechischen bzw. türkischen Eigentums gemäß den Bestim-. 
mungen des Lausanner und des Athener Vertrages. Die von Griechenland zum: 
zweiten Male beantragte schiedsgerichtliche Gesamtregelung des Austauschstreites; 
ist von der Angora-Regierung erneut sehr kategorisch abgelehnt worden. Griechen-- 
land beabsichtigt nunmehr, den Völkerbund anzurufen. 4 

Kehren wir nach Mitteleuropa zurück, um von hier aus den Weg nach Nord-- 
osten anzutreten, so verweilen wir zunächst bei der Tschechoslowakei. Die: 
Beziehungen zwischen Deutschland und dem Wenzel-Staat in Böhmen haben: 
sich ohne deutsche Sehuld in letzter Zeit entschieden verschlechtert. Die will-- 
kürliche Verhaftung deutscher Reisenden, die man aus lächerlichen Gründen der: 
Spionage verdächtigte und ins Gefängnis warf, hat vollends zu der merklichen: 
Entfremdung beigetragen. Dabei läßt Deutschland es fürwahr an nichts fehlen,, 
um dem Nachbarstaat im oberen Elbegebiet in jeder Weise entgegenzukommen. 
Wir verweisen z. B. auf die zur Ausnutzung der tschechoslowakischen Freihafen-: 
zone in Hamburg erfolgte Gründung des „Mitteleuropäischen Lloyd, tschecho-. 
slowakische Seeschiffahrts-A. G.“, bei der der Norddeutsche Lloyd (!) und die 
Canadian Pacific maßgeblich beteiligt sind. — Präsident Masaryk hat vor kurzem 
eine Erklärung betr. die Deutschen in der Tschechoslowakei abgegeben, die wir 
gern hier verzeichnen, obwohl die bisherige amtliche Politik Prags von diesem 
Geist wenig erkennen ließ. Die Erklärung lautet: „Die Deutschen in der Tschecho- 
slowakei, das ist keine gewöhnliche Minderheit. Sie sind zu zahlreich und zu 
stark, als daß sie so bezeichnet werden könnten. Es ist dies ein Problem eigener 
Art. Unsere Gesetzgebung hat übrigens auch schon diesen Standpunkt eingenom- 
men“ (?P). Wird die tschechische Staatsnation, die ja im eigenen Staate eine 
„Minderheit“ ist, die Folgerungen aus dieser staatsmännischen Einsicht des Präsi- 
denten Masaryk ziehen und endlich Deutschen wie Slowaken die ihnen gebühren- 
den Rechte wenigstens kulturpolitischer Art einräumen? — Unsere Brüder in der 
Tschechoslowakei könnten allerdings auch ihrerseits etwas dazu tun, die eigene 
Stellung zu stärken. Die bisherige tschechisch-deutsche Koalition unter Ausschluß 
der Slowaken ist zerbrochen, der Wahlkampf beginnt. Die erste Kunde, die hier- 
über an uns gelangt, meldet die Tatsache, daß von einer Einigung all der vielen 
deutschen Splitterparteien keine Rede sein könne, weil die Forderungen nach 
Mandaten von jeder Gruppe arg überspannt werden. Sollte es denn gar nicht 
möglich sein, hierin endlich einmal Wandel zu schaffen? 

In Polen tobt der Kampf zwischen Regierung und Sejm mit unverminderter 
Heftigkeit weiter. Da die Regierung keine Anstalten macht, den Sejm zu einer 
außerordentlichen Tagung einzuberufen, sammeln die oppositionellen Abgeordneten 
jetzt Unterschriften, um den Staatspräsidenten gemäß der Verfassung zur Ein- 
berufung einer außerordentlichen Tagung zu veranlassen. Herr Pilsudski aber 
lacht darüber und nennt in seinen Zeitungsaufsätzen den Sejmmarschall Daszinski 
in aller Öffentlichkeit einen alten Dummkopf. Es muß sich herrlich leben in 
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diesem „Nationalstaat“ von Diktators Gnaden! — In den Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen ist eine Besserung noch immer nicht eingetreten. Die 
dreiste Grenzspionage polnischer Flugzeuge, die polnische Schulpropaganda im 
Kreise Bütow, die am 8. Oktober veröffentlichten Beschlüsse der Regierung über 
den Fortgang der Liquidation deutschen Eigentums in den Kreisen Dirschau, 
Schwetz, Lissa, Zempelburg und Neutomischel, die unter lächerlichen Vorwänden 
erfolgte Beschlagnahmung dreier großer deutscher Zeitungen in Ostoberschlesien 
u. a. m. können nur dazu beitragen, die Gegensätze noch immer mehr zu ver- 
schärfen. — Recht bedrohlich wirkt sich auch die Mitte Oktober offiziell gemachte 
Feststellung aus, daß die polnische Zollinspektion in Danzig entgegen allen ver- 
traglichen Vereinbarungen dem Kommandeur der Grenzwacht, also einer polnischen 
_ Militärbehörde, unterstellt ist. 

In Litauen ist der plötzliche Abgang von Woldemaras ohne weitere Folgen 
geblieben. Wohin der neue Kurs geht, ist noch nicht zu übersehen. Wir wollen 
hoffen, daß die neue litauische Regierung recht bald Gelegenheit nimmt, sich 
eingehend und wohlwollend mit dem „Deutschen Kulturverband in Litauen“ zu 
beschäftigen. Die gegen diesen Verband angewandten Schikanen und Willkürakte 
sollen endlich auch einmal die Berliner Wilhelmstraße auf den Plan rufen. Es ist 

eine Schande und spricht jeder Kulturautonomie Hohn, wenn jetzt bereits etwa 

zwei Drittel aller deutschen Kinder entweder litauische oder überhaupt keine 
‚Schulen besuchen. Die bislang immer noch vorenthaltene Genehmigung zur Be- 
gründung eines deutschen Lehrerseminars sollte schleunigst erteilt werden, oder 
' wir müssen annehmen, daß die Machthaber von Kowno eine Litauisierung der 
deutschen Minderheit nach italienischem Vorbild im Sinne haben. 

Axel de Vries, einer der auch den Lesern dieser Zeitschrift wohlbekannten 
Führer des estländischen Deutschtums, der Chefredakteur des „Revaler 
Boten“, hat Anfang Oktober eine einmonatige Gefängnisstrafe angetreten. Den 
Grund bildet ein Protestartikel gegen den Rechtsbruch und die Gewaltanwendung, 
durch die das älteste Gotteshaus der Deutschen in Reval, die ehrwürdige luthe- 
rische Domkirche auf dem die Stadt überragenden Domberge, ihrer deutschen 
Gemeinde entrissen und den Esten zur Verfügung gestellt wurde. Der Artikel er- 
schien an dem Tage, als infolge der Weigerung der Kirchenversammlung, die 
Schlüssel herauszugeben, Revaler Polizei mit Dietrich und Stemmeisen die Tore 
der Domkirche sprengte! Also geschehen im Jahre des Heils 1929! Kommentar 
überflüssig. 

Aus Sowjetrußland ist nichts Wesentliches zu berichten. Der Konflikt mit 
China nimmt einen großen Raum in der Tagespresse ein und zeigt so recht, wie 
stark sich Rußland nach Asien hin orientiert hat. Nachdem der deutsche Ver- 
mittlungsvorschlag von Moskau abgelehnt worden ist, bleibt es dabei, daß auch 
Privatpersonen ohne viel Umstände in die Streitigkeiten der beiden Rivalen in 
Ostasien einbezogen werden können. — Ein interessantes Bild der russischen Wirt- 
schaftsverhältnisse zeichnete Prof. Dettmar auf Grund eines fünfmonatigen Auf- 
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enthaltes in Rußland. Sein Aufsatz erschien unter dem Titel „Auslandshilfe beim 
Wiederaufbau der russischen Industrie“ in der Zeitschrift „Technik und Wirt- 
schaft“, Septemberheft 1929. #1 


Westeuropa spielt gegenwärtig für Rußland nur wegen der zwischen den Bolsche- 
wisten und der englischen Regierung in London gepflogenen Ver- 
handlungen eine Rolle, und in dieser Beziehung allerdings keine geringe. Auch 
in England finden diese Besprechungen ein starkes Echo. Henderson, der die 
Interessen des British Commonwealth of Nations gegenüber Dowgalewski vertrat, 
hatte keinen leichten Stand gegenüber den Angriffen der konservativen Opposition, 
die wiederholt und dringlich vor der „Kapitulation vor Moskau“ warnte. Dabei 
war man im Grunde vermutlich gar nicht so entsetzt, als schließlich doch eine 
Einigung erzielt und das englisch-russische Abkommen am 6. Oktober 
unterzeichnet wurde. Schon um Amerika und Deutschland nicht zuviel Terrain 
in Rußland gewinnen zu lassen, sah man es gewiß nicht ungern, daß England in 
aller Form die Beziehungen zu Rußland wieder aufnahm. Wie lange diese zweite 
Ehe zwischen dem größten maritimen und dem größten kontinentalen Staat der 
Erde dauern und was für Früchte sie zeitigen wird, ist vor der Hand nicht im 
entferntesten abzusehen. 

Aus dem Orient ist der mit Waffengewalt erzwungene „Frieden“ zwischen 
Arabern und Juden in Palästina zu berichten. Wieviel Zeit vergehen wird, 
bis die nächste Explosion erfolgt, weiß weder Moslem noch Zionist noch gar die 
englische Mandatsregierung. — Im Irak wiegt man sich in der kühnen Hoffnung, 
daß England sich zugleich mit der für 1932 vorgesehenen Aufnahme des Irak in 
den Völkerbund entschließen wird, sein Mandat über den Irak-Staat aufzugeben. 
Ist es der Labour Party wirklich ernst damit? Will England im Interesse seiner 
gesamten Asienpolitik nach Ägypten nun auch den Irak freigeben, um sich auf 
diese Weise die Sympathie der Mohammedaner zu sichern? Muß man den Arabern 
ein Pflästerchen auf die Wunde von Palästina kleben? — Den neusten Akt der 
Tragikomödie von Afghanistan verzeichnen wir als gewissenhafter Chronist mit 
der gebührenden Sorgfalt: Am ı2. Oktober ist Emir Habib-Ullah aus Kabul ge- 
flohen; der siegreiche General Nadir Khan hat seinen Einzug in die Hauptstadt 
gehalten und auf Drängen der Nationalversammlung als König von Afghanistan 
den Thron bestiegen. 

Ereignisse von geopolitischer Bedeutung sind in Afrika nicht eingetreten. Da- 
für aber muß hier eine Tatsache Erwähnung finden, die in Deutschland nicht 
unbeachtet bleiben sollte: In seinem „Daily-Mail“-Artikel vom 8. Oktober macht 
Lord Rothermere den Vorschlag, England möge Togo und Kamerun, 
soweit es sich um die englischen Mandatsgebiete handelt, an Deutsch- 
land zurückgeben. Als „Akt des internationalen guten Willens“, als „hoch- 
herzige Geste“ will Lord Rothemere diese Rückgabe aufgefaßt wissen. Sehr gnädig, 
edler Lord, aber wir danken bestens für solche Brocken von der Herren Tische. 
Wir verstehen, was gemeint ist, wenn von der Entlastung des englischen Schatz- 
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En s gesprochen wird. Wir begreifen, wie ärgerlich es dem Engländer ist, daß 
die Kosten für die Verwaltung von Togo und Kamerun tragen muß, derweilen 
' Deutschen dort nach seinen eigenen Worten das Geschäftsleben zum größten 
il schon wieder an sich gerissen haben. Damit müssen sich die Engländer nun 
FR abfinden, daß sie deutschen Wagemut und deutsche Unternehmungslust 
auch durch den Raub der deutschen Kolonien nicht ertöten konnten. Wir sind 
jeder ehrlichen Verständigung und jeder Wiedergutmachung in Afrika sehr wohl 
zugänglich und werden sie nach Kräften unterstützen. Als koloniale Wiedergut- 
machung aber können wir es nicht entfernt gelten lassen, wenn London sich 
gnädigst bereit erklärt, zwei für England geringwertige Fetzen aus der afrikanischen 
Raubbeute wieder herauszurücken. Wenn schon, denn schon, Lord Rothermere. 
Warum bieten Sie uns nicht auch die Rückgabe von Deutsch-Südwest- und Deutsch- 
Ostafrika an, warum nicht auch die der deutschen Südsee? 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indobarzifischen Raum 


An anderer Stelle der „Geopolitik“ bringen wir unsern Lesern einen Abdruck 
des Willkommens für den „Graf Zeppelin und seine Besatzung“ von Fürst H.Ito, 
(dem Namens- und rer des japanischen Verfassungsschöpfers und 
Präsidenten des Japanisch-Deutschen Kultur-Instituts), weil er eines der stärk- 
sten geopolitischen Symptome dieses Jahres ist und — wie uns der hohe japa- 
nische Offizier mitteilt, der sie uns sandte — der Ausdruck einer sehr weit ver- 
breiteten Stimmung in der japanischen Hauptstadt war. Die von diesem einen 
Brennpunkt japanisch-deutscher Fühlung ausgehenden freundlichen Wellen von 
einem ähnlichen in der deutschen Reichshauptstadt zu verstärken, besteht in 
Berlin (Schloß) das deutsche Japan-Institut mit einem deutschen und japanischen 
Leiter. Wenn es noch eines besonderen Beweises für den völkerverbindenden Wert 
solcher sich entsprechenden Einrichtungen bedurft hätte, so enthüllt ihn der 
Gruß des Fürsten Ito. 

Leider ist der Wechselstrom zwischen den deutschen und den chinesischen 
Millionen eines der vollen Selbstbestimmung beraubten Volkes, trotz dem höchst 
verdienstvollen Wirken des Frankfurter Instituts, noch nicht in gleich geregelte 
Bahnen gelenkt; und erst in den Anfängen befinden sich verwandte Einrich- 
tungen, trotz starkem Wunsche von indischer Seite — mit einigen Hemmungen 
durch. die zu sehr „retrospektive“ Indologie —, für den kulturpolitisch so wich- 
tigen dritten Eckpfeiler der „Sankoku“, der drei Monsunländer, den Indischen 
Kulturboden. 

Soll nicht die trennende Landbreite des eurasiatischen Festlandes künftig eine 
stärkere Scheidekraft gewinnen, als sie einst der atlantische Graben, dann die viel 
früher kulturüberbrückte pazifische Weltmeerweite besaß, in denen sie heute und 
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künftig schnell durch wachsende Verkehrsbänder verkleinert wird, so werden 
die Völker Europas, auch ohne die Hilfskrücken der alten Kolonialmächte, sich, 
bemühen müssen, ihre kulturpolitischen und technischen Verbindungen zu ver- 
tiefen, zu beschleunigen und sich dafür ähnliche Organe zu schaffen, wie ui 
einstweilen nur zwischen Berlin und Tokio bestehen. 

Stärkere, fast noch mehr politisch und wirtschaftlich als kulturpolitisch gut! 
unterrichtete, mit Gegenseitigkeit arbeitende Einrichtungen wären aber im Ver-. 
hältnis Mitteleuropas zum chinesischen und indischen Volksboden schon deshalb ı 
notwendig, weil diese beiden nicht nur in nächster Zeit, sondern noch auf lange: 
Frist Hauptschauplätze neuordnender Tätigkeit aller großen Wirtschaftsmächte : 
sein und deren Anteil und Mittel weiterhin von Mitteleuropa abziehen werden. , 

China und Indien wollen zwar augenblicklich zuviel — trotz der auf die: 
Dauer unüberwindlichen Kraft ihrer Sache — und werden deshalb in diesem 
Winter Rückschläge erleben, deren Vorboten sich schon zeigen. Sie wurden schon 
bemerklich, als Lamont den Chinesen, die im Juli in Amsterdam geschickt vor ' 
der Anbahnung eines Dawesplans für sie auswichen, im Zorn eine Kreditdrosse- 
lung ankündigte; als für Indien an dem verheißenen Dominion-Status erhebliche : 
Abstriche gemacht wurden; vollends als sich die Ausbeuter durch die Vorberei- . 
tung eines Seerüstungsfriedens und Angelsachsen-Ausgleichs für die weitere Auf- 
rechterhaltung ihrer Weltausbeutungsrolle stark machten. 

Daß die chinesische „Zentral-Regierung“ in dieser rückläufigen Konjunktur ' 
sich von auflüpfischen Ländergrößen in den nordmandschurischen Reibungsherd 
mit den Sowjets zerren lassen mußte und kurz darauf ihre wichtigsten wehr- 
politischen südchinesischen Binnenwege: Aufgang zu Szechuan bei Ichang; Hu- 
nan; Kwangsi; — vielleicht sogar Fukien aus der Kontrolle verlor, während die 
wesentlichsten im Norden unter Feng (Honan, Shensi, Kansu), Yen (Shansi, Hope, 
mongolische Schwelle) und Chang (Mandschurei) abseits stehenblieben; dies alles 
verrät ihre große innere Schwäche gegenüber diesen Rückschlagszeichen — bei 
allen geschickten Teilvorstößen vor internationalen Redekörpern in Amsterdam, 
Brüssel, Genf. 

Für Indien aber bedeuten die vorgängigen Befriedungen der Schwellengebiete 
vom Mittelmeer her, mit erheblichen Opfern der bisherigen Herren, in Ägypten 
und Irak — abgesehen von der unmöglichen Dauerbrandlage in dem „Pogrom- 
herd“ Palästina (wie ihn der „Nationale Deutsche Jude“, Oktober 1929 nennt) —, 
nicht gleich günstige Vorzeichen für die vorgesehene Indienkonferenz. 

Sie kann auch der — gerade von einer Labourregieruug des Britenreichs in 
diesem Umfang an vielen Stellen gar nicht erwarteten — außerordentlich klugen 
Verstärkung der unvermeidlichen Verhandlungsstellung für die Indische Kardinal- 
frage gelten! Für diesen indopazifischen Zusammenhang aber ist die sehr 
unzeitgemäße Verwirrung in Palästina so wichtig, daß wir sie — unbeschadet 
ihrer Zugehörigkeit zur „Alten Welt“ — in ihrer indopazifischen Auswirkung 
kurz würdigen müssen. Denn von hier aus züngeln Flammen nach Indien und — 
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Wallstreet. Gerade mit ihrer rührenden Sehnsucht nach dem längst verlorenen 
und seit dreizehn Jahrhunderten von einem starken anderen Herrenvolk besiedel- 
en Lande ihrer Väter ist die wirtschaftlich klügste und vielleicht stärkste Rasse 
der Erde von der erfahrensten Herrenklasse, der britischen gentry und ihrem 
Kolonialbeamtentum von Balfour bis Lawrence, betrogen und mit einem unlös- 
baren Problem belastet worden. 

Die Spannung zwischen Sir Herbert Samuels Geschenk einer nationalen Heim- 
stätte der Juden an Chaim Weizmann als Gegenwert für die von den Zionisten 
während des Weltkriegs gegen die Zentralmächte geleisteten Dienste und Law- 
rences und Allenbys Verheißung des großarabischen Reiches in der gleichen 
Sache ist in der Tat unüberbrückbar. Der Versuch dazu zwingt die allerredlich- 
sten Zionisten, — wie Dr. Max Naumann geopolitisch unabweisbar ausführt und 
der „Osservatore Romano“, ihm sonst sicher nicht wahlverwandt, bestärkt, — in 
eine Shylockrolle, die sie der Zweideutigkeit der Balfour-Deklaration verdanken. 
„Niemand kann zween Herren dienen“; am wenigsten kann es Grund und Boden, 
kann es ein Land. Noch weniger kann es dreien in derselben Sache dienstbar 
sein, denn der Flug- und Autoweg nach Indien, die Ölleitung Mossul—Haifa, die 
künftige Bahn sollen doch Weltreichsorgane bleiben? 

Soll sich das gleiche Doppelspiel nun in diesem Winter im Riesenmaßstab In- 
diens wiederholen, damit MacDonald in so viel größerm Rahmen seinen Namen 
neben Balfour stellen kann, vielleicht dem 60. Geburtstag Gandhis zu Ehren? 
Oder heißt es da nicht „Sexagenarios de ponte“ (Herunter von der Brücke)? 

Für die Flügelbauten der indisch-mittelländischen Schwelle in Kairo und Bag- 
dad ist die Glättung geglückt; in Jerusalem schlug sie fehl. — 

Aher die Übergangszone zwischen dem nahen und mittleren Osten hat ja nur 
die Vorwerke des eigentlichen Zerrungsraumes, Indiens, umschlossen; über diesem 
selbst steht mit Befristung für den 31. Dez. 1929 die Drohung des Nehru-Reports, 
die mindestens ebenso wichtig ist wie die Frist, die durch die Rückreise MacDo- 
nalds aus Amerika und die Durcharbeitung des Simon-Comm. Reports gewährt 
wird. Innerhalb dieser Zeit wird Entscheidendes geschehen müssen, wenn man es 
nicht doch auf die „Organisierung einer gewaltlosen Nicht-Mitarbeits-Bewegung 
durch den indischen Nationalkongreß ankommen lassen will, einschließlich Steuer- 
verweigerung und werktätiger Arbeit für völlige Unabhängigkeit“ — wie der 
Wortlaut der Drohung lautet. 

Der Schritt von gewaltlosen Massenbewegungen in Indien zu sehr gewalttätigen 
ist in den Subtropen, wie die letzten Unruhen in Bombay beweisen, schnell getan, 
weniger leicht ungeschehen gemacht; und sibyllinische Bücher werden mit jedem 
Wurf eines Bandes ins Feuer nicht billiger, sondern teurer — selbst für Labour- 
regierungen, deren Mitglieder sich einst breit über die Notwendigkeit des „Do- 
minium-Status“, nicht nur eines „Responsible Government“ für Indien aus- 
gesprochen und festgelegt haben. Inzwischen kehrt Lord Irwin zurück und findet 
keine wesentlich beruhigten 325 Millionen vor. 
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Wie sorgfältig selbst in ihrer Fernwirkung auf Ostafrika indische Volks- { 
seelenstimmungen (Mentalität) berücksichtigt werden müssen und wie nützlich es 
für das seiner Außenbesitzungen auf dem Mandatswege beraubte Mitteleuropa 
sein kann, solche asiatische Rückwirkungen zu beachten, wenn sie wenigstens der & 
Erhaltung des Mandatbegriffs günstig sind, das beweist die Bremse zum Hilton- 
Young-Bericht über Ostafrika, die von Simla aus angelegt wurde: „Jeder Plan, 
der die drei Territorien Kenya, Uganda und Tanganyika (einst Deutsch-Ostafrika) 
zu Provinzen eines Einheitsstaates mit Exekutiv- und Legislativ-Gewalt machen 
würde, müßte vom indischen Standpunkt Einspruch erfahren, wenn wir auch 
nicht gegen einen Generalgouverneur mit Zusammenfassung von Polizei, Zöllen, 
Transportwesen sein müßten, vorausgesetzt daß 

ı. ein solcher Schritt kein Vorspiel zu einer ausgewachsenen politischen Ver- 
einigung ist; 

2. daß Inder gleichwertig im General Advisory Council vertreten sind, den die 
Kommission für Ostafrika empfiehlt; 

3. daß das Hauptquartier des Generalgouverneurs in einen Machtmittelpunkt 
frei von Rassen-Animosität verlegt wird (d.h. vor allem nicht nach Kenya, dessen 
überhebliche weiße Siedler von Indien aus mit stärkstem Mißtrauen bei diesem 
Vereinigungsvorschlag beobachtet wurden). 

Scharfe Verwahrungen gegen eine vom Rassenstandpunkt voreingenommene Justiz 
oder Einwanderungsbeschränkungen kamen hinzu; Forderung freien Landerwerbs 
in Tanganyika und den niederen Teilen von Kenya, Koalitionsfreiheit auch für die 
farbigen Siedler, Vertretung in gewissen Korporationen werden weiterhin genannt. 
Wie werden erst die Fernwirkungen eines Dominiums Indien mit der Gefechts- 
schwere von 325 Millionen hinter sich im Becken des Indischen Ozeans sein, wenn 
ein Mann, wie Sir Frank Noyce jetzt schon solche telegraphische Einwirkung der 
indischen Regierung auf den Minister in London im Wortlaut einräumen mußte! 

Hier macht sich der vorausgeworfene Schatten zwar nicht gottgegebener, aber 
künftiger geopolitischer Abhängigkeiten geltend; er verdient unsere fortlaufende 
Beachtung genau so wie das jüngst geschilderte indo-chinesische Ringen um 
Malaya, mit zunehmender Verdrängung des weißen Elements. Solche Anzeichen 
als Vorzeichen machen transatlantische Nachgiebigkeiten, das Werben um den 
jüngeren, stärkeren Bruder in US.-Amerika verständlicher als europäische An- 
lässe; nur mit ihrer Kenntnis wird man die Reden und Gegenreden der us.-ame- 
rikanischen, angreifenden und der chinesischen, verteidigenden Hochfinanz in 
Amsterdam in ihren Hintergründen verstehen, denen die August-Nummer der 
„Far Eastern Review“ (Bd. XXV, Nr. 8 auf S. 337, 339 und 340) höchst beleh- 
rende Zusammenfassungen über T. V. Sungs chinesische Finanzpolitik, über die 
us.-amerikanischen Geldanlagen im ganzen Fernen Osten und die Aussprache 
zwischen Thomas W. Lamont und Chang Kia-ngau im Wortlaut widmet. 


Hier ist wirtschaftsgeographische und wirtschaftspolitische Dynamik aus erster 
Hand zu greifen! 
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Ein Seitenstück dazu befindet sich — bevölkerungspolitisch aufgemacht — im 
3 


4 
E 

ranspacific“ (Tokio, vom 12. Sept. 1929 auf $.5 bis 8). K.S. Inui von der 
- Völk. Bunds-Ver. schreibt über die „Quantitativen Phasen des Japanischen 
3evölkerungsproblems“; die Studie ist deshalb so wertvoll, weil sie die sorgfältig 
rarbeiteten Grundlagen der staatswissenschaftlichen Fakultät in Kyoto nament- 
ich von E. Honjo über die Stagnation der Tokugawazeit benützt, um darauf mit 
lien Hilfsmitteln der neuen japanischen und Welt-Statistik, der Beiträge des 
Jölkerbundes zu ihr, bis einschließlich 1925, die Volksdruck-Dynamik des Insel- 
eichs, in kennzeichnenden Zahlengruppen aus Volksdruck-Zahlen, Angaben über 
lie Tragkraft des Stamminselbogens und des erweiterten Reiches, die Zerrung 
‚wischen Reisbedarf und Reisdecke, Meer-Ernährungs-Zuschuß, Wanderdruck- 
iffern im Wesen vorzuführen. 

„International gesprochen, ist die Welt zwei Fragenreihen gegenübergestellt: 
st es rechtens, daß eine Nation mehr Land in Besitz hat, als sie kultivieren 
‚ann, während andere Entbehrungen und Hunger wegen Landmangel leiden? 
Namentlich dann, wenn einige der glücklichen Besitzer ihr gutes Glück durch 
ehr zweifelhafte Methoden erworben haben? Haben sie ein Recht, die Früchte 
jergangener Übeltaten für ewig zu genießen, oder müßten sie nicht — spät ge- 
iug — der Gerechtigkeit die Ehre geben und ihre Tore den Völkern öffnen, die 
reute leiden, weil sie eine Friedenspolitik in der Vergangenheit befolgt haben? 

- (Wobei man freilich für Japan jenseits der Tokugawa-Friedenszeit die Zer- 
törung Koreas durch Hideyoshi und die Raubzüge der Bahan bis Insulinde be- 
rachten könnte!) 

„Oder soll es rechtens für eine Nation sein, andern die Aufnahme ihrer Söhne 
ıufzuzwingen, wenn sie das Elend durch ihre eigene Dummheit und Trägheit 
aeraufbeschworen hat, besonders wenn sie ursprünglich gleiche Chancen mit den 
ındern hatte“ (aber auf Rauberwerb verzichtete!). „Müssen diejenigen, die ge- 
;pfert und gekämpft haben für das, was sie nun genießen, nun leiden für die 


Versäumnisse ihrer verspäteten Nachbarn?“ 

Damit spricht Inui freilich die geopolitische Schicksalsfrage der zu spät ge- 
kommenen volkreichen Lebensformen nicht nur in Ostasien, sondern auch in 
Indien und Mitteleuropa aus, an der sich bis jetzt der Völkerbund so verlegen 
rorübergedrückt hat, soweit er sie nicht notgedrungen für die lautesten, noch 
pewaffneten Rufer im Streite um Lebensraum, Italien und Japan, anerkennen 
mußte. 

Immerhin zeigen aber solche wirklich volkstümlich gehaltene, deutliche und 
emeinverständliche Schilderungen elementarer Notstände, des weit über die Trag- 
fähigkeit des Volksbodens, den kargen Schutz der Ernährungsdecke hinausgehenden 
Volksdruckes, wie man es machen muß, um das träge Gewissen der Welt wach- 
zuhämmern, um nicht zu sagen wachzuprügeln: eine Arbeit, die in Mitteleuropa 
mit viel zu viel Stimmaufwand nach innen, aber immer noch mit untauglichen 
Mitteln nach außen geschieht! 
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Inzwischen bietet Japan, vielleicht erschreckt durch die Wucht der USA. -Dollar- | 


diplomatie auch in China, durch Yotsuke Matsuoka, den Vizepräsidenten der Süd- 


mandschurischen Bahn, wirtschaftliche Kooperation in der Mandschurei und Mon- | 
golei an („Far Eastern Review“ 1929, Nr. 8, S. 345—348). Seit Baron Shideharas. 


Amtsantritt versucht ja — im Gegensatz zu Baron Tanakas Sturmwind und Politik 


der starken Hand — die aufgehende Sonne durch Wärme den chinesischen Nord- 


wanderer zum Ablegen seines Mantels zu bewegen. Es ist ein kluges Stück Ge- 
schichtsumdeutung, das hier geboten wird! — Im selben Heft rechnet der Japaner 
den Chinesen fast 31/, Milliarden RM. japanische Anlagen in der Mandschurei 
vor, eine Bevölkerungsverdichtung um mehr als ı5 Mill. Einwanderer seit der 


| 
j 


} 


Jahrhundertwende, Steigerung der Anbauflächen in Mukden um ein Viertel, in 


Kirin um fast das Doppelte, in Hei-Lung-Kiang um drei Fünftel; und der US.- 
Amerikaner prunkt mit 6!/, Milliarden GM. in Ostasien in guten dollardiplo- 
matischen Anlagen. Das ist zusammen eine Golddüngung — im wesentlichen doch 
der gelben Erde zufließend —, die sich sehen lassen kann, wenn auch davon 
rund 250 Mill. $ in Australien, 50 Mill. $ in der japanischen Industrie stecken 
mögen, die abzurechnen sind. 

Man weiß also in China, daß Japan und USA. — trotz der leisen Drohung 
Lamonts — zu viel Geld im chinesischen Wirtschaftsboden stecken haben, um 
ihm nicht nachlaufen zu müssen; ganz ebenso, wie man genau weiß, daß die 
Sowjets keinen Chinakrieg führen können, ohne ihren Fünfjahrplan umzuwerfen, 
an den sie ihr inneres Schicksal gehängt haben. Das gibt dem leichtfertigen, 
bodenstarken und menschenreichen chinesischen Schuldner gewisse Chancen, die 
er freilich nicht überspannen sollte. Jedenfalls ist es ihm geglückt, dem in Amster- 
dam schon vorbereiteten Kappzaum eines anderen Dawesplans noch zu ent- 
schlüpfen — aber um den Preis einer gewissen Temporaliensperre. Freilich sind 
da noch die „philanthropic investments“, ein dehnbarer Titel, den die staatlichen 
Stellen auf ı47!/, Mill. $ (590 Mill. RM.) in China allein schätzen, 

Religionsgeographisch und wirtschaftspolitisch läßt man sich die Bekehrung der 
Monsunländer schon etwas kosten, wobei das Geld für Japan entschieden am 
schlechtesten angelegt ist, während die Milliarde RM. in den Philippinen, 
wenigstens nach Stimpsons letzten Reden, die „leidige Unabhängigkeitsbewegung 
dieser Inseln“ ziemlich korrumpiert hat. 

Von Japan aber gibt uns, nach einer ausführlichen Beschreibung der uralten, 
später noch zu berührenden Riten des Neubaus des Tempels der Sonnengöttin in 
Ise der Kobe-Korrespondent des Manchester Guardian in dieser Richtung einen 
beherzigenswerten Wink: 

— „Denen, die gewohnt sind, alle religiösen Zeremonien außerhalb des Christen- 
tums als unwesentliche Relikten und Rückständigkeiten zu betrachten, die den 
geringeren Rassen ohne göttliches Gesetz zugehören, können diese Zeremonien in 
Ise Stoff für ungewohnte und vielleicht beunruhigende Gedankengänge ver- 
schaffen.“ — 
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7 In den erneuerten Mächten des Fernen und Mittleren Ostens wohnen uralte 
und starke Seelen, die nicht ohne weiteres aus 4000 jährigem Kulturgewand in 
westliche Konfektion und Konvention hineinschlüpfen! Er 

Für euramerikanische Beobachter, die sich die Verwestlichung Japans schon als 
fast vollzogen vorstellen, möchten wir einige anekdotische, aber geopolitisch kenn- 
zeichnende Züge der letzten Zeit hervorheben: Baron Tanaka, der jüngst vom 
Geheimen Staatsrat (als Gewohnheits-Rechtsnachfolger der , Genro“) gestürzte 
Premierminister, starb nach einer glücklichen und glänzenden Soldaten-, aber 
weniger glücklichen Staatsmannslaufbahn am 29. Sept. 1929 an einer Herz- 
schwäche; er hatte, eigentlich ein fröhlicher Klanführer des Choshu-Klanes, mehr 
die Seyukai-Partei für diesen Klan erobert, als daß er selbst Parteimann geworden 
wäre. Die Führung der verlassenen Partei muß interimistisch (Inukai?) über- 
nommen werden, weil ihr zweites Haupt, der Eisenbahnminister des letzten 
Kabinetts, der Justizminister von ı925, am 26. verhaftet wurde. Annahme von 
Bestechungen von Privatbahnen und weitgehende private Verwendung von Partei- 
geldern werden ihm zur Last gelegt. Das sind doch Erscheinungen, die mehr dem 
Parteienspiel Englands im 18. Jahrhundert (Walpole!) als der Gegenwart ent- 
sprechen. 

Ein Blick auf den neuen, ganz im guten japanischen Architekturstil gebauten 
Palast des Prinzen Takamatsu (zweiter Bruder des Kaisers), auf die Shinto-Zere- 
monie der Bespannung des heiligen Bogens („Transpacific“, 12. Sept. 1929, 8. ı4 
und ı5), eine Betrachtung der Überführung des heiligen Spiegels der Sonnen- 
göttin in den neu umgebauten Tempel von Ise nach den 2000 jährigen Riten des 
„Shengushiki“, die legendär von 672 v. Chr. stammen, am 2. und 5. Okt. 1929 
(alle 20 Jahre!) zeigen, wie neben den neuen Westeinflüssen, uralte östliche boden- 
entstammte Kräfte sich zur Geltung bringen. 

Die Tempelerneuerung in Ise kostet 20 Mill. RM.! 58 Prachtschwerter, Meister- 
stücke japanischer Schwert- und Goldschmiedekunst, 21 Schatzstücke erlesener 
Art werden dabei ihre Weihgabenrolle spielen, 123809 keramische kleine Kunst- 
werke nötig werden. 10000 prachtvolle Zypressenstämme der eigens dazu ge- 
schonten Kisohaine und Forsten dienten dem Neubau nach der alten strengen 
Form, von ı5 Tempeln und einer heiligen Brücke, seit 1920! Hinter der Staats- 
legende steht noch die Wucht lebendiger Kraft! 

Japan, der überlieferungszäheste, am meisten druckerfüllte Teilraum des Pla- 
neten, und Australien, der traditionsloseste, grenzen seit der Weisheit von Ver- 
sailles raumpufferlos in den Kopra- und Phosphatinselwolken des westpazifischen 
Meeres aneinander. Der traditionslose Raum steht in diesem Sommer und Herbst 
im Zeichen: Staatssozialismus in Liquidation! Trotz dem Wahlsieg der Labour- 
Partei. Queensland war seit 1915 unter Ryan in eine kühne Experimentierpolitik 
mit seinem weiten, leeren Boden eingetreten. Gewiß war, was sich die „Times“ 
(11. Juli 1929) aus Brisbane unter „Waste of Millions“ hatte schreiben lassen, 
von einem Feinde des Systems geschrieben. Die Zahl von 34o Mill. GM. Eisen- 


65 


956 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT ıı x 


bahnverlustbetrieb (Moore. Fast ein Drittel der von Gesamtaustralien in US | 
entliehenen Gelder!), die Fehlschläge der Staatsweidebetriebe, Schlächtereien, 

Fischereien, Kohlenwerke mit Verlusten bis zu 75 Mill. GM., die abgeschrieben 
werden müssen, sind unbestritten geblieben. „ Eisenbahner und Kohlenleute glaub- 
ten, Bahnen und Minen müßten ihrem Privatzweck, nicht dem Staatszweck dienen, 
und verbaten sich jede Kontrolle.“ Ein Versuch von ıo Jahren „zerstörte das. 
Vertrauen, hemmte die Entwicklung, schreckte die Geldgeber ab, verursachte 

weitgehende Arbeitslosigkeit“. „Die starren Arbeitsbestimmungen waren völlig un- 
brauchbar in ihrer Anwendung auf die Landwirtschaft, es sei denn, das Parlament | 
wäre fähig, Wetterlage und Tierseuchen zu beeinflussen, nach denen das Farmer- 
einkommen eben schwankt.“ Sehr zur rechten Stunde zum Schlusse dieses lehr- 
reichen Versuchs erschien H. Gattineaus Buch „Verstädterung und Arbeiterherr- 

schaft“*), mit den Ergebnissen einer kritischen Betrachtung der australischen Ver- 

hältnisse, das gerade ehrlichen Sozialisten die Grenzen zeigen könnte, wo erd- 

gegebene Gesetze sie mahnen, nicht einen allgemeinen Volksruf nach Wiederkehr 

rettender Privatwirtschaft, sei es sogar mit fremder Kapitalherrschaft, statt der 

eigenen — us.-amerikanischer heute in solchen Fällen — zu entfesseln! 

Zwischen diesen Gegensätzen pendeln die französischen Raumbesitze im 
Westpazifik, Indochina, Oceanie, nicht immer in beneidenswerter Lage. Die 
Wege der französischen Kolonialpolitik beleuchtet meines Wissens als erste der- 
artige Arbeit vom englischen Standpunkt aus Stephen H. Roberts: „A history 
of French Colonial Poliey, 1870—1925“ (London, P. S. King & Sons, 2 Bde., 
leider 42 sh). Es ist im Grunde ein furchtbares Urteil über die französische Raum- 
und Menschenraffpolitik mit ihrem Endziel, auch die fremdartigsten Bestandteile 
in den französischen Zentralismus einzustampfen. „Nach glänzenden Leistungen 
haben die Fehler von Doktrinären das Reich mehr als eine Sammlung von großen 
Gelegenheiten als Erfolgen gelassen.“ „Die französischen Zollmauern wurden um 
die künftigen Soldaten der Republik getürmt, auf die Gefahr hin, sie dahinter ver- 
kümmern zu lassen.“ Wie anders las man doch über den Sinn von Mandaten, als 
ihre Raubgenossenschaft die sich nun trennenden westeuropäischen Brüder noch 
vereinte. 

Roberts Geschichte der französischen Kolonialpolitik ist sehr, sehr lehrreich 
für Mitteleuropäer, gleichmäßig für solche, die Kolonien wollen, und solche, die 
sich die Hände frei von ihnen zu halten wünschen. 

Neuen Stoff zur Kenntnis des verwahrlosten Kondominiumsgebietes voll gemein- 
samer anglo-französischer Schuld trägt John R. Baker herbei: „Man and animals 
in the New Hebrides“ (London, G. Routledge, ı21/,sh 1929). Er untersucht u. a. die 
Entvölkerungsfrage in Ozeanien, das Mißverhältnis von ı65 Frauen zu 100 Männern, 
das Vorkommen von Bisexualität in der Tierwelt. 


*) Heinrich J. C. Gattineau: Verstädterung und Arbeiter-Herrschaft. Berlin-Grunewald 1929 
Kurt Vowinckel Verlag. Beih. 4. k 
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Zwei Aufsätze des vortrefflichen Hamburger „Wirtschaftsdienst* (11. Okt. 1929, 
left 4ı) müssen genannt werden, weil sie typisch für die Möglichkeit sind, aus- 
t rein wirtschaftlichen Darstellungen den geopolitischen Wesensinhalt oft auf 
enigen Zeilen festzuhalten: S. Kugelmann, „Die Aussichten der Zinn-Kartellierung“, 
nd Georg Cleinow, „Die Binnenschiffahrt der Sowjetunion“, 
"Aus dem ersten gewinnt für den indopazifischen Bereich der Leser die Tatbestands- 
nterlage, daß vom Zinnertrag der Erde 85°/, im pazifischen Bereich, meist von 
ıinesischen Händen gewonnen werden (Malaya 36°/,, Indonesien 20°/,, China, 
ünnan /°/,, Australien 2°/,, Bolivia 23°/,), aber sie werden noch zu 40°], in 
ondon kontrolliert, wenn auch Singapore und Batavia-Bandoeng Nebenzentralen 
den, freilich bei einem Unterschied von 66°/, £ Erzeugungskosten am Westufer 
nd 84 £ pro Tonne am Ostufer des Pazifik (Patino). Wie lange wird die Verlage- 
ing der Zinntrustherrschaft von London nach dem Pazifik auf sich warten lassen? 
‚Gleinow enthüllt Tatsachen unausgenützter Wasserstraßen im Sowjetbereich und 
rwahrloster Raumgunst: rund 700000 km, von denen rund 60°/, noch unaus- 
nützt sind, während 266365 km erkundeter Wasserwege von der Zarenregierung 
bernommen wurden, davon schiffbar 89 140, Kanäle 3444 km, flößbar 177225, 
it Anfang 1928 abgesteckter Fahrrinne 44814, deren Güterverkehrszustand von 
leinow Anfang ı929 als „chaotisch“ bezeichnet wird. Davon gehört unzweifel- 
ift dem indopazifischen Bereich die staatliche Amur-Dampfer-Gesellschaft mit dem 
tz in Blagowieschtschensk an, mit 17568 km Wasserstraßen, davon 9288 km 
Bbar, 8280 km schiffbar. Ist anzunehmen, daß in Ostasien — angesichts solcher 
agehobener Schätze — nicht der vorher angeführte Ausruf des Japaners Inui 
iderhall findet, wenn die gleichen Mächte, die mit dem eigenen Pfund so schlecht 
irtschaften, ihre Hände nach Amur, Ussuri, Sungari als Schiffahrtsmonopolwege 
ısstrecken, daß ein Vertreiben der fremden Eroberer, auch wenn sie sich asiatisch 
bärden, aus dem mandschurischen Wegenetz, aus Sırom und Bahn, nicht all- 
meiner Zustimmung sicher wäre? 

Ein Gegenspieler zu den extremen Forderungen indischer Nationalisten von 
rzerfrischender Indiskretion ist Sir Reginald Craddock „The Dilemma in India“ 
ondon 1929, Constable, 15 sh), der seine Konstitution für die Indo-Britische 
ominion als ewige Dyarchie der Nehru-Konstitution entgegenstellt. In der Mitte 
yischen beiden wird ja das Erreichbare wohl liegen, denn Sir R. Craddocks 
rarchisches Indien würde auf die Dauer wohl dasselbe Pandämonium im großen 
erden, wie das Kondominium der Neuen Hebriden im kleinen. Wir sollten aber 
e Pandämonien auf der Erde zu vermindern, nicht zu vermehren trachten! 
fghanistan wird wohl auch nach dem Umschwung in Kabul noch geraume 
it zu ihnen gehören, wie leider — wegen eines Pandämoniums von Nachrichten- 
lle — dieser Bericht nur ein sehr unvollkommener Auszug aus ungeheurem Stoff- 
ıdrang ist, und deshalb auch als Pandämonium empfunden werden mag. 
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OTTo Maut: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 1 


Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und England (Besuch Mac Donalds im Weißen 
Haus. — Einladung zu einer Fünfmächtekonferenz in London). — Vorgänge in den Vereinigten 
Staaten (Kampf um die Zollnovelle.. — Kommission zur Untersuchung der Propagandatätigkei‘ 
privatwirtschaftlicher Interessen. — Herabsetzung der Einkommensteuer. — Die größte Banl| 
der Erde. — Handelsdaten des ersten Halbjahrs 1929). — Verkehr im Panamakanal. — Wirt: 
schaftliche Lage in Kuba und auf den Philippinen. — Außenhandel Mittelamerikas. — Nica: 
raguakanal, — Calles’ Äußerungen über die politischen Zustände in Mexiko. — Brasilien 
(Raffeeverteidigung. — Präsidentenkandidaturen. — Vertrag von Itamaraty mit Bolivien). — 

Panamerikanische Bahn oder panamerikanische Autostraße? I 

In den Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Englanc 
bilden die Waffenbrüderschaft im Weltkrieg, der Rückzug der Union von Europa 
überhaupt nach dem Kriege, die Verständigung im Washingtoner Abkommer 
zwischen den Seemächten über das zahlenmäßige Verhältnis der großen Einheiten: 
der mißglückte Genfer Versuch weiterer Festsetzungen über die Stärke der See- 
macht, der Kelloggpakt, die fast unmittelbar folgende empfindliche Entfremdung 
infolge eines vermuteten englisch-französischen Marinebündnisses, endlich die neuer 
Versuche der Angleichung auf dem Gebiete der Seemacht, die in vollem Gange 
sind und ein positives Ergebnis in sich zu tragen scheinen, die Etappen auf einer 
der großen weltgeschichtlichen Linien im Verlauf des letzten Jahrzehnts. Wie 
zwei Pole, die sich bald anziehen, bald abstoßen, stehen die beiden großen Mächte 
sich gegenüber. Heute will es mehr denn je scheinen, als ob ein zeitlicher Ausgleich 
gefunden wäre, als ob das Blut und noch mehr die geistige Kultur stärker seien 
als die großen materiellen Gegensätze. Allein wie der kurz angedeutete mehrmalige 
Wechsel in der Richtung der Beziehungen gezeigt hat, wäre es sehr verfehlt, au: 
solcher gegenseitigen Annäherung langfristige Tendenzen ableiten zu wollen. Die 
Gegenwart ist politisch raschlebig. Was heute als Aktivum gebucht werden muß 
kann morgen unter Umständen den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr ent- 
sprechen. Allein längst bevor von Englands Seite unzweideutige Bemühungen um 
die Verständigung mit der großen kulturverwandten Nation gemacht worden sind. 
haben wir bei der unter der Herausgeberschaft K. Haushofers vorgenommener 
Neubearbeitung des Amerikateils der Großmächte Rudolf Kjellens, einem Buch 
das bald auf dem Büchertisch des geopolitischen Lesers erscheinen kann, das viel 
Gegensätze in sich tragende Problem Vereinigte Staaten-England abschließend 
musternd, den Satz festgelegt: „Man kann über die Art der Auseinandersetzung 
recht verschiedner Meinung sein, sie sich ebensogut als einen langwierigen Ent- 
wicklungsprozeß wie als einen raschen kriegerischen Entscheidungskampf denken 
Zur Zeit spricht viel mehr für das erste als für das zweite.“ Hineingestellt in der 
Versuch der Erkenntnis solch weltgeschichtlicher Richtungsweisung, kommt darum 
dem Besuche MacDonalds im Weißen Hause doch weit mehr Geltung zu 
als einer höflichen staatsmännischen Antrittsvisite. 
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Er ist ein Teil der ernstlichen Bemühungen der Labour-Regierung, um einen 
klichen Ausgleich mit dem Staate geschlossenster Machtkonzentration. Es ist > 
icher kein Zufall, daß der Staatsmann, den politische Bewegung in den Tiefen 
les englischen Volkes hochgetragen hat, die Wege mehr volksmäßiger Bindung 
u.anderen Mächten hin beschreitet und die Entente mit Frankreich geringer 
rertet, als das Staatsmänner anderer sozialer Schichten getan haben. Es ist viel 
Triebmäßiges, Volksmäßiges, aber auch viel nüchterne Erkenntnis darin zu sehen. 
ac Donald hat sich in der Wärme des Empfangs jenseits des Ozeans nicht ver- 
rechnet. Der Volksmann ist durch das amerikanische Volk, besonders vertreten 
durch die Bevölkerung von New York und Washington, lebhaft begrüßt und sozu- 
sagen im Triumphzug eingeholt worden und, nach seinen Äußerungen zu urteilen, 
bei allen maßgebenden Stellen auf einen tiefgründigen und weitgreifenden Ver- 
ständigungswillen gestoßen. An den Abschluß eines Bündnisses ist dabei von vorn- 
herein nicht gedacht worden, und wenn es im Plane dieser politischen Fühlung- 
nahme gelegen hätte, so hat Amerika durch offiziöse Mitteilungen, die Grenzen 
der Möglichkeiten ziehend, aus echter weltinsularer Isolierungstendenz heraus ver- 
künden lassen, daß es überhaupt nie Bündnisse abschließe. Ebenso hieß es dabei, 
daß weder technische Marinefragen noch die Kriegsschulden, die erledigtes Kapital 
seien, noch Tariffragen, noch Völkerbund zur Sprache kämen. Der Besuch diene 
der Verständigung, besonders der Besprechung der Grundprinzipien des abzu- 
schließenden Seeabkommens, vor allem der Freundschaft zwischen den beiden 
Weltstaaten. Immerhin verlautbart, daß die Besprechungen auch zur Behebung 
eines Mißverständnisses über die amerikanischen Tonnageziffern geführt habe. 
Die amerikanische Höchsttonnageforderung betrage nur 285 000 und nicht 315 000t. 
“Die Vermutungen, wie weit die Unterredungen im einzelnen konkrete Fragen be- 
“roffen haben, sind sehr vage. Sicher ist dabei nicht viel über das hinausgegangen 
worden, was schon vorher zum Einvernehmen zwischen Mac Donald und Dawes 
loeführt hat. Es heißt ferner, daß auch die Frage des internationalen Seerechts 
und der Freiheit der Meere Gegenstand der Unterhaltung gewesen ist. Von großem 


at umsetzten. Den unmittelbaren Kontakt mit dem amerikanischen Kongreß ge- 
funden zu haben, bucht Mac Donald als einen der größten Erfolge seiner Reise. 
Und so soll er sich geäußert haben, daß er mehr erreicht habe, als er erhoffte. 
In dem gemeinsamen Kommunique Hoovers und Mac Donalds heißt es, daß alle 
Widerstände, die auf der letzten dem Seemachtsausgleich gewidmeten Konferenz 
Ihervorgetreten waren, jetzt beseitigt seien. In einer höchst beachtlichen Weise finden 
‘sich aber auch dort die Rollen verteilt, die den Vereinigten Staaten und England 
in der künftigen Weltpolitik zukommen sollen. Sie werden sehr eindeutig als recht 
Iverschiedenartige bezeichnet, da die Union „niemals bereit sein wird, sich in die 
europäische Diplomatie zu verwickeln, während die andere (England) entschlossen 
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ist, eine Politik der aktiven Zusammenarbeit mit ihren europäischen Nachbarn | 
betreiben“. In dieser Verständigung erscheint daher England als der Mittler, der 
gleichsam die weltpolitische Aufgabe gegenüber Europa für die Vereinigten Staaten, 
mitübernimmt, eine Aufgabe, die ihm eine ganz besondere Verantwortung, aber; 
auch die damit verbundene Geltung verleihen wird. Mac Donald selbst hat auch: 
von einer Reihe von Problemen gesprochen, die der weiteren Bearbeitung be-: 
dürften. Man vermutet, daß darunter die Frage der Freiheit der Meere, der: 
Alkoholverträge, des englischen Gummimonopols und des amerikanisch-englischen 
Petroleumkriegs zu verstehen seien. Die Weiterreise Mac Donalds dient bekanntlich 
einem offiziellen Besuch in Kanada. 

Selbstverständlich war man sich von Anfang an darüber klar, daß ein welt-, 
gültiger amerikanisch-englischer Ausgleich und eine eventuelle Einschränkung der! 
Rüstung nur in Zusammenarbeit mit den übrigen Seemächten gefunden werden: 
kann. Darum ist während der Besprechungen die Einladung zu einer Fünf-. 
mächtekonferenz nach London an Japan, Frankreich und Italien ergangen. 
In diesem Dokument werden die Gesichtspunkte fixiert, über die zwischen den 
Vereinigten Staaten und England Einigkeit besteht bzw. durch die letzten Unter-. 
redungen erzielt worden ist. Die gegenwärtigen Verhandlungen seien als eine: 
direkte Fortsetzung des Kelloggpaktes zu betrachten. (Man wird sich dabei nur 
zu fragen haben, warum sie sich nicht direkt an alle Staaten wenden, die den 
Pakt geschlossen haben!) Der Grundsatz der Parität für alle Flottenstärken, die: 
noch nicht vom Washingtoner Vertrag umfaßt worden seien, sei anzunehmen und! 
bis 1936 durchzuführen. Es sei auch wünschenswert, die Dienstzeit der Schlacht-. 
schiffe einer Revision zu unterziehen. England und Amerika seien der Ansicht,, 
daß die U-Boote vollkommen abgeschafft werden sollten. In Frankreich hat die: 
Einladung eine freundliche Aufnahme gefunden, wenn auch Frankreich vielleicht 
nur mit Vorbehalten teilnehmen wird, die vermutlich die U-Bootsfrage betreffen, 
während in Italien stärkere Skepsis vorwaltet. 

Die öffentliche Meinung ist leicht geneigt, die Bedeutung dieser freundlichen 
Verständigung zwischen den Vereinigten Staaten zu übersteigern und das Konkret- 
Zweckmäßige in einem gewissen Phrasenrausch mit ideellen Zwecksetzungen zu 
vermischen, wozu natürlich der Wortlaut der Erklärungen der Staatsmänner selbst 
Anlaß gibt. Wenn auch einleitend Marinekonferenzen und Kelloggpakt in einem 
Atemzug genannt wurden, so sind es doch grundverschiedne Linien, die zu dem 
einen oder dem anderen Höhepunkt des politischen Reliefs führen, das in den 
letzten Jahren durchschritten worden ist. Der Kelloggpakt, wie alle mehr ideen- 
mäßigen Bemühungen um den Weltfrieden, verdankt seine Entstehung viel mehr 
den großen Gedanken, die auf weite Sicht hin Weltgeschichte machen. Die Marine- 
konferenzen und Seemächteabkommen dagegen werden geboren aus den unmittel- 
baren politischen Notwendigkeitsn der Gegenwart. Wenn man näher zusieht, sind 
es die Notwendigkeiten des Britischen Reiches, das im Laufe der letzten Jahrzehnte 
die Anforderungen an seine Seemachtsgeltung Schritt für Schritt zurückstecken 
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mußte. Hat England in einer noch nicht weit zurückliegenden Zeit den Anspruch 
erhoben, eine Flotte zu haben, die jeder Flottenkombination überlegen wäre, so 
ist schon wenig später für den britischen Seestaat der Zweimächtestandard geltend 
‚gewesen, der verlangte, daß die englische Flotte zum mindesten den beiden 
nächstgrößten Flotten gleichkäme. Aber auch dieser mußte im Gefolge der ameri- 
kanischen Rüstungen aufgegeben werden; und schon im Washingtoner Vertrag 
von 1922 wurde die Parität der amerikanischen und englischen Flotte wenigstens 
für die Schlachtschiffe anerkannt. Immerhin hat die englische Flotte versucht, 
noch auf dem Gebiete der kleineren Einheiten überlegen zu sein, und an diesem 
Anspruch sind die Genfer Verhandlungen gescheitert. Die Entwicklung weiter war 
aber nichts anders als ein abermaliger Schritt ahwärts von Englands einstiger 
Seemachtshöhe. England hat sich entschlossen, ihn zu tun und dabei die Parität 
für alle Einheiten im Maße der Gesamttonnage anzuerkennen, die von Amerika 
als Ausgleich gefordert worden ist. Auch regional scheint England den Vereinigten 
Staaten so weit entgegen kommen zu wollen, daß es an den militärischen Rück- 
zug aus Westindien denkt. So gehört es ins Kapitel von Englands inneren Not- 
wendigkeiten, daß eine Verständigung erstrebt und auch erzielt worden ist; und 
es wirkt darum erklärend, daß der englische Premier die Reise nach Amerika ge- 
macht hat. 

Es ist aber nichts mehr als Phrase, in der englisch-amerikanischen Verstän- 
digung die Garantie des Weltfriedens sehen zu wollen. England und Amerika 
ätten auch schon vorher den Weltfrieden garantieren können, wenn sie gewollt 
hätten. Nur für die beiden ganz großen Mächte ist ein Ausgleich gefunden worden 
in der Art, daß sie nicht leichterdings daran denken, ihre Seewaffe mit Erfolg 
gegeneinander zu kehren, wozu natürlich leicht die großen, ziemlich unverhüllten 
Gegensätze in der Weltweite verlockten. Machtkombinationen, die auch nach der 
wirklich erreichten Verständigung diesen Ausgleich stören könnten, sind aber noch 
in mehrfacher Spielart möglich; und es muß noch einmal in dem Zusammenhang 
daran erinnert werden, daß die englische Politik kurz vor dem Gang nach Amerika 
noch an eine derartige Kombination im Zusammengehen mit Frankreich gedacht 
hat. Allein auch eine Menge anderweitiger Konfliktstoffe bleibt: wenn die Großen 
sich verständigen, so geschieht das meist nicht zugunsten der Kleineren und Rleinen, 
sondern um ihrer selbst willen. Die für die zweite Hälfte Januar in London an- 
gesetzte Konferenz wird das vermutlich im einzelnen lehren. Die Aufnahme der 
Einladung zur Konferenz in Frankreich, in Italien, denen auch Japan sekundieren 
wird, läßt das vermuten. Selbst wenn die Konferenz an den Bedenken der anderen 
Seemächte scheitern sollte, bleibt natürlich die amerikanische Verständigung an sich 
eine hochwichtige Etappe im Gang der Beziehungen zwischen den beiden Mächten. 

Im Kampf um die vereinsstaatliche Zollnovelle im Senat hat die ameri- 
kanische Regierung die beiden ersten Niederlagen zu verzeichnen, in denen die 
sog. flexible tarif provision von den Demokraten und den republikanischen In- 
surgenten zurückgewiesen wurde. Es wurde verlangt, daß der Kongreß die letzte 
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Instanz für die Festlegung der weiteren Zollerhöhungen sei, die die Tarifkommis- 
sion in Zukunft unter Umständen noch vorgeschlagen hätte. ‘ 


Im Anschluß an den Shearer-Skandal hat der Senat eine Kommission zur | 
Untersuchung der bezahlten Propagandatätigkeit privatwi rtschaft- 
licher Interessen eingesetzt, der das halbpolitische Geschäftemachen auf Kosten 
der Bevölkerung eindämmen soll. > \ | 

Die Vereinigten Staaten sind bekanntlich ein Land mit einer für die Staatsbürger 
sehr erfreulichen Steuerpolitik. Seit. 1921 haben schon vier Herabsetzungen der 


Einkommensteuer stattgefunden, so daß der Unverheiratete, zudem erst bei einem 


Mindesteinkommen von 6000 Mk., der Verheiratete bei einem solchen von 
ı4 000 Mk. ı!/,°/, Steuern zahlt und weitere Vergünstigungen nebenher laufen. 


Für das nächste Jahr wird nun eine neue Herabsetzung der Einkommen- 
steuer in der Union in Aussicht genommen, was wohl auf die außerordentliche 
Prosperität, aber auch auf die kluge Steuerpolitik zurückzuführen ist, so daß der 
Staat mehr Mittel zur Verfügung hat, als er braucht. Immer wieder erhellt aus solch 
kleinen wie aus großen Zügen die außerordentliche Geltung der größten Geld- 
macht der Erde. Auf diese Geltung weist die Fusion der National City Bank mit 
der Corn Exchange Bank hin, mit der die Spitzenstellung unter den Banken 
der Erde von den Vereinigten Staaten mit einer Bilanzsumme von 2,38 Milliar- 
den $ erreicht worden ist. Das unmittelbarste Bild von der dauernd steigernden ameri- 
kanischen Prosperität geben die Handelsdaten für das erste Halbjahr 1929, 
das einen Exportüberschuß von 292,3 Mill. $ gegenüber 238,8 Mill. $ im Vorjahr 
und 187 Mill. $ im ersten Halbjahr 1927 ergab. Davon fällt besonders auf die 
Fertigfabrikate der Löwenanteil, und wieder sind es einige Artikel, die im einzelnen 
vor allem die Aufmerksamkeit auf sich lenken, namentlich Fahrzeuge und 
Maschinen. Nicht unerheblich ist aber auch die Einfuhrsteigerung, die jedoch 
auch ihrerseits gemeinsam mit dem Ansteigen der Exporte ein Ausdruck der gün- 
stigen Wirtschaftslage ist. 

Trotz verminderter Durchfahrten hat im Fiskaljahr 1929 der Verkehr im 
Panamakanal dem Umfange nach zugenommen. Uns interessiert hier nament- 
lich der Anteil der Flaggen. Auf Kanal-N. R. T. bezogen, kamen auf die Schiffe 
der Vereinigten Staaten 44,6°/,, die Englands 30,10/,, die Deutschlands 4,7 1 
das im Vorjahr nur einen Anteil von 3,40/, aufzuweisen hatte, die Norwegens 
4,30/, die Japans 2,60/,, die Hollands 2,3 0/9, die Schwedens 2,1°/,; erst dann 
folgen Frankreich, Dänemark, Italien, Griechenland. 

Im Gegensatz zur Prosperität im vereinsstaatlichen Mutterland ist es mit der 
wirtschaftlichen Lage in Kuba und auf den Philippinen schlecht bestellt. 
„Ibero-Amerika“ (Nr. [D] 5, Sept. 1929) gibt einen Bericht über die Verhältnisse 
auf der Zuckerinsel, der „Wirtschaftsdienst (H AL) schildert die auf den Philip- 
pinen. An der ersten Stelle wird auch der Außenhandel Mittelamerikas 
einer Musterung unterzogen. Wir entnehmen dem Aufsatz, daß der Anteil der 
Union am mittelamerikanischen Handel 60 0/, ausmachte. 
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: = Es mehren sich die Zeichen, daß der Nicaraguakanal nicht auf die Dauer 


nur Projekt bleiben wird. Haben doch die letzten Manöver erwiesen, daß der 
_ Panamakanal, der zudem bald nicht mehr den Verkehr in befriedigender Weise 
bewältigen wird, durch einen Angriff von See aus außer Betrieb gesetzt werden 
_ kann. Unter dem Eindruck solcher Erwägungen hat der vereinsstaatliche Senat 
durch ein Gesetz Mittel für Vermessungsarbeiten der Nicaragua-Kanalroute bereit- 
gestellt. Allerdings darf der Wert der Nicaraguaroute auch nicht überschätzt 


‚werden. Auf einer Insel des Nicaraguasees sitzt ein noch tätiger Vulkan, dessen 


Ausbrüche auch diesen Weg schwer gefährden könnten. 
‘Galles’ Äußerungen über die politischen Zustände in Mexiko, die er 
anläßlich des Rücktritts von seinem Kommando im F eldzug gegen die Revolutio- 


‚ näre getan hat, bringen im Grunde kaum Eröffnungen über die wirkliche Lage. 


Immerhin werden aber mit unverblümter Deutlichkeit die geringe Reinheit der 
Motive auf politischem Gebiet, die Nichtachtung der Abstimmungsergebnisse ge- 


‚geißelt. Von einer wirklichen Gesundung der mexikanischen Verhältnisse kann 


bestimmt noch nicht gesprochen werden. Beachtenswert ist aber, daß es seit dem 
Sieg Obregons über Huerta der Revolution nicht mehr gelungen ist, die Regie- 
rung zu stürzen, diese also immer kräftiger die Machtmittel zu konzentrieren ver- 
steht. Die Weiterentwicklung wird in hohem Grade von der Wahl des regulären 
Präsidenten abhängen. 

Brasilien müht sich sicherlich vergeblich um die Beseitigung der Wirtschafts- 


- krise, solange das Kaffeeverteidigungsinstitut seine Preispolitik beibehält. Denn 
‚diese hat nur dazu geführt, daß die hohen Preise Neuanpflanzungen rentabel er- 


scheinen ließen, aber nicht nur in Brasilien, sondern auch in den anderen Kaffee- 
ländern der Neuen Welt. Es nimmt daher nicht wunder, daß bei der Rolle, den 
der Kaffee im brasilianischen Wirtschaftsleben spielt, bei der Beibehaltung dieser 
Linie keine wirtschaftliche Entspannung eintreten kann. Daß die Wirtschaftskrisis 
auch andere Gründe hat, wie von besonderen Kennern der brasilianischen Wirt- 
schaft ausgeführt worden ist, muß natürlich zugegeben werden. Sie werden aber 
nicht so leicht zu beheben sein wie die Verzichtleistung auf eine falsche Politik 
bei einem einzigen Handelsgut. Sicherlich wird die Entscheidung über diesen 
Weg auch von der Wahl des Bundespräsidenten abhängen, die zwar erst im No- 
vember 1930 stattfindet, aber schon jetzt eine lebhafte Diskussion ausgelöst hat. 
Allmählich hat sich die Übung herausgebildet, daß das Präsidentenamt zwischen 
dem Vertreter von Minas Geraes, als dem an Bevölkerung bedeutendsten Staat, 
und dem von Säo Paulo, als dem wirtschaftswichtigsten Staat, wechselt. Washington 
Luiz, der gegenwärtige Präsident, war vor Übernahme der Würde des Bundespräsi- 
denten Staatspräsident von Säo Paulo. Es ist begreiflich, daß Washington ‚Luiz 
wünscht, daß seine Politik der politischen und finanziellen Stabilisierung, der 
Kaffeeverteidigung und der Beamtenreform von einem seiner Anhänger fortgeführt 
werde. Es wird daher angenommen, daß er den jetzigen Staatspräsidenten von 
Säo Paulo, Julio Prestes, vorschlagen werde. Das widerspräche aber dem Brauch, 
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die Präsidentenwürde an Minas Geraes für die kommende Periode übergehen zu 


lassen, das seinerseits seinen Staatspräsidenten Dr. Antonio Carlos präsentiert. Da- 
neben wird aber als Kompromißvorschlag auch der Staatspräsident von Rio Grande 
do Sul, Dr. Getulio Vargas, genannt, der vor der Übernahme der Präsidentschaft | 
in dem südlichsten brasilianischen Staat Finanzminister unter Washington Luiz 


war und als solcher die Milreis-Stabilisierung durchgeführt hat. 


Im Vertrag von Itamaraty, den Brasilien mit Bolivien geschlossen hat, ist 


die Revision der zur Zeit noch nicht festliegenden Grenzen zwischen beiden Staaten 
vorgesehen, die, wie man meint, rein territorial besonders zu Brasiliens Gunsten 


ausfallen wird. Dagegen hat sich Brasilien verpflichtet, zwei (?) Bahnen bis zur 


bolivianischen Grenze zu bauen, von denen die Santos—Paraguaylinie bis Santa 
Cruz fortgesetzt werden solle. Es zeigt sich, daß sich Bolivien mit immer stärkerem 
Interesse seinem Oriente zuwendet, in dem es von Cochabamba aus mit sechs Junkers- 
flugzeugen mehrere Flugverbindungen zunächst nach Santa Cruz und Todos Santos 
und darüber hinaus nach Trinidad und Riberalta, nach Puerto Suarez und Yacuiba 
unterhält. 

Die Frage der panamerikanischen Landverkehrsverbindung ist in 
jüngerer Zeit infolge des Siegeszugs, den das Automobil auch in Mittel- und Süd- 
amerika angetreten hat, in den Kreis neuer Erwägungen gerückt. An die Stelle 
des Projekts der panamerikanischen Bahn tritt immer mehr das der panameri- 
kanischen Automobilstraße. Ihre Entwicklung gedanklich und praktisch zu fördern, 
hat sich die „Panamerikanische Union für wegebauliche Erziehung“ zum Ziel ge- 
setzt, deren Leitung der Direktor der Panamerikanischen Union, Dr. Rowe, über- 
nommen hat. Unstreitig ist das Straßennetz in einer ganzen Reihe von Staaten 
schon weiter vorgeschritten als der Bahnbau, und in manchen gehörte nur weniges 
dazu, um die Lücken zu schließen oder die bestehenden Straßen zu durchlaufenden 
leistungsfähigen Verkehrssträngen auszubauen. Dieses Urteil gilt namentlich für 
Mexiko, wo neuerdings auch von der Regierung der Ausbau des Straßennetzes in 
Angriff genommen worden ist, und für Mittelamerika. Für Südamerika müssen 
aber doch die ganz erheblichen Schwierigkeiten der Durchführung in Anschlag 
gebracht werden, auch wenn einzelne Staaten, z. B. Brasilien und Chile, ihrem 
Straßenbau neuerdings hohe Aufmerksamkeit geschenkt haben, und in Argentinien 
die Geländeschwierigkeiten auf ein Minimum herabsinken. Vor allem will es 
scheinen, daß für ernsthafte Überlegungen neben dem Seeverkehr und der Eroberung 
der Landentfernungen durch das Auto eine panamerikanische Bahn, die von vorn- 
herein neben dem Frachtverkehr auf einen Personenverkehr angewiesen wäre, 
nicht mehr als ausreichend rentabel anzusehen ist. Freilich darf gegenüber allen 
großen Überlandbahnen niemals das politisch-militärische Element außer acht ge- 
lassen werden, das allerdings nur innerhalb eines politisch einheitlichen Terri- 
toriums seine volle Geltung und durchschlagende Kraft beanspruchen kann, im 
Falle Panamerikas nur als Begleitmotiv zu werten ist. 


ve 
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Otto Maut: 
Erdumspannender Bericht 


Die Idee der Weltrevolution 


}; Begriffsmäßig mögen unter der „Idee der Weltrevolution“ alle diejenigen Stre- 


bungen verstanden werden, die mit der heutigen politischen Organisation der 
Welt von Grund auf unzufrieden sind und, weil sie an der Idee der Evolution 
verzweifeln, auf revolutionärem Wege einen glücklicheren Zustand, gleichgültig 


‚aus welcher Kraftquelle, herbeiführen möchten. Der radikale Umsturz des Be- 


stehenden, die Sabotierung der bisherigen Entwicklung, der Zweifel am rechten 
Weg der herrschenden Zielsetzungen und an der Wiedergesundung wirklich krank- 
_ hafter Stellen ist ihr Charakteristikum. Und wer wollte leugnen, daß dabei im 
einzelnen Fall die bessere Orientierung gefunden worden ist? Wer wollte sich im 
Prinzip durch das rote Tuch des Revolutionärs abschrecken lassen, von Kräfte- 
gruppen abwenden, die vielleicht das gleiche, aber mit anderen Mitteln erstreben, 
als sie der evolutionäre Weg erlaubt? Wer wollte schließlich in dem Willen der 
augenblicklichen Machthaber die einzigen Triebkräfte in der politischen Entwick- 
lung der Welt sehen? Wer das täte, der handelte wie ein Ozeanograph, der den 
physikalischen Organismus des Weltmeers nur aus den Oberströmungen zu er- 
kennen glaubte, die Unterströmungen unberücksichtigt ließe und sich damit der 
Erkenntnis verschlösse, daß Oberströmungen und Unterströmungen vielfältig in- 


‚ einander übergehen und einander nicht allzu selten bedingen. Ein solcher be- 


trachtete mehr den Zustand, wie er sich durch das Gewordene und Bestehende 
darstellt und vernachlässigte die Möglichkeiten der Entwicklung. Er übersähe aber 
auch die Erkenntnis, daß die Entwicklung in der Vergangenheit vielfältig von 
unten und nicht nur von oben bestimmt worden ist. Er vernachlässigte dyna- 
mische Gegebenheiten, die berücksichtigt werden müssen, gleichviel ob ihre Kraft 
hoch oder gering einzuschätzen ist, wenn man zur richtigen Prognose kommen will. 

Alle Bewegungen, die sich gegen den politischen Bestand wenden, richten sich 
gegen die herrschenden Staatsgewalten, die Form, die nun einmal die Mensch- 
heit als maßgebende Gruppenorganisation gefunden hat, in der andere Gemein- 
schaften zwar nicht restlos aufgehen, aber sich doch ihr weitgehendst unter- 
ordnen. Sie sind erfüllt im Gegensatz zu den Staaten überhaupt oder wenigstens 
zu den Staaten, in denen bestimmte Gesellschaftsklassen die Herrschaft über die 
Masse der Bevölkerung ausüben. Das hat dazu geführt, daß sich die Gruppen 
der Unzufriedenen zusammengefunden haben in der sog. antiimperialistischen 
Bewegung. Regional betrachtet, verbreiten sich diese Elemente zellenmäßig, so 
wie alles Leben auf der Erde einsetzt, über alle Welt. Allein in solch kraft- 
loser Isolierung vegetieren sie heute schon lange nicht mehr. Vielfältige, schwer 
aufzeigbare Fäden haben sich herüber und hinüber gesponnen, und seit einigen 
Jahren hat diese Bewegung ihre Zusammenfassung im persönlichen Treffen ihrer 
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Führer auf Weltkongressen gefunden. ı927 fand der erste Weltkongreß gegen 


den Imperialismus in Brüssel statt; ihm ist im Juli dieses Jahres der zweite anti- 
imperialistische Kongreß in Frankfurt a. M. gefolgt. Scharfe Beobachter glauben 


erkannt zu haben, was sich bei jungen gärenden Bewegungen immer zeigen wird, 
daß auf dem Weg von Brüssel nach Frankfurt die reine Idee in nicht mißzuver- 
stehender Weise umgebogen worden ist. Während in Brüssel das einzige große 
Ziel der Befreiung der unterdrückten Völker von ihren Unterdrückern zusammen- 
führte, hat sich über der Frage der praktischen Organisierung der Bewegung der 
Klassengedanke mit der ersten Idee vermischt, und der Kommunismus hat einen 
nicht zu verkennenden Einfluß gewonnen. So natürlich es ist, daß die antiimpe- 
rialistische Bewegung Anschluß sucht an die Machtgruppe, die einen Großstaat 
zu stürzen vermochte, oder sich wenigstens deren Einflüssen nicht ganz zu ent- 
ziehen vermag, so muß doch damit eine Verfälschung des Zieles eintreten. Denn 
der russische Kommunismus ist selbst nicht frei von einem unbeirrbaren Macht- 
streben, dessen terrorisierende Methoden in keiner Weise denen der extremsten 
Imperialisten nachstehen. Sein Beispiel zeigt auch am deutlichsten, wohin der 
Weg, der von der antiimperialistischen Bewegung in reiner humaner Zielsetzung 
gewählt worden ist, bei konsequenter und glücklicher Verfolgung notwendiger- 
weise führen muß: zur Ersetzung der einen Macht durch eine andere Macht. 
Darum nähern sich Antiimperialismus und Kommunismus nicht nur als Weg- 
genossen, sondern sie sind sich auch verwandt in der prinzipiellen Gleichheit der 
Ziele. Allein der Ursprung der Kräfte, aus der die einzelnen Bewegungen fließen, 
die nur in einer Überschau, wie sie z. B. Tagungen bieten, schon wie ein ge- 
sammelter Strom erscheinen, ist von Region zu Region grundverschieden. Es sind 
Bewegungen, unter denen der russische Kommunismus den machtvollsten Sonder- 
fall bildet. Er hat allein die machtorganisatorische Form gefunden, die er voll 
und ganz erfüllt, und aus der darum das klarste Machtstreben des Proletariats 
hervorzugehen vermag. Alle anderen Gruppen sind noch mehr oder minder form- 
los, und selbst wenn sie schon Machtfaktoren innerhalb der bestehenden Staaten 
darstellen, sind sie zwangvoll eingefügt in das Bestehende und weit entfernt da- 
von, die Umsetzung ihrer Ideologien in die Praxis ohne tiefgreifende Kom- 
promisse durchführen zu können. Sie entbehren darum der Stoßkraft und auch 
des inneren Willens, die von den extremsten Richtungen verlangt werden. Das 
hat am deutlichsten auf der Frankfurter Tagung der Zusammenstoß des Vertreters 
der russischen Gewerkschaften, Melnitschanski, mit dem der unabhängigen Arbeiter- 
partei Englands, Maxton, gezeigt, wobei der erstere sich in Angriffen gegen die 
englische Arbeiterregierung erging und den englischen Gewerkschaften den Verrat 
an den indischen Arbeitern vorwarf. Die Orientierung, unter der sich aller Kampf 
innerhalb der antiimperialistischen Liga abzuspielen habe, müsse der Klassen- 
kampf sein, der jedes Paktieren mit der Bourgeoisie ausschließe. Die russischen 
Angriffe haben klar dargelegt, wie weit die Bewegung sowohl in England wie auch 
fast überall im übrigen außerrussischen Europa in der Praxis fern ist von dem 
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' radikalen Wollen der Osteuropäer, wenn auch in der Theorie eine weitergehende 
_ Annäherung besteht. Denn auch Maxton bekannte sich zum Vernichtungskampf 
gegen den Weltkapitalismus und Weltimperialismus, einschließlich des britischen, 
der der gefährlichste sei (?). Er mußte aber auch bekennen, daß die Fortsetzung 

der imperialistischen Politik durch die Labourregierung die bedenklichste Be- 
drohung der unterdrückten Massen darstelle. Wenn auch nicht von dem Macht- 

fanatismus des Russen getragen, so doch mit nüchterner Deutlichkeit haben die 

Ausführungen des Deutschen Münsterberg in der Liga eine Kampfgemeinschaft 

gegen den Imperialismus gesehen, der im Gegensatz zu der Brüsseler Tagung von 
den Arbeiter- und Bauernorganisationen getragen werde. Im Falle eines Angriffs 
gegen die Sowjetunion müsse die Arbeiterschaft zu ihrem Schutze zu Hilfe eilen. 

Der drohende Krieg zwischen China und Rußland wurde von ihm als Kampf 

zwischen dem Imperialismus und Antiperialismus betrachtet (?), aus dem leicht 

der Befreiungskampf aller Unterdrückten entstehen könne. So sehr man über die 
kühne Haltlosigkeit der ideologischen Systemgebäude kommunistischer Politiker 
restlos staunen muß, erschreckt man doch über die hemmungslose Verfolgung des 
gewollten Wegs und gewinnt erst die ruhige Überlegenheit zurück bei der Beob- 
achtung, daß sich diese Angriffe ebenso antiimperialistisch wie antisozialdemo- 
kratisch gebärden, daß sie die Zweite Internationale genau so wie den Amster- 
damer internationalen Gewerkschaftsbund bekämpfen. Im ganzen hat den Kongreß 
bei der Beratung der praktischen Aufgaben viel weniger die Gefahr eines Krieges 
* bekümmert, den man im Falle eines russisch-chinesischen Kampfes als die Mög- 
‚ lichkeit zu einer Entscheidung geradezu begrüßte, als die Frage der Verhinderung 
der Rüstungen, die dem Imperialismus neue Waffen zu geben vermöchten. Natür- 
lich haben sich in dieser Stellungnahme idealistische und praktisch nüchterne 
Erwägungen vermengt. 

Von besonderem Interesse ist das Bild der Frankfurter Tagung für die Über- 
schau über die vielfältigen Ansätze der Bewegung in der Weltweite, die aus dem 
Reigen der Erörterungen in einer hochgradigen Vollständigkeit gewonnen werden 
kann, obgleich eine ganze Anzahl Staaten die Beteiligung von Delegierten an dem 
Kongreß zu verhindern wußte. Die Verhältnisse Europas fanden freilich nur in 
Ausschnitten Erwähnung, weil als Hauptaufgabe der Bewegung mit einer sonder- 
baren Inkonsequenz nur die Befreiung der von den imperialistischen Staaten 
unterdrückten Bevölkerung der Kolonien bezeichnet worden ist. Darum hat Lede- 
bour Deutschland zunächst zu einem halbkolonialen Land herabwürdigen müssen, 
um dann aber doch auch vom Standpunkt der radikalen Linken in erfreulicher 
Weise die Befreiung des Saargebiets und Südtirols zu verlangen. Er hätte natür- 
lich weitergehen und das Selbstbestimmungsrecht für alle Grenzlanddeutschen 
verlangen können, ist es doch nicht zweifelhaft, daß imperialistische Übergriffe 
von fast allen Seiten die große völkische und nationale Gemeinschaft im Kern 
Mitteleuropas grausam zerstört haben oder am Zusammenschluß hindern. Neben 
der Streifung der mitteleuropäischen Fragen kamen die irische Frage, die des 
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italienischen Imperialismus und die Verhältnisse in Südosteuropa breiter zu Wort. 
Sowohl die Regierung von Nordirland wie die von Südirland wurden von dem 
freien irischen Republikaner Peadar O’Donnell als Agenten Englands bezeichnet. 
Auch die Labourregierung habe enttäuscht. Der Grundfehler der irischen Bewegung 
sei gewesen, daß die politische Befreiung von England vor der sozialen Erneuerung 
erstrebt worden sei. Über Italien und den Südosten Europas ist nur allgemein Be- 
kanntes gesagt worden, wobei allerdings der Führer der italienischen katholischen 
Bauernorganisation Miglioli die Expansionsmöglichkeiten des italienischen Impe- 
rialismus phantastisch überschätzt hat, der doch tatsächlich bisher im Vergleich 
zu seinen großartigen Zielsetzungen nur Rleinerfolge erzielt hat und kaum die 
Freiheit zu viel weiterem Ausgreifen über die genugsam bekannte Einflußsphäre des 
faschistischen Italiens hinaus haben wird. Mussolinis Vergleich des vierten Italiens 
mit dem römischen Italien hinkt eben, weil die Mächtekonstellation im Mittelmeer- 
gebiet im Laufe der Jahrtausende eine völlig andere geworden ist und auch der 
Faschismus dem Rechnung tragen muß, wie ja übrigens Miglioli mit dem Hinweis auf 
den französischen Gegenspieler in der jugoslawischen Frage selbst gezeigt hat. Man 
wird kaum annehmen können, daß ein italienisches Palästina, selbst wenn England 
und Frankreich den Weg dazu frei gäben, die Kolonialstellung Italiens besonders 
stärkte, sondern es eher als eines der Abenteuer ansehen müssen, die freilich der 
italienischen Kolonialpolitik nicht ganz fremd sind. Im Südosten wurden der 
schlimmsten Bebenherde gedacht, Mazedoniens, der Dobrudscha und Bessarabiens. 

Unstreitig lag das Schwergewicht der Eröffnungen auf den Berichten aus Asien. 
Nur in einer revolutionären Massenbewegung der unterdrückten Völker der Welt 
erblickte der Koreaner San noch die Erlösung seines Landes von dem japanischen 
Joch. Er verglich Korea, nachdem der passive Widerstand gescheitert sei, 100000 
Menschen getötet und 3 Mill. Bauern zur Auswanderung gezwungen worden seien, 
einem Kerker. Der Japaner Katayama erschien als Vertreter der antiimperia- 
listischen Bewegung in Japan selbst. In China sucht die revolutionäre Bewegung 
der Arbeiter und Bauern, deren Zentrale Kanton ist, wie in der Frühzeit der 
Revolution selbst Anschluß an die Sowjetunion und steht in scharfem Gegensatz 
zur Nankingregierung und der Herrschaft der Generale, die mit dem japanischen 
Imperialismus und mit den Vereinigten Staaten von Amerika paktieren. Bedauer- 
licherweise läßt sich aus diesen Berichten mit bestem Willen nicht abschätzen, wie 
stark die radikal-revolutionäre russophile Bewegung in China ist. Wer ein Bild 
voll Leben und Farbe, von dem Getriebe, das die Dritte Internationale nach dem 
Tode Sun-Yat-sens entfaltet hat, von den Fäden, die sie über den Fernen Osten 
gespannt hat, um die chinesische Nationalregierung bolschewistisch zu organisieren, 
erhalten will, der lese Malraux’ „Eroberer. Rote und Gelbe im Kampfe um Kanton“ 
(Berlin-Grunewald, Kurt Vowinckel Verlag, 1929). Es bringt den Bericht eines 
Mitkämpfers, stellenweise romanhaft und doch so wahr, daß ihn die Zensur- 
behörden Rußlands uud Italiens verboten haben. Die Vertreter Indonesiens be- 
zeichnen dagegen die vom holländischen und französischen Imperialismus be- 
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ion Massen selbst als ohnmächtig gegenüber den modernen Machtmitteln 
und können sich darum nur in Anklagen gegenüber der Ausbeutung und der 
mangelnden politischen Freiheit ergehen. Einen breiten Raum nahmen Erörte- 
rungen über Indiens Unabhängigkeitskampf ein. Gupta, der Vertreter des indischen 
Nationalkongresses, bezeichnete als dessen Aufgabe die Erringung der politischen 
und wirtschaftlichen Freiheit Indiens. Der Nationalkongreß werde die Massen zum 
Endkampf organisieren. Er habe beschlossen, am ı. Januar 1930 durch einen 
Boykott und Steuerstreik den Kampf auf Leben und Tod zu beginnen. Nur absolute 
Unabhängigkeit könne als das Ziel bezeichnet werden. Der britische Kommunist 
Dutt wies nach, daß der revolutionäre Widerstand in Indien dauernd zunehme. 
Im Jahre 1928 allein sei an so viel Tagen gestreikt worden wie in den vorausge- 
gangenen fünf Jahren zusammengenommen. Diesen Streiks komme auch politische 
‚Bedeutung zu. Die Bewegung habe die Bauernschaft ergriffen. Leider sei die Be- 
wegung im indischen Nationalkongreß selbst keine einheitliche. Es fehle nicht an 
Gruppen, die mit England paktieren wollten, während sich daneben Anhänger einer 
radikal-sozialistisch revolutionären Richtung finden. Datta Mosunda betonte als Ver- 
treter des Nationalkongresses in London, die indische Jugend wolle die Unabhängig- 
keit um jeden Preis und die sozialistische Republik, während die ältere Generation 
zum Teil einen anderen Standpunkt einnähme. Ali Teherani bringt den Nachweis 
einer sozialistisch revolutionären Bewegung in Persien, die sich ebenfalls gegen die 
englische Unterdrückungspolitik namentlich auf finanziell-wirtschaftlichem Gebiet 
„ichtet. Persien werde von England als Aufmarschgebiet gegen Rußland betrachtet. 
"Direkte Kriegsvorbereitungen würden durch den Bau strategischer Bahnen und die 
"Anlage eines Straßensystems getroffen. Die revolutionäre Bewegung habe eine aus- 
gesprochen agrarische Basis. Vertreter aus dem arabischen Kulturkreis, aus dem Irak, 
aus Syrien, aus Palästina, Ägypten und Algerien bekundeten, daß die Bewegung 
auch überall dort Fuß gefaßt hat, wie ja zur Genüge aus den politischen Vorgängen 
selbst bekannt ist. Völlig unklar blieb bei diesen Hinweisen die Bedeutung, die der 
Schicht der Arbeiter und Bauern in der Freiheitsbewegung des arabischen Orients 
zukommt. Dem Zionismus wird als dem Geschäftsträger Englands der Krieg erklärt. 
Die schwarze Rasse war durch Delegationen aus Südafrika, Nordamerika und 
Haiti vertreten, wo die sozialistischen Bewegungen in diesem Rassengrunde am 
kräftigsten Wurzel gefaßt haben. Nur eine revolutionäre Massenbewegung könne 
den Negern in Nordamerika helfen. Aus Lateinamerika hatten Mexiko, Kolumbien, 
Venezuela, Kuba, Peru, Brasilien, Uruguay, Argentinien Delegationen geschickt, 
ohne daß aber anscheinend ein klares Bild über den Umfang der Bewegung ge- 
wonnen werden konnte. Es wurde nur unter anderem mitgeteilt, daß das neu- 
gegründete Gewerkschaftssekretariat in Montevideo als weiterer Kristallisations- 
punkt der revolutionären Bewegung bereits eine halbe Million Mitglieder umfasse. 
Die letzten Aufstände in Venezuela seien nicht planlos, sondern von der National- 
revolutionären Partei organisiert gewesen. Im allgemeinen werde der Kampf nicht 
um die Befreiung Lateinamerikas geführt, sondern um die der Arbeiter und Bauern. 
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Die Regierungen der einzelnen Staaten seien nur Scheinregierungen, die die Inter- 
essen der Großmächte, der Vereinigten Staaten oder Englands verträten (?). 
So wird dem Imperialismus in aller Welt, gleichgültig ob er sich auf die Bour- 
geoisie’oder auf die mit ihm paktierende Sozialdemokratie stützt, eine Kampf- 
ansage geschickt. Die allgemeinen pazifistischen Bestrebungen werden als unzu- 
reichend angesehen und abgelehnt, der Völkerbund wird nicht mit Unrecht als 
ein Werkzeug der Regierungen beurteilt, und der Kelloggpakt wird als eine un- 
geheure Heuchelei bezeichnet. Radikalismus, der jeden Kompromiß ablehnt, herrscht 
eben auf der ganzen Linie. Wer die‘Umsturzidee als vage Zielsetzung, das staat- 
liche Weltgefüge als die Gegebenheit ansieht, der möchte natürlich wissen, welche 
Kräftesummen einander gegenüberstehen. Die eine Gruppe ist das einigermaßen 
Bekannte und Gegebene, von dem allerdings die andere Gruppe, das große X, ab- 
zuziehen ist. Bei einer Abschätzung des letzteren dürfte man leicht Gefahr laufen, 
sich nach der einen oder anderen Seite hin zu verrechnen. Auch wird der Wider- 
stand gegen den Imperialismus in der einen Frage bald größer, in der anderen 
Frage bald kleiner sein. Denn wird der Anspruch der völligen sozialen Erneue- 
rung nur von den radikalsten Elementen erhoben, so haben auf andere Ziele ge- 
richtete Bewegungen doch schon einen weit größeren Umfang angenommen. Der 
Widerstand gegen den Krieg, den die Regierungen im Kelloggpakt selbst auf ihre 
Fahne geschrieben haben, hat in aller Welt viele unbedingte und vielleicht noch 
mehr bedingte Anhänger. Daneben hat das Weltjugendtreffen deutlich gezeigt, 
wie stark die antikoloniale, also auch in einem speziellen Punkte antiimperia- 
listische Bewegung in der jungen Generation ist. Rückhaltlose Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts und des Rechtes aller Völker auf absolute Unabhängig- 
keit, das natürlich jede koloniale politische und wirtschaftliche Bevormundung aus- 
schließt, ist ihr Programm. Allein wenn sich auch die Liga gegen den Imperialismus 
und der Weltbund der Jugend in ihrem Ziel berühren, so unterscheiden sie sich doch 
außerordentlich in dem geplanten Weg. Ist die Liga völlig davon überzeugt, daß nur 
die Revolution helfen könne, so ist der Jugendweltbund antirevolutionär. Immerhin 
bleibt das Ziel hier wie dort der Umsturz in der heutigen staatlichen Weltordnung. 
So sind die Bewegungen, die sich zielmäßig zum Teil sehr nahe stehen, noch 
durch prinzipielle methodische Gegensätze voneinander getrennt. Allein durch 
einen einheitlichen Sammelnamen, wie den der Liga gegen den Imperialismus, 
darf man sich über die Uneinheitlichkeit der Struktur nicht täuschen lassen. Sie 
ist entschieden größer als sie sich auf einer Tagung zu offenbaren vermag. Un- 
gemein klar hat der Frankfurter Kongreß erkennen lassen, daß die allgemeine 
Idee gar nicht von den gleichen Klassen getragen wird, daß die Massen vielfach, 
wie z. B. in Indien, genau so aber auch in Lateinamerika und an vielen anderen 
Stellen, in Wirklichkeit noch gar nicht ergriffen sind, daß anderseits die Vertreter 
der west- und mitteleuropäischen Kulturländer sich den Vorwurf der Lauheit ge- 
fallen lassen mußten. Der Gegensatz zwischen dem Kommunismus und der Sozial- 
demokratie kann nur auf dem Wege des Klassenkampfes selbst überwunden werden. 
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In den kolonialen Ländern selbst walten Spannungen innerhalb der Unterdrückten 
‘vor, die von den herrschenden Staaten zum Teil mit Erfolg ausgenutzt werden. 
Daneben hat aber das Beispiel Chinas gelehrt, daß es auch zu einer Einheitsfront 
gegenüber den ausländischen Einflüssen zu kommen vermag. Man hat die beiden 
Kongresse als eine Warnung an die herrschenden Staaten bezeichnet. Die Tat- 
‘sache, daß die Idee der Weltrevolution schon heute, wenn auch ungemein lücken- 
haft, die Welt umspannt, ist tatsächlich eine Warnung an die Stunde. Es ist 
gleichsam noch die letzte Gelegenheit, das Herrschaftssystem von gestern zu retten 
und es entsprechend den Anforderungen der Zeit umzubauen. Noch ist die gegne- 
rische Ideensetzung so vage und noch sind die Machtmittel der Kolonialmächte 
zu groß, als daß der Widerstand, der sich hie und dort stärker organisiert, nicht 
leicht zu überwinden wäre, wenn sich alle kolonienbesitzenden Staaten der Ge- 
‘fahr des Augenblicks und des noch kraftlosen Zustandes der Zersplitterung beı 
den Gegnern bewußt werden wollten. Aber schon scheint die Stunde gekommen 
zu sein, daß ein Werk auf Dauer nicht mehr im Widerstreit der Kolonialreiche 
untereinander, sondern nur noch in zielbewußter Einheit durchgeführt werden 
kann, wenn nicht die Phase des überkommenen Besitzes durch eine solche der 
Unsicherheit und schließlich eine des allmählichen Abbröckelns abgelöst werden 
soll. Zu bekannt ist ja, daß manche der Kolonialmächte schon heute in schwer 
verhüllter Sorge um ihren Kolonialbesitz sind und auch die aufbäumende Gärung 
in den kolonialen Volksmassen schon verspürt haben, z. B. Holland, daß eine 
"Zeitlang in törichter Angst gerade um seine Kolonien vor deutschen Übergriffen 
‚bangte, anstatt in kluger Verständigung mit der nachbarlichen Vetternnation sein 
historisches Erbe sicherzustellen. Es hat Zeiten gegeben, wo man von Indien 
schon als dem „lost dominion“ innerhalb des Britischen Reiches sprach. Eine 
Zeitlang haben sich die Kolonialmächte nur zur offensiven Bewegung, z. B. bei 
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der Chinaexpedition, zu einer Einheitsfront zusammengefunden, in der freilich, 
auch die eine Macht die andere eifersüchtig um der Erfolge willen überwachte. 
Heute ist aber die Zeit nicht mehr allzu fern, in der die Einheitsfront zur Defen- 
sive gebildet werden muß. Die antiimperialistische, antikoloniale Bewegung ist ein 
großes Menetekel, das die Kolonialmächte nicht in vermeintlicher Selbstsicherheit 
übersehen sollten. Politik der Staaten ist ohne Achtsamkeit auf die Strömungen 
in den Massen nur mehr ein Unding. Für die Mutterländer ist das schon erkannt 
worden, und es ist höchste Zeit, daß diese Erkenntnis auch auf die Kolonialländer 
angewandt wird an Stelle der überlebten Methode des Divide et impera, mit der er- 
folgreiche Kolonialpolitik bisher auskam. Die Kolonialpolitik fordert heute mehr denn 
je eine Verständigung unter den Kolonialmächten. Wann wird sich der antikolonia- 
len Liga eine Liga der Kolonialmächte entgegenstellen, die gut täte, um neue Mit- 
glieder zu werben bzw. ausgeschiedene wieder aufzunehmen? Aber noch eine spe- 
zielle Frage: glaubt man, diesen Kampf der Abwehr, bei dem es schließlich um den 
Kolonialbesitz der Weißen gehen wird, ohne das deutsche Volk, das zahlenmäßig 
kräftigste Europas, wenn man von dem russischen absieht, führen zu können? 
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GuSTAV CASSEL: 
Reform der Zentralbankgesetzgebung 


Wenn man die Gesetzgebung der verschiedenen Länder über ihre Zentralbanken 
studiert, so erhält man einen starken Eindruck von der Reformbedürftigkeit dieser 
Gesetzgebung. Sie schließt die verschiedensten Bestimmungen ein und es gibt kaum 
zwei Länder, für die das Statut gleich ist. Schon bei einer so einfachen Frage wie 
der Einlösung der Noten wechselt die Gesetzgebung je nach den einzelnen Ländern 
bedeutend. Noch verschiedener sind die Bestimmungen über den Umfang der 
Notenausgabe und besonders über die Reserven; wie groß und in welcher Weise 
zusammengesetzt sie sein sollen und welche Verpflichtungen sie zu decken haben. 
In Wirklichkeit deutet dies darauf, daß es keine allgemein anerkannten Prinzipien 
für eine Zentralbankgesetzgebung gibt, und daß die getroffenen Bestimmungen 
in hohem Grade von Zufälligkeiten und Willkür beeinflußt worden sind. Die be- 
stehende Gesetzgebung führt auch zu ganz offenbaren Ungelegenheiten, und in 
verschiedenen Ländern beginnt man mehr oder wenig durchgreifende Reformen 
in Betracht zu ziehen. Es wäre selbstverständlich wünschenswert, wenn man sich 
dabei über gewisse gemeinsame Richtlinien und grundlegende Prinzipien einigen 
könnte. Die Notwendigkeit, die knappen Goldvorräte der Welt zu sparen und zu 
diesem Zwecke die Ansprüche der Zentralbanken auf Gold zu begrenzen, wird 
nunmehr allgemeiner als ein gemeinsames Weltinteresse erster Ordnung anerkannt. 
Diese Tatsache allein sollte alle Länder zu einer Reform der Zentralbankgesetz- 
gebung veranlassen. 

Für die populäre Auffassung liegt es wohl nahe sich vorzustellen, daß das Ziel 
in der Hauptsache durch eine passende und möglichst gleichförmige Herabsetzung 
der Ansprüche der Gesetzgebung bezüglich der Goldreserven erreicht werden könnte. 
Ohne Zweifel ist auf diesem Wege viel zu gewinnen. Untersucht man aber das 
Problem näher, wird man bald finden, daß eine radikale Lösung vorzuziehen ist. 
Starke Gründe sprechen für eine Abschaffung sämtlicher Gesetzbestimmungen, 
die jetzt in der einen oder anderen Form die Größe der Goldreserven zu fixieren 
suchen. 

Der Zweck der Haltung einer Goldreserve ist vor allem der, daß die Zentral- 
bank mit ihrer Hilfe die Einlösung ihrer laufenden Verpflichtungen in Gold ver- 
bürgen soll. Eine Gesetzgebung, die in irgendeiner Weise versucht, die Größe der 
Goldreserven zu fixieren, bringt aber, wie die Erfahrung gezeigt hat, große Ge- 
fahren mit sich. Erstens wird eine solche Gesetzgebung leicht das Hauptgewicht 


CASSEL: REFORM DER ZENTRALBANKGESETZGEBUNG 973 


‚auf die ständige Aufrechterhaltung von Goldreserven in bestimmter Höhe legen. 
Was Mittel sein sollte wird Hauptzweck, und das eigentliche Ziel der Haltung der 
‚Goldreserven wird in Krisenzeiten ganz beiseite gesetzt. Dies zeigte sich am deut- 
lichsten während des Krieges, da die Zentralbanken allgemein die Einlösung ihrer 
‚Noten einstellten — um ihre Goldreserven zu verteidigen! 

Jede Gesetzgebung über die Größe der Goldreserven bringt es ferner mit sich, 
daß diese Reserven immobilisiert und ihrem wirklichen Zweck entzogen werden. 
Eine Zentralbank kann die gesetzliche Mindestreserve nicht für die Einlösung ihrer 
Noten oder sonstigen Verpflichtungen verwenden. Die Bank muß deshalb eine 
Sonderreserve über die gesetzliche hinaus halten. Diese Sonderreserve wird die 
einzige praktisch verwendbare, während das Gold, soweit es als gesetzliche Minimal- 
reserve bestimmt ist, im Keller liegen bleibt und jeder vernünftigen Verwendung 
entzogen ist. Daß derart große Goldmengen lediglich einer fehlerhaften Gesetz- 
gebung wegen fruchtbarer Verwendung entzogen bleiben, widerspricht selbstver- 
ständlich im höchsten Grade dem gemeinen Interesse an einer systematischen 
Goldsparsamkeitspolitik. 

Zu einer brauchbaren Gesetzgebung für alle Zentralbanken kann man offenbar 
nur dann kommen, wenn man sich klar macht, was die vornehmste Aufgabe und 
Pflicht einer Zentralbank ist. Wir können zunächst feststellen, daß — bei der 
Golawährung — eine Zentralbank vor allem ihre Valuta in Parität mit dem Golde 
zu halten hat. Dies bedeutet, daß die innere Kaufkraft der Valuta stets in einer 

“Höhe gehalten werden muß, die derjenigen des Goldes entsprieht. Nach außen 
hin tritt dies insoweit zutage, als der Wechselkurs auf Plätzen mit einem völlig 
"freien Goldmarkt niemals mehr als eine Kleinigkeit von der Parität abweichen 
darf. Es ist somit die Pflicht einer Zentralbank, zuzusehen, daß die Wechselkurse 
auf London und New York innerhalb der engen Grenzen gehalten werden, die von 
den Goldpunkten bezeichnet werden; d. h. einige wenige Einheiten pro Mille über 
oder unter der Parität. Dies kann, wie gesagt, nur dann geschehen, wenn die 
innere Kaufkraft der Valuta in einer bestimmten Höhe aufrechterhalten wird. Zu 
diesem Zweck hat die Zentralbank vor allem eine geeignete Diskontpolitik zu 
treiben. Die Durchführung einer solchen Politik ist das wichtigste und zugleich 
schwierigste Moment für die Leitung einer Zentralbank. Kann man die Regelung 
dieser Frage dem Zentralbankdirektorium mit Vertrauen überlassen, so kann man 
ihm sicher auch bei der Bestimmung des Umfangs der Zirkulation freie Hände 
geben. Dessen Höhe ergibt sich in der Tat von selbst, sobald nur die Bedingung 
erfüllt ist, daß die Valuta in voller Parität aufrechterhalten wird. 

Der Goldreserve kommt unter solchen Verhältnissen keine andere Bedeutung 
zu, als die unmittelbare Einlösung der Noten in Gold oder Goldvaluten zu ver- 
bürgen, wenn Ansprüche auf eine solche Einlösung gestellt werden sollten. Wie 
groß die Reserve einer Zentralbank zu diesem Zweck sein muß, oder in welcher 
Proportion die Reserve von Gold oder ausländischen Goldvaluten zusammengesetzt 
sein soll, wird man ruhig der Zentralbankleitung überlassen können. 
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Die logische Folge dieser Sachlage ist, daß die Gesetzgebung zwar einen ab- 
solut bindenden Ausdruck für die unbedingte Pflicht der Zentralbank, die Valuta 
in ihrer vollen Parität aufrechtzuerhalten, geben sollte, andererseits aber von den 
bisher gebräuchlichen Bestimmungen absehen kann, die mehr oder weniger will- 
kürliche Ziffernverhältnisse zwischen Notenzirkulation oder anderen laufenden 
Verpflichtungen auf der einen Seite und dem Vorrat von Gold oder ausländischen 
Goldvaluten auf der anderen Seite zu fixieren suchen. 

Eine Zentralbank gibt Noten aus oder schafft Depositen teils durch Lombar- 
dierung von Wertpapieren und Disköntieren von Wechseln und teils durch Kauf 
von Gold und ausländischen Goldvaluten, Es ist natürlich, daß die Gesetzgebung 
in ihrer Forderung nach Deckung für die Verpflichtungen der Zentralbank 
feststellt, daß nur in dieser Weise Noten ausgegeben und Depositen geschaffen 
werden dürfen. Es ist auch in der Ordnung, daß die Gesetzgebung gewisse An- 
sprüche bezüglich der Beschaffenheit dieser Deckung stellt. Diese Ansprüche soll- 
ten sich in erster Linie auf die Liquidität der Deckung beziehen; beispielsweise 
dürften nur wirkliche Handelswechsel mit gewisser kurzer Laufzeit diskontiert 
werden. Im übrigen dürfte die Gesetzgebung von jedem Versuch absehen können, 
etwa festzustellen, in welchem Mengenverhältnis die verschiedenen Deckungs- 
mittel zu einander stehen sollen. Die Erfahrung zeigt, daß dies Verhältnis stark 
wechselt, und es scheint keine Veranlassung für eine Bindung der Zentralbanken 
in dieser Beziehung vorzuliegen. 

Die Verpflichtung der Zentralbank, ihre Noten in Gold einzulösen, bedeutet 
eine Verpflichtung, Gold zu einem gewissen Höchstpreis zu verkaufen. Diese Ver- 
pflichtung sollte mit einer Verpflichtung, Gold zu einem gewissen Mindestpreis 
zu kaufen, verbunden werden. Die Verpflichtung, Gold zu verkaufen, sollte ande- 
rerseits ergänzt werden durch die Gewährung des Rechts an das Publikum, Gold- 
münzen zu schmelzen und Gold auszuführen. Die Verpflichtung der Zentralbank, 
Gold zu kaufen, sollte in ähnlicher Weise mit einem Recht des Publikums, Gold 
in Münzen umprägen zu lassen und Gold einzuführen, vervollständigt werden. 
Alle diese Bestimmungen gehören zum Wesen der Goldwährung und sollten völlig 
klaren und bestimmten Ausdruck in der Gesetzgebung finden. 

Eine Gesetzgebung auf Grund der hier gegebenen Anregungen würde die für 
das Geldwesen wirklich wesentlichen Bestimmungen klar hervorheben und in 
bindender Form festlegen, gleichzeitig aber auch der Leitung der Zentralbank in 
der praktischen Ausführung ihrer schwierigen Aufgabe die größtmögliche Freiheit 
geben. Man ist berechtigt vorauszusetzen, daß diese Freiheit im Dienste eines 
gesunden Geldwesens und des allgemeinen Besten ausgenutzt wird und besonders 


die sehr wünschenswerte Kooperation der verschiedenen Zentralbanken erleichtern 
würde. 
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NORBERT GÜRRKE: 
Der Völkerbund 1919 bis 1929 


„Historisch betrachtet handelt es sich um einen sehr alten Gedanken, der 
_ eine neue Form annahm, als sich die zivilisierten Staaten bei den beiden Haager 
Konferenzen 1899 und 1907 versammelten“ (Wilson Memoiren Bd. 3, $. 134). 
Dieser Einführungssatz zum französischen Völkerbundpaktentwurf von 1919 
verweist mit Recht auf die Entwicklung, in die man die Schaffung des Völker- 
bundes reihen muß. Im 19. Jahrhundert entwickelte sich mit dem Anwachsen 
des Verkehres eine engere internationale Zusammenarbeit, die ihren Ausdruck 
in der Schaffung weltumspannender Organisationen, wie des Weltpostvereines 
(1878), der Vereinigung zum Schutze des geistigen (1886) und des gewerb- 
lichen (1883) Eigentums, des zwischenstaatlichen Gesundheitsamtes (1903), 
der Stelle zur Bekämpfung des Sklavenhandels (1890) und vor allem im stän- 
digen Schiedshof im Haag (1899, 1907) fand. Der Völkerbund hat diese Organe 
zusammengefaßt, erweitert und fortentwickelt; — man darf hierbei nicht außer 
acht lassen, daß es unrichtig wäre, die Zeit von I914—19 als Chaos des inter- 
nationalen Verkehres zu bezeichnen; im Gegenteil: „Der Weltkrieg war das 
nach Raum und Masse gewaltigste Zusammenarbeiten von Staaten, insbeson- 
dere auf seiten der Entente“ (Max Huber, Die allgemeinen Grundlagen des 
Völkerbundvertrages. Bern 1920). Aus dieser Staatengruppe wurde, unter Aus- 
schaltung der Mittelmächte, der Völkerbund geschaffen, von dem die Deutsche 
Reichsregierung in ihren Gegenvorschlägen zu den Friedensbedingungen (vom 
19. Mai 1919) sagte: „Was der Friedensvertrag schaffen will, ist nur eine Fort- 
dauer der gegnerischen Koalition, die den Namen ‚Völkerbund‘ nicht 
verdient.“ Mit dem Eintritt der meisten neutralen Staaten sowie des Deutschen 
Reiches (1926), Österreichs (1922), Ungarns (1920) und Bulgariens (1920) haben 
nunmehr diese Staaten während ihrer Mitgliedschaft für sich die Bindungen 
der Satzung anerkannt und die Mitverantwortung für den Ausbau des Bundes 
übernommen. 
Zehn Jahre Völkerbund — im Januar ıgıg begannen in Paris die Be- 
sprechungen über die Schaffung der Satzung, am 28. Juni erhielt diese als dıe 
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ersten 26 Artikel des Friedensvertrages von Versailles (FVV.) ihre endgültige: | 
Form, am 10. Januar 1920 trat sie in Kraft — lassen eine kritische Betrach- 
tung von Wesen und Werden möglich erscheinen. Es soll hier eine politische | 
Betrachtung versucht werden, wir wollen daher die neuen politischen Ge- | 
danken, welche die Satzung enthält, untersuchen. „In dem Fehlen einer über | 
den Staaten stehenden Gewalt liegt die Schwäche der Staatengemeinschaft und 
des Völkerrechts“, doch „diesen Zwang hat nunmehr die Völkerbundakte (1919) | 
zu organisieren versucht, ein Versuch, der durch die Tat bisher noch nicht 
bewährt ist“ (Liszt-Fleischmann, Völkerrecht!2, S. 12). Ohne Zweifel liegt ın 
diesem Schritte das entscheidende Moment der Umgestaltung der Völker- 
rechtsordnung, die der neue Staatenbund begründen will. N 

Zwei Fragen sollen im folgenden besprochen werden: ı. In welchem Sinne 
sieht die Satzung die Anwendung des Zwanges vor? 2. Auf welchen geo- 
politischen Grundlagen ruht der Völkerbund, und wie lassen diese die 
Erfüllung der Zwangsaufgaben möglich erscheinen? Bevor wir auf die erste 
Frage eintreten, noch einiges zum Aufbau: Der Völkerbund strebt nach Er- 
fassen „aller Staaten, Dominien oder Kolonien mit voller Selbstverwaltung“ 
(Art. ı, Abs. 2), bei Achtung der Souveränität des Einzelstaates. In der Ver- 
sammlung sind daher alle Staaten mit je einer Stimme gleichberechtigt. Alle, 
außer Verfahrensbeschlüsse, erfordern Einstimmigkeit; den Mitgliedern ist das 
Austrittsrecht gewahrt. In Fortsetzung der bei den alliierten und assoziierten 
Mächten während des Weltkrieges und der Friedensverhandlungen gepflogenen 
Praxis wurde der Völkerbundrat gebildet, in dem, wie dort, die fünf Haupt- 
mächte um eine Stimme, gegenüber den Mittel- und kleineren Staaten — mit vier 
Stimmen — in der Mehrzahl sein sollten. Der Rat, als bewegliches, öfter tagen- 
des und von den maßgeblichen Mächten getragenes Organ, übernahm bald die 
Führung der Geschäfte des Bundes, für die er der Versammlung keine Ver- 
antwortung schuldet. Die ausgeschlossenen Mächte drängten nach einer Ver- 
tretung im Rate und erreichten auch 1922 und 1926 eine Erweiterung, so daß 
heute fünf Großmächten neun andere Staaten gegenüberstehen. Damit ist ein 
starkes zahlenmäßiges Übergewicht von Staaten geschaffen, die selbst nicht 
führend in der Weltpolitik stehen (siehe Tabelle B). 

Die Anwendung des Zwanges erscheint in zweifacher Richtung möglich: 
Die bestehende Rechtsordnung erhaltend, das ist statisch, oder die politischen 
Verhältnisse nach bestimmten Grundprinzipien ändernd, d. i. dynamisch. 


Wenn ein Weltstaatenbund den Krieg, der bisher das übliche Mittel der 
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Grenzänderung war, ausschalten will, muß er die Kraft haben, an seine Stelle 
‚ein Verfahren zu setzen, welches den notwendigen Änderungen der Grenzen 
nach der Lebensentwicklung der Völker Rechnung trägt, denn „alle staat- 
‚lichen Grenzen sind nur zeitweilig, absolute Grenzen unmöglich“ (Ratzel). 
Zr ' Wilson nannte den Artikel ı0 der Völkerbundsatzung ihr „Herz“, und 
“während der Verhandlungen stellte derselbe, wie Baker in Wilsons Memoiren 
berichtet, das „Sturmzentrum“ dar. Es ist der Artikel, in welchem sich „die 
Bundesmitglieder verpflichten, die Unversehrtheit des Gebietes und die be- 
stehende politische Unabhängigkeit aller Bundesmitglieder zu achten und gegen 
jeden äußeren Angriff zu wahren“. Es ist dies der Garantieartikel, die 
"Grundlage der statischen Bundesaufgaben. Er ist unterbaut durch die Be- 
stimmungen über das Schiedsgerichts- und Gerichtsverfahren, die Schlichtung 
‚sowie durch den Art. 16, der die Anwendung von Sanktionen wirtschaftlicher 
und militärischer Art vorsieht. Welche Bedeutung man in Amerika diesem Arti- 
kel beimaß, sagt Lansing („Die Versailler Friedensverhandlungen“ Berlin, 1921, 
‚8. 93): „Dieser Artikel war auch der Hauptgrund für den Widerstand des 
amerikanischen Senates gegen die Ratifikation des Friedensvertrages.“ Man 
trat in diesen Kreisen damals für die nur negative, nicht mit Sanktionen unter- 
“baute Gebietsachtung ein. Der Genfer Völkerbund hat sich zu einem positiven 
“Ausbau der statischen Völkerrechtsgrundlage bekannt; dies stellt vor allem 
einen Sieg des stets Sicherheiten suchenden Frankreich dar. 

Alle jene, welche nicht die Ansicht teilen, „daß dieser Vertrag (FVV.) nicht 
nur eine gerechte Erledigung des großen Krieges darstellt, sondern daß er 
auch die Grundlagen schafft, auf der die Völker Europas in Freundschaft und 
Gleichheit zusammen leben können“ (aus der Mantelnote der alliierten und 
assoziierten Regierungen vom 16. Juni 1919), werden in der heutigen Welt- 
ordnung vor allem nach der Dynamik des neuen Völkerrechtes fragen. Sie zu 
gestalten ist ohne Zweifel weit schwieriger als die Festlegung der Grenzen auf 
eine Form. Doch „Recht und Leben stehen gerade an der Grenze in unaus- 
gesetztem Grenzkampf“ (Haushofer). Die geltende Satzung spricht in Art. 19 
von der „Nachprüfung der unanwendbar gewordenen Verträge und solcher 
internationaler Verhältnisse, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden gefähr- 
den könnte“. Die offenbare Schwäche dieses schönen Artikels ist, daß eine 
„Unanwendbarkeit“ erst dann vorliegt, „wenn der im Augenblicke des Ab- 
schlusses bestehende Zustand in der Folgezeit, sei es in materieller, sei es ın 
moralischer Hinsicht, so radikale Veränderungen erlitten hat, daß es außer- 


678 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT | 


halb des Bereiches vernünftiger Möglichkeit liegt, den Vertrag anzuwenden“ 


(Bericht des Juristenkomitees der II. Versammlung). Das Abstellen auf Ände- | 


rungen, die nach Vertragsabschluß eingetreten sind wird demnach zur Vor- 
bedingung der Wirksamkeit des Art. 19 gemacht! Überdies muß betont wer- | 
den, daß „die Versammlung einen weitergehenden Beschluß, als die Parteien 
zur Revision aufzufordern, nicht fassen darf“. „Die Parteien eines Vertrages 
werden durch den Wunsch der Bundesversammlung lediglich moralisch ver- 
pflichtet“ (Schücking-Wehberg, „Satzung des Völkerbundes“2, $. 663). Auf 


der heurigen Versammlung stellte China mit allem Nachdrucke die Forderung, 
den Art. 19 mit den erforderlichen Bestimmungen so zu unterbauen, daß seine 


Anwendung ermöglicht wird. Die lebhaften Widerstände zeigen indessen, daß 
eine wirklich freie Fassung nicht zu erwarten ist. Wir sehen somit eine be- 
deutende Schlechterstellung — es fehlen bisher auch alle Bestimmungen über 
das einzuhaltende Verfahren — des Art. 19 gegenüber dem, mit Zwangsmaß- 
nahmen unterbauten, Art..10. Das dynamische Moment kann man in der 
geltenden Satzung wohl am ehesten darin sehen, daß sie „Löcher ließ, damit man 
sich bewegen kann“, wie Chamberlain 1927 sagte. Es ist dies die Bestimmung, 
daß bei Konflikten, die keine schiedsgerichtliche oder gerichtliche Lösung er- 
fahren und deren Schlichtung dem Rate nicht durch einstimmigen Beschluß 
(bzw. einstimmigen Rats- und mehrheitlichen Versammlungsbeschluß) ge- 
lingt, den Bundesmitgliedern das Recht zusteht, „die Schritte zu tun, die sie zur 
Wahrung von Recht und Gerechtigkeit für nötig erachten“ (Art. 15), d. h. nach 
eigenem Ermessen Krieg zu führen. Auch eine etwa durchgeführte Überein- 
stimmung der Satzung mit dem Kelloggpakt wird keine bedeutende Änderung 
bringen. Auch in diesem ist das wichtigste Problem, wann ein Angriffskrieg 
vorliegt, nicht gelöst. Die Entscheidung ist — hier sei vor allem an die ameri- 
kanische und englische Interpretation vor der Unterzeichnung erinnert — in 
die Entscheidung der einzelnen Staaten gerückt, jedoch von keinen positiv- 
rechtlichen Merkmalen abhängig. 

Es sei hier als Beispiel einer möglichen dynamischen Unterbauung der 
Satzung auf einige Entwürfe verwiesen: der III. Wilson-Entwurf (Memoiren 
Bd. 3, S. 105) sagt, „daß territoriale Berichtigungen ... gemäß dem Prinzip 
der Selbstbestimmung bewirkt werden können und ebenfalls..., wie sie nach 
dem Urteil von drei Viertel der Delegierten für die Wohlfahrt und das offen- 
kundige Interesse der betroffenen Völker erforderlich erscheinen . . .“, nach 


dem Grundsatz, „daß der Friede der Welt allen Fragen politischer Jurisdiktion 
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allen Grenzfragen voransteht“. Der britische Entwurf vom 20. Januar 1919 
emoiren Bd. 3, $. 117) sagt, wenn „die Grenzen eines Staates... nicht den Er- 
irdernissen der Lage entsprechen“ und die Parteien die Empfehlungen zur Ände- 
ang, die der Bund für nötig hält, verwerfen“, sollen die Staatsglieder des Bundes, 
eit das in Frage stehende Gebiet davon berührt wird, nicht mehr der Ver- 
lichtung unterliegen, das fragliche Gebiet gegen gewaltsame Aggressivität 
lurch andere Staaten zu schützen .. .“ Der Entwurf der Fabier von ıg15 

(Schücking-Wehbersg, $. 661) sah ebenfalls eine Revision der Verträge vor und 
Iman wird auch die weite Fassung der Art. 29 und 37 des deutschen Entwurfes 
anführen können. Es sei hier auch auf die diesbezüglichen Bestimmungen in der 
ren Reichsverfassung von 1919 (Art. 18) und der Verfassung der RSFSR. 

von 1925 (Art. 13) verwiesen, die auf den Selbstbestimmungswillen der Be- 
völkerung abgestellt sind. Eine eingehende theoretische Behandlung der be- 
völkerungspolitischen Grundlagen findet sich bei A. M. M. Montijn, „Ein neues 
Völkerrechtsprinzip“ (Haag 1919), doch urteilt der Verfasser zu materialistisch- 
staatsnational und berücksichtigt die volkspolitischen Siedlungsgrundlagen zu 
wenig. 


Die obigen Ausführungen haben einige rechtpolitische Probleme beleuchtet, 
und es soll nun die bisherige Entwicklung des Mitgliederstandes und 
des Rates, die politische Tätigkeit und die geographische Gliederung des 
Völkerbundes besprochen werden. Die Mitgliedverhältnisse haben eine starke 
Verschiebung zuungunsten Amerikas — durch Nichtratifikation des FVV. 
von seiten der USA. und Ekuadors, dem Austritte Brasiliens (1926—28) und 
Costa Ricas (1924—1926) sowie durch die Nichtteilnahme mehrerer ameri- 
kanischer Staaten erfahren. Die heurige Versammlung wies einen Rekordbesuch 
auf. Es fehlte nur das seit 1920 zurückgezogene Argentinien. Es zeigt sich, daß 
einem Ansteigen der europäischen Versammlungsstimmen von 36°/, (nach der 
Satzung) auf 50°/, ein Rückgang der amerikanischen Stimmen von 42°), auf 
‚31 °/, gegenübersteht. Mehr als dies hat jedoch zu bedeuten, daß sich alle 
großen amerikanischen Staaten vom Völkerbunde fernhalten (USA., Brasilien, 
Mexiko, Argentinien). Es drückt sich dies deutlich in der durchschnittlichen 
Einwohnerzahl der Mitgliedstaaten aus: dies sind in Amerika nur 3, in Europa 
13, in Asien 132 Millionen (vgl. Tabelle C). Im führenden Organ, dem Rate, 
hat Europa von den ı4 Sitzen 8 inne, von den 5 ständigen 4 (und überdies 
die beiden halbständigen). Alles zeigt, daß diese Lage eine Überhäufung des 
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umfaßt der Völkerbund alle Staaten außer der UdSSR. und einigen Zwerg- 
staaten, er steht im wesentlichen auf der zwiespältigen Basis der Verträge vom 
1919/20. In Amerika erwünschen ihn die Klein- und Zwergstaaten als Garan- 
tiemacht vor den fehlenden größeren Staaten und ebenso vor gegenseitigeni 
Belästigungen. Die Mächte Asiens und die britischen Dominions suchen in ihme 


um deren stete Erweiterung bis zur faktischen Gleichberechtigung. Es m 
hier leider unterlassen werden, die einzelnen Verhältnisse näher auszuführen, 
Die allgemeinen Erörterungen, und vor allem die beigegebenen Karten, könnem 
nur eine Grundlage dieser Betrachungen geben. 

Noch klarer als diese Zahlen zeigen die Verträge, welche dem Völkerbundes 
Aufgaben zur Erledigung übertragen, und die vom Völkerbund bisher erledigten 
Angelegenheiten die „Europäisierung“*) des Bundes“*). Es hat der FVV. dem: 
Völkerbunde eine Reihe von Kompetenzen übertragen, bei denen beachtens 
wert ist, daß sie, soweit sie in ihrem Inhalte an ein bestimmtes Territorium 
gebunden sind, vorwiegend Fragen betreffen, welche dem Ostrand Mitteleuropas: 
angehören. FVV.: Art. 80 „Unabhängigkeit“ Österreichs, Art. 164 Rüstungs— 
grenze, Art. 213 militärische Kontrolle, Art. 280 Zoll-, Schiffahrtsfragen, Be-- 
handlung der ehemalig feindlichen Staatsbürger, Art. 377, 378 Nachprüfung ge-- 
wisser Bestimmungen über Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen, Art. 34j 
Zugehörigkeit von Eupen-Malmedy, Art. 39, 50 Treuhänder des Saargebietes: 
und Durchführung der Abstimmung, Art. 102 Schutzherr von Danzig, Art. 98! 
Verkehrsabkommen zwischen Deutschem Reich und Polen, Art. 312 deutsch-- 
polnische Versicherungsfragen; weiter ist der Völkerbund gehalten, verschiedene: 
Organe zur Streitschlichtung einzusetzen, so nach Art. 336, 337, 426, 304a,, 
342, 289; Art. 338 Reglement für internationale Ströme, Art. 387ff. Be-: 


*) Es erschien ein Artikel von Prof. Rappard in den „Europäischen Gesprächen“, der sich. 
auch mit dieser Frage der „Europäisierung“ des Völkerbundes befaßt. Es ist in diesem Artikel! 
jedoch zu wenig der Gefahren gedacht, welche in dieser Entwicklung liegen. — **) Zu diesen. 
Ausführungen, sowie vor allem zur beigegebenen Karte, sei auf die Schrift „Geographische: 
Rechtswissenschaft“ von Manfred Langhans-Ratzeburg, Berlin 1928, sowie auf die „Neue poli-: 
tische Karte der Erdteile auf staats- und völkerrechtlicher Grundlage“ vom selben Verfasser in. 
Petermanns Geogr. Mitt. 1928, 4. Heft, verwiesen. Die beigegebenen Kartenskizzen stützen sich. 
vor allem auf diese letztere Arbeit und Anregungen der „Maps showing territorial changes 
since the World war, the transfer of the German cables and the League of Nations in 1923“ 


von Lawrence Martin, New York 1924. Die statistischen Daten sind Hübners Tabellen (1929) 
entnommen. 
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mungen über das internationale Arbeitsamt. Eine diesen Bestimmungen 
gehend verwandte Aufzählung zeigen die Verträge von St. Germain, Trianon, 
eully und Lausanne. Verträge und Erklärungen, die dem Völkerbunde Kom- 
nzen noch einräumen, sind: Minderheitenschutzverträge der allierten Haupt- 
hte mit Polen, Tschechoslowakei, Südslawien, Rumänien, Griechenland (und 
nenien) — die Minderheitenschutzbestimmungen der Friedensverträge mit 
Isterreich, Ungarn, Bulgarien —, der Vertrag über den griechisch-türkischen 
Bevölkerungsaustausch — die Miindarhöltensckneeriihreren Finnlands (für die 
\ alandsinseln), Estlands, Lettlands, Litauens und Albaniens —, das deutsch-pol- 
nische Oberschlesienabkommen usw. Es sind hier noch die Mandatsverträge 
und das Statut des Internationalen Gerichtshofes zu erwähnen sowie einige 
Staatsverträge, vor allem der Locarnopakt. 

 Vorwiegend mit europäischen (man kann fast sagen osteuropäischen) Fragen 
war auch die Tätigkeit des Völkerbundes belastet. Wenn wir die von 
ihm bisher behandelten Fragen nach Gebieten ordnen, ergibt sich: Ostrand 
Mitteleuropas: Finnland (Aalandsinseln, Ostkarelien), Estland (Minder- 
heitenschutz, Finanzen), Lettland (Minderheitenschutz), Litauen (Memel- 
sebiet, Wilna-Konflikt ı5mal!, Minderheitenfragen), Polen (Wilna, Minder- 
heitenfragen ı7mal, Belange aus dem FVV. ı6mal), Danzig (Verwaltung, 
Verhältnis zu Polen, Finanzen, Postdienststreit, Westerplatte 13mal, Kriegs- 
schiffe, Waffenerzeugung), Oberschlesien (Minderheiten, Optanten, Chorzow), 
Tschechoslowakei (Jarworzina-Grenze, ungarische Grenze, Minderheiten- 
schutz), Österreich (Entwaffnung, Sanierung), Deutsches Reich (Wimble- 
don, Salamis), Südslawien (Grenzfragen, Minderheitenschutz), Ungarn (Ent- 
waffnung, SzentGotthard, jüdische Minderheit, Sanierung,Grenzfragen,Optanten- 
streit mit Rumänien ı4mal), Rumänien (Optantenstreit, Minderheiten), Bul- 
garien (Minderheiten Westthraziens, Flüchtlinge, Bandeneinfälle, Entwaffnung, 
Finanzen), Albanien (Grenzen, Finanzen, Minderheiten), Griechenland (Be- 
völkerungsaustausch, Grenzen, Korfu, Minderheiten, Flüchtlinge, Finanzen), 
Türkei (Ausweisung des ökumenischen Patriarchen, Minderheitenfragen). Hier 
seien noch die Fürsorge für die russischen Flüchtlinge, die Bemühungen 
um die Errichtung eines armenischen Staates bzw. Mandates sowie die 
Ablehnung der Aufnahmeansuchen Armeniens (1920), Georgiens (1921), 
Azerbeidschans (1920) und der Ukraine (1920) genannt. Der durch die 
obigen Fälle gekennzeichnete Staatengürtel entspricht den osteuropäischen 
„geopolitischen Reibungsgürteln“, welche auf der Karte von Langhans-Ratze- 
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‚burg (im Heft 2/VI, S. 161 der Zeitschrift für Geopolitik) | 
sind. Neben dieser Fülle von Angelegenheiten aus Osteuropa sind schon die 
westeuropäischen recht gering: Saargebiet (Verwaltung, französischer 
Militär und Gendarmerie, Grenzen, Schulfragen, Finanzen), Eupen-Malmedy 
(„Abstimmung“), Eintritt der Schweiz und Luxemburgs in den Völkerbundl 
Außereuropäische Fragen haben den Völkerbund wenige ernstlich be- 
schäftigt. Die Aufsicht über die‘Mandate, die sich befleißigt, den Mandats- 
mächten möglichst wenig lästig zu werden, ist eine vorwiegend in den Interessen- 
kreis europäischer Mächte fallende Angelegenheit. In die verschiedenen Kon- 
flikte, die an den Völkerbund getragen wurden oder getragen werden sollten: 
hat er nicht lösend eingreifen können: die Mossulfrage stellte einen Kompromif! 
dar, Hedschas wurde erobert, der russisch-persische Konflikt (1920) wurde 
nicht gelöst, in den südamerikanischen Streitfällen: Panama-Costa Rica (1920). 
Bolivien-Chile-Peru (1921), Bolivien-Paraguay (1928) belastete den Völkerbund 
neben der ungünstigen geopolitischen Lage seiner Mitglied- und Ratstaaten die 
in Art. 21 anerkannte Monroedoktrin, über deren Auslegung Costa Rica 1928 
nur eine unklare und unbefriedigende Auskunft erteilt werden konnte. Es be- 
darf kaum einer Erwähnung, daß die mittel- und südamerikanischen Probleme 
(„Südamerika, der Erdteil der strittigen Gebiete“, Langhans-R.) einer Lösung 
harren, daß die „Schutzfreundschaften“ der USA. (Kuba, Haiti, Dominikani- 
scher Freistaat, Nikaragua, Panama, Liberia) mit der im Art. 10 vorausgesetz- 
ten „bestehenden politischen Unabhängigkeit“ nicht vereinbar sind; daß die 
afrikanischen und ozeanischen Probleme, wie vor allem der machtpolitische 
Mißbrauch der Mandate, die Wirren entlang des asiatischen Reibungsgürtels, 
reichlichen Stoff außereuropäischer Fragen für ein schlichtendes und ordnen- 
des Eingreifen des Völkerbundes liefern könnten. 

Ein doppelter Angriff erfolgt auf die außereuropäischen, aber auch auf die 
europäischen Völkerbundstaaten: die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
bauen die finanzielle Durchdringung bis zur Überwachung aus und entziehen 
damit den Staaten ihre Freizügigkeit”); die Sowjetunion untergräbt mit einer 
geschickten Nationalitätenpolitik — man beachte vor allem die randgelagerten 
Republiken und Gebiete — und Kolonialpolitik, als „Vaterland des Welt- 
proletariats“ und Kern der Weltsowjetrepublik mit ihrer europäischen und 
asiatischen „Zersetzungsgrenze“ die Stellung der europäischen Mächte im 


*) Es sei hier auf die Ausführungen Oskar Austs, „Weltverschuldung und Geopolitik“ ir 
Heft 4 und 5/VI der Zeitschrift für Geopolitik verwiesen. 
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"ernen Osten und die jungen osteuropäischen, vielnationalen Staaten. Auf zwei 
( " fhieten wird sich der Kampf um die Behauptung des Völkerbundes als Welt-. 
jtaatenbund entscheiden: im Fernen Osten und in Amerika. Wir finden in 
be den Erdteilen ein weitgehendes Zusammenfallen der „geopolitischen Reibungs- 
gürtel“ mit den Grenzen zwischen Mitglied- und Nichtmitgliedstaaten. Über 
iAmerika sagten wir schon oben einiges; im Fernen Osten ist vor allem auch 


ie den Fernen Osten nicht interessieren. Es wird sich indessen seine Stellt 
lerst klären, bis es die in der Satzung (Art. ı/2) geforderte „volle Selbstver- 
Iwaltung‘“ wirklich erworben haben wird.*) China erwägt nun, seitdem es 
1928 nicht mehr in den Rat gewählt wurde, ernstlich seinen Austritt. Heute 
{hat der Völkerbund weder im Fernen Osten, noch in Südamerika die Macht, 
‚die Anwendung der Gebietsgarantie — man denke nur an China — zu ge- 
jwährleisten, noch die weit dringendere dynamische Gestaltung führend zu be- 
einflussen.**) 

Von den „Reibungsgürteln“ fallen völlig auf das Gebiet des Völkerbundes 
aur der am West- und Östrande Mitteleuropas. Ein, wie oben besprochen, 
europäisierter Völkerbund, muß zeigen, daß er diese seine eigenen Belange 
regeln kann, um sich das Vertrauen der Welt zu erringen. Weder ein Tot- 
schweigen noch ein machtpolitisches Unterdrücken seiner Probleme, nur ein 
dynamisches Gestalten der ungerechten Verhältnisse kann sein Ansehen heben. 
Hier muß vor allem die Minderheitenfrage erwähnt werden, die sowohl 
sine grenzpolitische (Herstellung der „Grenzlinien der gleichen Opfer“) wie 
eine völker- und staatsrechtliche Umgestaltung erfordert. In ihr, wie in einer 
wirtschaftlichen Neuordnung Europas, liegen die akuten Krisen. Unser Kontinent 
ist tief in mehrfacher Hinsicht zerrissen: was Graf Appony und mit ihm Kemal 
Pascha so unermüdlich als „zweierlei Recht in Mitteleuropa“, gewaffnete Sieger 
‚und entwaffnete, entrechtete Besiegte, kennzeichnen; was Seipel in dem Gegen- 
satz des volkspolitischen und staatsmachtpolitischen Denkens sieht; was die 


„Sieger“ in ihrer inneren Unsicherheit immer wieder nach neuen Sicherheiten 


*) Dieser Umstand rechtfertigt die eigenartige Zeichenweise auf Blatt ı der Landkarten. — 

*) Es sei hier vor allem auf die beigegebenen Landkarten verwiesen, aus denen die geopoli- 
tischen Bedingtheiten der Aktionsmöglichkeiten des Völkerbundes zu ersehen sind. (Siehe $. 986 
und 987.) 
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suchen läßt — Art. 10, Locarno, Kelloggpakt, Schiedsverträge —; was Europ: 
in bewußt machtpolitische und rechtsuchende Staaten trennt; was das un 
organische Verfassungsleben an innerpolitischen Spannungen schafft, die sich 
außenpolitisch auswirken — Nationalitätenproblem, unnatürliche Zollschrankem 
Diktaturen, parlamentarische Krisen —, es sind alles Hindernisse zur Schaffung 
der Europa dringend nötigen Rechtsordnung. Einen Gradmesser der bestehen: 
den Spannungen stellt das Rüstungsstreben bzw. Fortgang oder Stocken de: 
Abrüstung dar; dies faßte Mr. Balfour schon 1919 in den Satz zusammen: „E) 
ist ganz klar, daß der Völkerbund eine Schmach sein wird, wenn man nicht zu: 
Abrüstung schreitet.“ 


Tabelle A: Zahl der Mitgliedstaaten!) 


Satzung?) 1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 1928 192: 
Europa 16 16+5 21+3 24+ı 25-+1 26 26 26+1ı 27 27 27 
Amerika 19-2 17+1 18 18 ı8 ı8+ı 19 19 19-1 ı8—ı 17 
Asien 6—1 5 5 5 5 5 5 5 2 5 5 
Afrika 2 2 2 2 2+1 3 3 3 3 3 i 
Australien 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 


Summe 45-3 42+6 48+3 5ı+ı 5.>+2 54+ı 55 55+ı 56-ı 55-ı 54 


Es waren bei den Versammlungen abwesend: 


1921 1922 1923 1924 1925 a. 0. 1926 1926 1927 1928 192: 
Amerika 6 6 5 5 6 7 6 5 4 I 
Europa — — — — — — I I — — 
und zwar: ordentl. Tagung a. o. Tagung 

Argentinien 1921—1929 1926 

Peru 1921— 1928 1926 

Bolivien 1922— 1928 1926 

Honduras 1921, 1922, 1924— 1928 1926 

Costa Rica 1925, 1926 (ausgetr.) 1926 

Guatemala 1921, 1923—1925 

Nikaragua 1921— 1923 

S. Salvador 1921, 1922 

Haiti 1926 

Panama 1926 

Brasilien 1926, 1927 (ausgetr.) 

Spanien 1926, 1927 


J : x 
) In der Tabelle bedeutet „+“, daß in der betreffenden ordentlichen Versammlung eit 
Staat aufgenommen wurde; „—“ bedeutet, daß vor Beginn der Versammlung der Austritt eine 


Staates in Rechtskraft erwachsen ist. — ?) Zusammensetzung des Völkerbundes nach Anlage 
der Satzung. 


= Pa 342 342 343 3+4 344 344 4+5 44 444 444 
I+1 0+1 0+1 0+2 o+2 o+2 0o+2 0+3 0o+4 0o+4 0o+4 
Aa+oıF+ı +1 I141 140 140 140 ı+r ı4 1 rat 


‚Die Ratsitze hatten inne, Staaten mit Millionen Einwohnern: 


35) 
ee a te 


zung‘) ıgı9/20 1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927. 1928 1929 
_ _ _ —_— —_ Finnland _ — 
—_ —_ _ — — Niederlande — Spanien?) — 
— — — — — Polen?) — _ Polen 


Tschecho- 
Siomenker ir 5 >= Kanada —_ ea 


Schweden en — -—- Rumänien = —. SHS. 
Uruguay ee —_ Chile ° .— —— Peru 


China — Persien _ 
Salvador Kuba — Erz 
Kolumbien — Venezuela — 


- Es hatten demnach bisher: Europa 36, Amerika 25, Asien 7 nichtständige 
Ratsitre i inne. Von den ständigen Ratsitzen hatten Europa 34 und Asien 10, 
die anderen Kontinente keinen inne. 


2) Hierunter ist die nach Art. 4/ı der Satzung des Völkerbundes vorgesehene Zusammensetzung 
des Rates verstanden. — ?) Darunter drei halbständige Sitze (mit Wiederwählbarkeit) für Polen, 
‚Spanien und Brasilien vorgesehen. — ?) Die erste Zahl gibt die ständigen, die zweite die nicht- 
‚ständigen Ratsitze an. Afrika und Australien hatten niemals im Rate eine Vertretung. — 
% Brasilien und Spanien. — 5) Darunter Polen mit Recht auf Wiederwählbarkeit. — ®) Darunter 
Polen und ‚Spanien mit Recht auf Wiederwählbarkeit. — ?) Als Großstaat mit nichtständigem 


Ratsitz China. 
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Tabelle C: Bevölkerungsstatistik ) 


Mitglieder 
Is 2» 3. 5 6. 
a = = = Gebiete = 
- E Mit = | Summe a it umm 
da 5 ET B: Gemöhn- | 3 1-3 = ||Mandats- weh 1—6 
sünlgen A ständigem = liche S = || Gebiete Selbstrer. 
Ratssitz | , 
Ratssitz waltung x 
Europa  |190310| 4 | 67422 | 4 I105458 | 191 "363 190 |27| — 2367| 363457 
Amerika —  |—1| 21716 |4 | 35 866% 13 57582 |17 | — 4266| 61848 | 
Asien 63 007 | ı | 10000 | ı [690 3702| 3|| 763377 | 5] 6493190414 || 960.284 
Afrika 18929 | 3 18929 | 312249 |100777|| 131955 | 


Australien 


8413 | 2 8413 | 2 518 633 9 564 
99 138 | g 1859036 |4o| 1 211 491 | 54 ||19 260 |296 357 


1527 108 


1 Alle Angaben in Tausend-Einwohnern. 

? Argentinien und die Provinzen Indiens sind als gewöhnliche Mitglieder angegeben. 

® Die Trennung der UdSSR. in einen europäischen und asiatischen Teil erfolgte nach Be- 
rechnung. 


FrıTz BLEIBER: 


Die Bahrain-Inseln 


Als England am 20. Mai 1927 mit Ibn Saud einen Freundschaftsvertrag ab- 
schloß*), der, auffällig dadurch, daß in ihm erstmalig eine arabische Machı 
auf dem Fuße der Gleichberechtigung behandelt wurde, die volle und unein- 
geschränkte Herrschaft des Königs über Hedschas, Nedschd und die angeschlos- 
senen Gebiete **) anerkannte und, für sieben Jahre verbindlich, eine gewisse 
Stabilität in die politische Lage Arabiens bringen sollte, dachte es kaum daran 
daß eine andere islamische Macht einen Artikel dieses Vertrages zum Anlaf 
nehmen würde, eine Frage aufzurollen, die England selbst — und wie wii 
sehen werden, mit guten Gründen — für erledigt halten durfte. 

In Art. 6 des Vertrages verpflichtet sich Ibn Saud „to maintain friendly anc 
peaceful relations with the territories of Kuwait and Bahrain and with th 
Sheikhs of Quatar and the Oman coast who are in special treaty relation 
with his H. B. M.s Government“. 


*) Englischer und arabischer Text in der Vertragssammlung des Völkerbundes, Bd. 71,819 
bis 164, deutsche Übersetzung in den „Europäischen Gesprächen“, VI, 194. — **) Gemeint sin 
das Emirat des El-Idrisi in Asir und der nordöstlich von Nedschd abhängige Teil Jemens. 
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Am 22. ı1. 1927 übermittelte die persische Regierung dem englischen Ge- 
E ndten in Teheran, Sir Clive, eine Note, in welcher dagegen Einspruch er- 
"hoben wird, daß sich ein Vertrag zwischen Ibn Saud — er wird in der Note 
As „Sultan“ bezeichnet! — und der englischen Regierung in seinen Auswir- 
en kungen auf ein Gebiet erstrecke, das unbestreitbar persischer Besitz sei; ein 
solcher Vertrag verstoße gegen Art. 10 des Völkerbundspaktes, laut welchem 
‚den Mitgliedsstaaten die territoriale Integrität garantiert werde. Zum Beweis 
‘der „Unbestreitbarkeit“ des Besitzes wird ein Brief Lord Clarendons vom 
29. 4. 1869 angeführt, in dem dieser offiziell die Richtigkeit des Protestes an- 
“erkannte, den Persien gegen die Verträge erhoben hatte, die die englische Re- 
‘gierung mit den Scheichs von Al-Bahrain seinerzeit*) abgeschlossen hatte. 
_ Chamberlain wies am 18. ı. 1928 in kurzen Worten die persischen Ansprüche 
mit der Feststellung zurück, daß Persien seit 1783 keinerlei Souveränitäts- 
rechte auf Al-Bahrain ausgeübt hätte. In Teheran ließ man aber nicht locker. 
Am 2.8.1928 erfolgte ein neuerlicher Protest, in dem die kühne Behauptung 
aufgestellt wird, daß Al-Bahrain seit einigen Jahrhunderten immer und un- 
unterbrochen persisches Gebiet gewesen sei, das lediglich 1507—1622 von den 
Portugiesen besetzt worden wäre. England antwortete durch den Mund Chamber- 
"lains am 15. 2. 1929; sachlich, leidenschaftslos, aber dabei ganz unmißverständ- 
lich. Zur Beurteilung beider Standpunkte ein historischer Überblick: Die Por- 
tugiesen setzten als erste Europäer ihren Fuß auf die Bahrain-Inseln, nachdem 
sie kurz vorher Ormuz erobert hatten (1507). Um 1509 besaßen sie an der 
Küste Omans und auch auf den Bahrain eine Reihe von Faktoreien mit be- 
| waffneten Schutzmannschaften, während die Binnengebiete nach wie vor unter 
arabischen Stammesfürsten standen. Die Portugiesenherrschaft fand ihr Ende, 
als die Perser sie 1622 mit englischer Hilfe vertrieben. Drei Jahre später 
fielen ihnen alle portugiesischen Plätze zu — mit Ausnahme von Al-Bahrain. 
Zu einer Besitzergreifung der Inseln durch die Perser kam es erst im Jahre 1735; 
doch sollte auch diese Herrschaft kaum 50 Jahre währen, denn 1783 wurde 
‚ Al-Bahrain von den Stämmen der Utubi und Al-Sabah von der arabischen 
' Küste her erobert. Im ersten Dezennium des ı9. Jahrhunderts teilten sich 
Oman und die Wahabiten in die Herrschaft, mußten aber schließlich doch 

den Utubis weichen, die von da an ununterbrochen die Inseln beherrschen. 

Auch der heute regierende Scheich**) gehört seiner Herkunft nach diesem 

Stamme an. Die Machtgeltung war freilich schon damals eine beschränkte, 


*) 1861 und 1868. — **) Sir Hamad Ibn Isa al Chalifa. 
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bald mußten an Oman, bald an die Wahabiten, bald an Persien Tributzah- 
lungen geleistet werden. Auch die Türkei versuchte wiederholt ihre Ober- | 


hoheit über die Inseln auszudehnen (1839, 1847, 1875 und noch später), stieß 


aber hierbei auf starken englischen Widerstand. Die Engländer hatten nämlich 
bereits 1820 den damaligen Scheich Suleiman b. Ahmed zum Beitritt zu dem | 


allgemeinen Vertrag mit den Stammesfürsten der Piratenküste bewogen, doch 


wurden die Bande erst 1861 enger geknüpft, als der Scheich die Zusicherung 


englischen Schutzes gegen Angriffe erhielt), wogegen er sich verpflichtete, 
Kriege und Seeräuberei zu unterlassen. Die Verträge von 1880 und 1892 **) 


brachten dann die Vollendung des englischen „Schutzes“: der Scheich verband 


sich, mit keiner anderen Macht ohne englische Zustimmung in Verhandlungen 
zu treten sowie die Errichtung von anderen als englischen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungen oder auch bloß von Kohlenstationen nicht zuzu- 
lassen, schließlich sein Gebiet niemandem abzutreten, zu verkaufen oder zu 
verpfänden, außer der englischen Regierung. Dadurch war die Führung der 
auswärtigen Angelegenheiten in Englands Hände gelegt, und in diesen ruht sie 
noch heute. Fester denn je, wie Chamberlain in seiner Entgegnung betonte 
und davor warnte, die Position des jetzigen Scheichs mit der seiner Vorgänger 
zu verwechseln, die, von beutelüsternen Nachbarn umgeben, in Verfolg einer 
schwankenden Politik bald dahin, bald dorthin Zahlungen leisteten, nicht zwar, 
als ob sie von den Empfängern solcher Gelder abhängig gewesen wären, son- 
dern vielmehr in dem Bestreben, dadurch die wohlwollende Duldung ihrer 
Souveränstellung zu erlangen. Der jetzige Scheich, erklärte der britische Minister, 
sei entschlossen, die persischen Ansprüche zurückzuweisen, und habe die eng- 
lische Regierung auf Grund der bestehenden Verträge ermächtigt, seinen Stand- 
punkt der persischen Regierung gegenüber zu vertreten. Als wichtigstes Gegen- 
argument aber, fährt die Antwort fort, figuriere die Tatsache, daß Persien, 
wie schon einmal erwähnt, seit 145 Jahren seine Herrschaftsrechte über die 
Inseln in keiner Weise zu erkennen gab. Chamberlain schließt mit einer scharf 
ironischen Wendung: die britische Regierung sei erstaunt, in der persischen 
Note einen Verweis auf Art. 10 des Völkerbundspaktes vorzufinden, und wundere 
sich, daß die persische Regierung der Meinung zu sein scheine, der genannte 
Artikel würde nun den Mitgliedern des Völkerbundes die Verpflichtung auf- 


*) Seit damals (1861) datiert also das englische Protektorat, nicht seit 1867, wie im eben 
erscheinenden „Brockhaus“ wieder zu lesen ist. — ** Die Verträge bei Aitchison, A collection of 
treaties ... Calcutta, 1909. XII, 33—34. 
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erlegen, zugunsten der persischen Ansprüche auf eine Insel, die durch die 
_ ganze Breite des Persischen Golfes von Persien selbst getrennt sei, und auf der 
Persien so lange keine Hoheitsrechte ausübte, einzuschreiten. 
Die persische Presse fordert ihre Regierung einmütig auf, gegen eine der- 
' artige Behandlung schärfsten Protest einzulegen, lediglich das amtliche Organ 
„Iran“ bleibt etwas zurückhaltender, wenn es auch meint, daß, solange die 
 Bahrain-Frage nicht in einer der Ehre der persischen Nation angemessenen 
Form gelöst wird, die Beziehungen der beiden Staaten sich schwerlich auf- 
' richtig herzlich gestalten könnten. 
Inzwischen hat die Lage, wie wir noch hinzufügen müssen, eine Verschär- 
i fung insofern erfahren, als die mesopotamisch-persische Schiffsgesellschaft, 
' deren Dampfer einen regelmäßigen Verkehr im Persischen Golf unterhalten, 
eine Kundmachung erließ, daß vom Jauuar 1929 an persische Staatsangehörige, 
die nach Al-Bahrain reisen wollen, sich mit einem vom englischen Konsul in 
Buschehr oder Lingah vidierten Paß zu versehen hätten. Persien beantwortete 
diese Maßnahme mit einer neuerlichen Note (5. 1. 1929) an Sir Clive, in der es 
gegen die Verletzung persischer Rechte feierlich Protest erhebt, den englischen 
Behörden für ihre Verfügung, die Al-Bahrain als außerhalb von Persien liegend 
scheinen lasse, Gegenmaßregeln in Aussicht stellt und die Verantwortung für 


“den Schaden, den persische Untertanen erleiden müßten, weil die Regierung 
keine Pässe nach Al-Bahrain ausstellen werde, den Engländern anlastet. 

So weit der heutige Stand der Causa. Auf die Antwort des Völkerbundes 
braucht man nicht gespannt zu sein, sie wird, wenn überhaupt erfolgend, 
selbstverständlich zu Englands Gunsten ausfallen. 

Bevor wir in eine geopolitische Kritik der Frage eingehen, seien noch einige 
Daten zur Geographie und Wirtschaft des Streitobjektes angeführt. 

Die Bahrain-Inseln, 552 qkm groß *), mit einer Bevölkerung von 120 000 Ein- 
wohnern, zu der sich zur „Perlenzeit“ noch etwa 12 000 Mann aus verschiedenen 
Teilen der Randgebiete des Golfes und auch Innerarabiens gesellen, liegen 
unter 26° ı0’Br. und 50°35’L. in einer Bucht, die von der Halbinsel Al-Katar 
und der Küste von Al-Hasa gebildet wird, und bestehen aus acht Inseln, von 
denen Bahrain, die größte, Muharrak, der Sommersitz des Scheichs, und 
Sitra bewohnt sind‘). Die die Inseln umgebende See ist außerordentlich 


*) Meyers Konv.-Lex., 6. Aufl. 1912, gibt unrichtigerweise 600 qkm an. — **) Oxford Survey 
gibt II, 471, folgende Größen an: 27:10, 4:%1/% 3:1 als Verhältniszahlen für Länge und Breite 


in engl. Meilen. 
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seicht — man kann zur Ebbezeit von Manamah, der Hauptstadt von Bahrain 
(25 000 Einw.), nach Muharrak (20 000 Einw.) durchs Meer reiten —, der Hafen 


durch Korallenbänke derart eingeschlossen, daß nur mittlere Flachschiffe ein- 
fahren können. Das Verladen der Waren muß, da ein Anlegen an der Küste 
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unmöglich ist, mittels Esel besorgt werden. Das Klima ist leidlich gesund, es 
gibt reichlich Wasser, daher auch die große Dichte der Bevölkerung *), deren 


ethnische Zusammensetzung**) ebenso zuungunsten der persischen Forderungen 
spricht wie die geographische Lage. Die wirtschaftliche Bedeutung ist groß. 
Abgesehen von den recht beträchtlichen Ergebnissen der Perlenfischerei, die 
die Inseln seit dem Altertum berühmt und begehrenswert machte ***), spielen 
sie als Umschlagplatz für einen großen Teil des Durchgangsverkehrs nach 
Innerarabien eine wichtige Rolle. Haupteinfuhrgüter sind Reis, Baumwolle, 
Zucker, Kaffee; Hauptausfuhrgüter Perlen, Perlmutter, Datteln. Persien ist am 
Handel Al-Bahrains mit ca. 260000 Dollar beteiligt, wovon ®/, auf die Aus- 
fuhr und !/, auf die Einfuhr entfallen; die Inseln scheinen merkwürdigerweise 
seit dem Rechnungsjahre 1926/27 (1305) in der persischen Zollstatistik zum 
ersten Male separat auf. 

Geopolitisch betrachtet muß der Wunsch Persiens nach Ausdehnung seiner 
Souveränität über die Bahrain-Inseln geradezu als töricht bezeichnet werden. 
Das Streben, auf Grund vager historischer Gegebenheiten über den Rahmen 
seines Lebensraumes hinaus nach einem Gebiet zu greifen, das in geographi- 
scher, ethnographischer und wirtschaftlicher Hinsicht kein organischer Bestand- 
teil seiner selbst ist, das Sich-Hinwegsetzenwollen über eine so hochfunktionelle 
Grenze, wie es die Meeresküste am Golf ist, muß als Abwegigkeit erscheinen, 
und man fragt sich nach den Gründen, die eine so unzeitgemäße Aufrollung 
dieser Frage bewirkten. Sie sind allgemein-politischer Art. Englands Aktivität 
sollte durch Wiedererhebung dieser Forderung herabgestimmt werden, was 
recht wohl mit der Tatsache in Einklang steht, daß Persien seine Ansprüche 
geltend machte, kurz nachdem die englische Regierung eine Note überreicht 
hatte (1. ı1. 1927), in der sie die Regelung der persischen Schulden, die An- 
erkennung des Irak, die Wiedereinsetzung des Scheichs Chazal von Muhammarah 
und die Zusage zum Überfliegen persischen Gebietes entlang der Golfküste 


*) aıı auf ı qkm. — “) 60000 malekitische Sunniten, größtenteils Araber, 40 000 Schüten, 
die Land- und Fischerbevölkerung bildend, worunter auch die persische „Minorität“, und 
“*) Sie wird in den Monaten April bis Oktober betrieben, wobei an die 1500 
Boote arbeiten. Die Perlen gehen zum größten Teil nach Indien, ihr Wert erreicht nahezu die 
Hälfte der Gesamtausfuhr (ı Mill. £). 


13000 Neger. — 
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ürkei-Persien-Afghanistan. Die Türkei war bis nun in fast allen Belangen 
er gebende Teil. Die Reformen des Westens fanden in Persien und ostwärts 
erst Eingang, nachdem sie auf türkischer Erde gleichsam ein Glacis der Trag- 
fähigkeit passiert hatten, nachdem man beobachtet hatte, inwieweit sie dem 
Wesen des Orientalen zuträglich sind. Den Mut zur kulturellen Reformtat besaß 
allein Mustafa Kemal Pascha. Er hatte auch mit geradezu genialem Scharf- 
blick erkannt, daß der harmonische Lebensraum der Türkei an der Küste von 
Marmara und Bosporus seine Grenze habe, daß ein Hinübergreifen nach Europa 
mangels bindungskräftiger Faktoren sinnlos sei; daher seine Preisgabe Kon- 
stantinopels, dem mit seinem Hinterland heute bloß die Rolle eines Vorpostens 
gegen den Westen zukommt. 


3 


Persien kann aber nach dem Ausgeführten nicht einmal eine Hoffnung auf 
die Zukunft verbleiben. Denn wenn die Bahrain-Inseln, dieses „Cypern des 
Persischen Golfes“, wie man sie nannte, einmal — in weit fernerer Zeit, als 
man gemeinhin annimmt! — den Händen derer entglitten sein werden, die 
jetzt die Herrschaft ausüben, weil ihnen Indien verlorengegangen, so wird doch 
nie die grünweißrote Flagge mit dem Löwen im Felde auf ihnen wehen, son- 
dern sie werden dem zufallen, dem es gelingt, aus den vielen Teilfürstentümern 
Arabiens, zu dem Al-Bahrain seiner ganzen Struktur nach als ein ins Meer 
hinausgerückter Splitter der großen Landmasse gehört, den großen arabischen 
Nationalstaat zu schaffen. 


LEOPOLD KATSCHER: 


Heutige chinesische Wirtschaftsfragen‘) 


ı. Die Industrialisierung 


Die Industrialisierung Chinas hat, obgleich erst vor 40 Jahren begonnen, in 
den letzten etwa ı5 Jahren einen großen Aufschwung genommen; allerdings ist 
sie bis heute nur auf kleine Teile des Landes, hauptsächlich auf die wichtigsten 
Vertragshäfen, beschränkt geblieben. Die Hauptstützen der Industrie und des 


*) Angesichts der im Reich der Mitte infolge des Bürgerkrieges seit einigen Jahren herr- 
schenden Unordnung und Desorganisation war es mir begreiflicherweise nicht immer möglich, 
mir die neuesten statistischen Daten zu verschaffen. 
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Handels, die Eisenbahnen, überspannen nur einen verhältnismäßig geringen Teil 
des ungeheuren Gebietes; auch im letzten Jahrzehnt hat sich das Eisenbahnnetz ; 
nur sehr langsam ausgedehnt (jetzt erst 12 000 km). 

Die natürlichen Reichtümer Chinas sind außerordentlich groß. Der Kohlen-. 
reichtum wird nach Dr. Ting auf etwa 45 Milliarden t geschätzt. Auf jeden Fall. 
ist der Kohlenvorrat Chinas um vieles größer als der Großbritanniens, er wird nur‘ 
von dem der Vereinigten Staaten und Kanadas übertroffen. Der Eisenvorrat Chinas ; 
wird auf ı Milliarde t geschätzt. Zieht man den Verbrauch an Kohlen in den Ver- 
einigten Staaten oder England pro Kopf der Bevölkerung zum Vergleich mit China . 
heran, so würde dieser Vorrat bei der Größe der chinesischen Bevölkerung höch- 
stens 20 Jahre reichen. Bis aber China das Niveau des amerikanischen Verbrauches ; 
erreicht, liefert dieser gewaltige Vorrat zweifellos eine ausreichende Grundlage für ' 
eine gigantische Ausdehnung der Industrialisierung. Bemerkenswert sind auch die: 
beträchtlichen Vorkommen an Metallen wie Kupfer, Zinn, Zink und Blei, welche: 
für die moderne Industrie immer mehr an Bedeutung gewinnen. 

In der Baumwollproduktion der Welt nimmt China bereits den dritten Platz ; 
ein; desgleichen als Lieferant von Rohbaumwolle und Seide. Hydraulische Energie ' 
steht in vielen Teilen Chinas, wenn auch nur minimal ausgebeutet, in beträcht-: 
lichen Mengen zur Verfügung (geschätzt auf über 20 Mill. PS). Bezüglich der’ 
Energiequellen (Kohle, Petroleum, Wasserkräfte) steht China an zweiter Stelle un- 
mittelbar nach den Vereinigten Staaten. 

In drei Gebieten Chinas (Kanton, Schanghai, Tientsin) hat die Industriali- 
sierung besonders große Fortschritte gemacht. In vielen Branchen hat sie sogar 
die japanische überflügelt, obwohl sie, da sie erst später einsetzte, noch nicht das 
Niveau der japanischen industriellen Entwicklung als Ganzes erreicht hat. Ebenso: 
wie in Japan und viel früher in England und in den Vereinigten Staaten hat die 
Industrialisierung Chinas mit leichteren Industrien begonnen, an erster Stelle mit 
Textilien. Das rapide Wachstum der Baumwollindustrie in China ist an der 
Zahl der Spindeln zu erkennen; 1906 erst 400000 und noch ıg13 nur 800 000, 
betrug sie 1919 bereits ı 619000, 1928 aber schon rund 4 Mill., — wahrlich ein 
rapides Wachstum! An Garnen wurden ıg2ı 105 Mill. kg produziert und zoMill. 
eingeführt, während 1925 315 Mill. kg aus- und nur etwa 30 Mill. kg eingeführt 
wurden. Die chinesische Textilindustrie hat in den letzten Jahren dieselben Phasen 
der Entwicklung durchgemacht, die in Japan zu beobachten waren, so z. B. den 
Übergang von der Garnproduktion zur Tuchproduktion. Früher hatte ein großer 
Teil der in China produzierten oder aus dem Auslande importierten Garne die 
Handwebestühle des Handwerks beliefert. In den letzten Jahren ist aber die Zahl 
der mechanischen Webstühle sogar noch rascher gewachsen als die Zahl der 
Spindeln (von 1919— 1926 auf das Fünffache), so daß auch diese letzte große Zu- 
flucht des Handwerks zerstört wurde. Die chinesische Baumwollindustrie ist durch 
große Unternehmungen, von denen durchschnittlich jede über 2000 Arbeiter be- 
schäftigt, gekennzeichnet. Sie alle haben moderne englische Maschinen, während 
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ie in Jüngerer Zeit errichteten Baumwollspinnereien vielfach amerikanische Web- 
‚stühle haben. Es ist klar, daß die moderne Technik, verbunden mit den unmensch- 
lichen Arbeitsbedingungen in den englischen und japanischen Unternehmungen 
in China, enorme Profite (jährlich durchschnittlich 30—40 0/,) abwirft. Be- 
'merkenswerterweise ist mehr als die Hälfte der Baumwollindustrie in Japanischen 
Händen. 

Die Seidenindustrie hat in China ebenfalls einen gewaltigen Aufschwung 
genommen, doch ist sie ebenso wie in Japan gewöhnlich auf die Produktion von 
Halbfabrikaten beschränkt. Mehr als 200 Seidenzwirnmaschinen waren in den 
letzten Jahren vollauf beschäftigt. Die außerordentliche Billigkeit der Arbeit (fast 
ausschließlich Frauen- und Kinderarbeit) fördert natürlich die Übertragung der 
‚Seidenindustrie von Südeuropa und Japan nach China. 

Der Aufschwung der chinesischen Industrie zeigt sich aber nicht nur in den 
Ziffern der Textilfabrikation. Die Kohlengewinnung durch moderne Methoden, 
die sich im Jahre 1917 auf 9 Mill. t belief, stieg im Jahre 1926 mit 27 Mill. t 
auf das Dreifache an. Außerdem wurden gegen 20 Mill. t durch primitive Metho- 
den in ca. 40 kleinen chinesischen Minen gewonnen. Die Eisengewinnung hatte 
sich in der gleichen Periode mehr als verdreifacht (von 400 000 auf ı 300 000 t 
im Jahre 1924). 

Die Metallverarbeitung steckt zwar noch in den Anfängen, doch ist z. B. 
das Metallsyndikat von Hanjang (Provinz Hupei), das eigene Eisenerz- und Kohlen- 
bergwerke besitzt, ein großes und gut organisiertes, wenn auch noch nicht in 
jeder Hinsicht vollkommenes Unternehmen. Sieben moderne Hochöfen, zum 
größten Teil im Gebiet von Hankau, haben eine jährliche Produktionskapazität 
von ı Mill. t. Die tatsächliche Produktion ist allerdings beträchtlich geringer und 
"in den letzten Jahren haben die Gießereien sehr wenig gearbeitet. Hervorzuheben 
ist, daß diese sich in den Anfängen befindende Schwerindustrie zum größten Teile 

in den Händen japanischer Kapitalisten liegt, welche Kohle, Eisenerze und Halb- 
fabrikate nach Japan exportieren. Die metallverarbeitende Industrie ist haupt- 
sächlich in Schanghai und einigen andern Vertragshäfen konzentriert. Gleich- 
zeitig sind auch die 53 Schiffbauunternehmungen zu erwähnen, von denen 
große Ozeandampfer, wie auch Eisenbahnen und Straßenbaknwaggons, Brücken 
usw. gebaut werden. ı5 Arsenale arbeiten unausgesetzt; einige von ihnen stellen 
Gewehre, Maschinengewehre, Munition und Explosivstoffe her. Außerdem gibt es 
auch eine Fabrik für Textilmaschinen. 

Auch eine elektrische Industrie ist im Entstehen begriffen. Eine Fabrik 
stellt elektrische Motoren und Transformatoren her. Drei Fabriken produzieren 
elektrische Lampen und decken nicht nur den größten Teil des einheimischen 
Bedarfs, sondern exportieren auch. Einen großen Anteil an dieser Entwicklung 
hat auch die ständig wachsende Zahl der elektrischen Betriebe (12 ım Jahre 1913, 
480 im Jahre 1927). Es ist zwar richtig, daß der größte Teil von ihnen sehr klein 
ist und ausschließlich für die Beleuchtungsbranche arbeitet, doch ist ihre Be- 


996 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT ır 


deutung als Pioniere der elektrischen Industrie, besonders in den entlegene y 
Gegenden, zweifellos sehr groß. — In den andern Branchen der verarbeitenden 
Industrien sind während und nach dem Weltkriege zahlreiche Unternehmungen 
gegründet worden. Zu dieser Kategorie gehören ı60 moderne Dampfmühlen, 
74 Zementwerke und Ziegeleien, 55 Glas- und Porzellanfabriken, 260 Zündholz- 
fabriken (die Zündholzfabrikation hat sich innerhalb der letzten ıı Jahre mehr 
als verzehnfacht), sodann Zucker- und Ölraffinerien, sehr zahlreiche Tabakfabriken, 
Wirkwarenfabriken, Schuhfabriken, Gerbereien, Papiermühlen, 54 Sägewerke, 
90 Seifenfabriken usw. Bi | 

Ferner gibt es gegen 100 große Druckereien, unter denen vor allem die „Com- 
mercial Press“ in Schanghai hervorragt, ein gewaltiger Verlag, mit den modern- 
sten Maschinen ausgestattet, der rund 2000 Arbeiter beschäftigt, mit einem großen 
Stab von Mitarbeitern und zahllosen Autoren, die ihre Werke in diesem Verlag 
erscheinen lassen. | 

Nach vorsichtiger Schätzung steckten 1927 in sämtlichen industriellen Anlagen 
des Landes (einschl. Eisenbahnen) rund 4!/, Milliarden RM., wovon ziemlich 
genau je die Hälfte auf einheimisches und auf fremdes Kapital entfällt. 


nn 


2. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen des Gegensatzes 
zwischen Nord- und Südchina 

Die Übergangsphase der chinesischen Nationalrevolution (1924—1928) zeitigte 
eine besonders scharf umschriebene politische Teilung zwischen „Nordchina* und 
„Südchina“, eine allerdings zweifellos nur vorübergehende Spaltung. Nun ist es 
nicht unwichtig, sich klarzumachen, was unter Nord- und Südchina in diesem 
Zusammenhang zu verstehen ist. In der britischen Presse konnte man jahre- 
lang etwa lesen, Südchina sei „nationalistisch“, „kommunistisch“, „fremden- 
freundlich“, während Nordchina, dessen Regierung „die Grundsätze des Völker- 
rechts“ wahre, das „echte Chinesentum“ vertrete. Das sind aber oberflächliche, 
haltlose Phrasen, denen ich im nachfolgenden die wirklichen Unterschiede ent- 
gegenhalten möchte. 

Südchina kämpfte für Chinas Freiheit, für dessen Gleichstellung mit den 
andern Nationen und Staaten, für Friede und Volkswohl, war daher der Nähr- 
boden der nationalrevolutionären Kräfte, während Nordchina dadurch, daß dort 
hohe Militärs die Regierungsgewalt an sich rissen, der Herrschaftsbereich des chi- 
nesischen Halbfeudalismus war, der kein anderes Ziel kannte als die Entrechtung 
des Volkes. 

Alle großen chinesischen Revolutionsbewegungen, vom Taiping-Aufstand vor 
70 Jahren an über die Umwälzung von ıgıı bis zum Vormarsch Sun Jat-sen’s im 
Jahre 1924, ebenso wie die Nordexpedition der Nationalregierung (1927/28) sind 
von Südchina ausgegangen und waren von der Sehnsucht beseelt, den Norden zu 
erreichen, um dem dortigen Halbfeudalismus entgegenzutreten. Auch die letzte 
Revolution hing vorwiegend mit wirtschaftlichen Ursachen zusammen, wie sich 
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h in den letzten Jahrzehnten die wirtschaftliche Enitwiekhuug Chinas von 
den nach Norden vollzogen hat, von der Seeküste ins Innere hinein. ‚= 
Im chinesischen Altertum und Mittelalter nahm die wirtschaftliche, aber auch 
ie politische und kulturelle Entwicklung einen andern Weg: von Nord nach Süd, 
it den Gebieten zu beiden Seiten des Hoangho als Mittelpunkt. Damals Kiruküs 
er wirtschaftliche wie der soziale Aufbau auf dem Bauernstande. Erst mit der 
rzwingung der Einfuhr abendländischer Fabrikate durch die Westmächte änderten 
ch die Verhältnisse. In den Flußgebieten des Jangtse und des Tschukiang nahm 
er Handel einen ungeahnten Aufschwung und bald entstanden die Anfangsformen 
es modernen Kapitalismus. Daneben bildete sich eine Industrie heraus, zunächst 
nur in kleinem Maßstabe, aber doch schon zum Schaden des Handwerks 
nd des örtlichen Ackerbaus. Der neue Kaufmannsstand, der junge Kapitalismus, 
ie zugrundegegangenen Bauern und Handwerker, die Industriearbeiter — all 
ese Elemente wurden die Kämpfer der Nationalrevolution, die übrigens 
ch von vielen bemittelten Chinesen im Ausland unterstützt wurde. Im Norden 
ber erhielt sich, wenigstens in vier oder fünf Provinzen, die mittelalterlich-feuda- 
stische Agrarwirtschaft weiter. Zwar hatte sich in einigen andern Nordprovinzen, 
amentlich in Tschili, Schantung und Feng-tien, ein sehr lebhafter Handelsverkehr 
erausgebildet, desgleichen eine moderne Industrie; aber diese fortschrittliche Wirt- 
haftsentwicklung reichte und reicht noch lange nicht an die südchinesische heran. 
‚Und gerade weil der Norden wirtschaftlich zurückblieb, konnte dort der poli- 
$che Feudalismus so lange bodenständig bleiben. Dazu kommt, daß der „inter- 
ationale Imperialismus“ nach seiner Festsetzung im Lande im Interesse seiner 
ggressiven Wirtschaftspolitik und der Aufrechterhaltung seiner Vormachtstellung 
enötigt war, sich mit allen Mitteln auf diese alte Feudalherrschaft zu stützen 
nd sie kräftig zu unterstützen. So wurde auch der politische Fortschritt Nordchinas 
ehemmt, während im Süden die Bevölkerung sich viel größerer Freiheit erfreut. 
Jetzt versteht man, wieso der Quell der revolutionären Kraft des Landes im 
üden zu suchen ist und wieso sie sich von dort aus leicht entfalten konnte. Es 
nd nun auch die Ursachen des jahrzehntelangen Kampfes klar zwischen dem 
evolutionären Süd- und dem militaristischen Nordchina. So kann es denn auch 
icht verwundern, daß die allermeisten großen Führer (an der Spitze Sun-Jat-Sen) 
es gewaltigen Umsturzes von ıgıı Südchinesen waren. Dagegen waren Jüan 
chi-kai, Wu Pei-fu und die übrigen führenden feudalen Militärs in Nordchina 
u Hause. Der Süden hat nur kleine Militärs hervorgebracht und diese haben 
ich fast durchweg an der Revolution beteiligt; soweit sie ihr später untreu 
zurden, geschah es, weil sie dem verlockenden „Einfluß“ der nördlichen Gene- 


ale nicht zu widerstehen vermochten. 


IH. Export und Import. 
Es gibt fast keine Warengattung, die in China heute nicht hergestellt würde, 
renn auch oft nur in kleinem Maßstabe. ı925 gab es in China ungefähr 1500 
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moderne Unternehmungen, ohne die vielen Tausende halb modernisierter Betrie 
und Fabriken zu rechnen. Vor zehn Jahren betrugen sie kaum über 500. Na: 
den Angaben Wellington Koo’s, des bekannten Ex-Außenministers der Peki 1£ 
regierung, verwendeten im Jahre 1925 über 20 000 Unternehmungen Dampfkr: 
und Elektrizität. Alle diese Veränderungen haben den fremden Handel in Chir 
sehr beeinträchtigt. Verglichen mit dem allgemeinen Wachsen des fremden Harı 
dels in China ist die Einfuhr von Textilien ziemlich jäh gesunken. Der Impo» 
von Baumwollgarnen betrug im Jahre 1925 nur halb soviel als im Jahre ıgı 
und der von Fertigfabrikaten sank ebenfalls um 50°/,. Während im Jahre ı9gı 
die Fertigfabrikate ein Drittel des gesamten Importes nach China ausmachten 
bildeten sie im Jahre ı923 nur ein Siebentel der Einfuhr, und in den letzte: 
vier Jahren fand ein weiterer Rückgang statt. Der Maschinenimport stieg vo» 
ıgıo bis ıgı2 bis auf 4!/, Mill. Taels; 1921 hatte er einen Wert von 4ı Millic 
nen, 1923 einen solchen von 23, 1924 einen Wert von 1ı81/, Mill. Taels, 192: 
und ı926 sank er noch weiter, doch war er immer noch dreimal so hoch als ve: 
dem Kriege. Den größten Teil des Maschinenimportes bildeten Maschinen für di 
Textilfabrikation. 

ı924 wurden mehr als 3 Mill. t Kohle, gegen eine Million t Eisenerz und gege: 
309000 t Gußeisen exportiert. Seit 1925 sinken diese Ziffern, besonders wa 
Gußeisen anbelangt. 1924 wurden für 8,8 Mill. Taels Fabrikwaren ausgeführ‘ 
Seit 1925 nahm der Export von Textilien, besonders von Garnen, beträchtlie: 
ab, während andererseits die Ausfuhr von Zement, Zündhölzern, Kerzen, elektrische: 
Lampen und kinematographischen Artikeln zunimmt. 

Der Export von Manufakturwaren spielt auf dem Weltmarkte noch eine um 
bedeutende Rolle, ist aber potentiell ein Faktor von Bedeutung. 

Das allgemeine Wachstum des fremden Handels in China und der Konflik 
der politischen und wirtschaftlichen Interessen der mächtigsten imperialistische: 
Staaten hat eine rapide Entwicklung der Schiffahrt in den chinesischen Häfe: 
herbeigeführt. Schanghai und Hongkong sind gegenwärtig zwei der größte: 
Welthäfen. Die Tonnage des Schanghaier Hafens überstieg in den Jahren ı92 
und 1925 30 Millionen. Seither ist der von den Japanern besetzte Hafen Daire: 
rasch gewachsen. Die Schiffahrt auf dem größten Flusse Chinas, dem Jangtsekiang 
in dessen Tal 290 Mill. Menschen, der 7. Teil der Menschheit, wohnen, ist vo: 
eminenter Bedeutung. Unter den am fremden Handel in China beteiligten Natione 
ist vor allem das Sinken des englischen und das ständige Wachsen des japanische 
Handels hervorzuheben. Der Bürgerkrieg hat den fremden Handel in Chin 
erheblich weniger beeinträchtigt, als man hätte vermuten können. Die Industrie 
besonders die Schwerindustrie, wurde in einem viel höheren Maße in Mitleiden 
schaft gezogen. 

China ist noch immer vorwiegend ein Ackerbauland. Die große modern 
Industrie ist auf einige wenige Gebiete beschränkt. Es könnte den Anschei: 
erwecken, daß China ein unbegrenztes Feld für eine kapitalistische Entwicklung 
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r Kapitalanlagen ist. In Wirklichkeit wird aber die in den Anfängen befindliche 
du strie in ihrem Wachstum und ihrer Entwicklung durch die geringe Auf- 
rmefähigkeit des einheimischen Marktes außerordentlich behindert. Das durch- 
"hnittliche Einkommen der chinesischen Bauern und Landarbeiter beträgt nur 
nige wenige Dollar monatlich. Die Armut der chinesischen Bevölkerung ist sehr 
roß. Der eingedrungene fremde Kapitalismus hat ihre Lebenshaltung keineswegs 
ehoben. Wenn sich auch der Lebensstandard eines geringen Teiles der hochqua- 
fizierten Arbeiter etwas gehoben hat, so lebt doch die große Masse der Bevölke- 
ng, einschließlich der schwer arbeitenden Frauen und Kinder, von Löhnen, die 
e gerade noch vor dem Verhungern bewahren. Auf diese Weise wird natürlich 
er einheimische Verbrauch von Fabrikwaren auf ein Minimum beschränkt bleiben 
nüssen. 

"Als Resultat sehen wir ein großes Mißverhältnis zwischen den auf niedrigen 
öhnen und billigen Lebensstoffen basierenden, außerordentlich hohen Gewinnen 
nerseits und der geringen Aufnahmefähigkeit des einheimischen Marktes anderer- 
eits. Das gigantische China ist gegenwärtig sowohl für ausländische Güter als 
h für die Produkte der einheimischen Industrie ein noch weniger aufnahme- 
higer Markt als etwa das kleine Australien mit seinen kaum 6 Mill. Einwohnern. 
ine Fortsetzung der gegenwärtigen Methoden imperialistischer Ausbeutung muß 
ie Kapazität des einheimischen Marktes notgedrungen noch weiter herabmindern. 
it dem weiteren Zuströmen von Kapital nach China und der damit verbundenen 
ntwicklung der Industrie muß sich die geringe Aufnahmefähigkeit des chinesi- 
chen Marktes für die chinesischen Industrien immer fühlbarer machen und sie 
verden versuchen müssen, sich durch Export nach anderen Absatzmöglichkeiten 
ebensfähig zu erhalten. Im Zusammenhang mit dem Kampf der chinesischen und 
ler fremden Unternehmungen um den einheimischen Absatzmarkt wird die Frage 
les Schutzzolls und der Privilegien der Ausländer immer brennender werden. 

Daraus folgt, daß diese Methoden China für einige Zeit eine raschere industri- 
lle Entwicklung geben werden, als das äußerst schmale Fundament verträgt. 
Inter der gegenwärtigen zügellosen Ausbeutung und der Verarmung der Massen 
vird diese Entwicklung zwangsläufig zu einer Überproduktion oder besser gesagt 
u einer „Unterkonsumtion“ führen. Würden dagegen andere Methoden verwen- 
jet, so würde sich zwar die industrielle Entwicklung zunächst langsamer voll- 
iehen, doch im Zusammenhang mit einem ständigen Steigen der Lebenshaltung 
ler arbeitenden Massen würden eine weit breitere Grundlage und viel größere 
Höglichkeiten für eine Industrialisierung geschaffen werden. 

China ist gegenwärtig das Hauptfeld imperialistischer Expansion, der am mei- 
ten entwicklungsfähige Markt der Welt, verfügt über ungeheure Quellen an 
tohstoffen und ist ein verlockendes Gebiet für Kapitalanlagen. Aber selbst ab- 
esehen von den Konflikten und Kämpfen zwischen den verschiedenen politischen 
ruppen und abgesehen von der gegenwärtigen nationalen Freiheitsbewegung, die 
ene bedroht, verringern die oben beschriebenen Mißverhältnisse der wirtschaft- 
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lichen Expansion derart die Basis des europäischen und amerikanischen Imperia 
lismus, daß schwere Erschütterungen unvermeidbar sind. Die Einwanderungsb» 
schränkungen und zahlreiche andere Gründe haben den Wettbewerb der chin es: 
schen Arbeiter im Ausland ausgeschaltet. An Stelle des direkten Wettbewerbes da 
billigen chinesischen Arbeit auf amerikanischem und europäischem Boden ist e 
und zwar um vieles fühlbarer — der indirekte Wettbewerb getreten, indem zahı 
reiche Unternehmungen in Europa geschlossen und europäisches Kapital in steigen 
dem Maße in China investiert wurde, das, wie ein Amerikaner sagt, unter de: 
jetzigen Umständen ein „Paradies für die Kapitalisten“ ist. 1 


IV. Arbeiterschutzbestimmungen der Nankinger 
Nationalregierung 


ı. Die Nationalregierung hat durch ihr Amt für Arbeiterfragen die nachstehenden Arbeite: 
schutzbestimmungen ausarbeiten lassen, um den Arbeitern zu einem menschenwürdigen Dasei 
zu verhelfen und ihnen die notwendigen Sicherungen gegen die bisher übliche schrankenlos 
Ausbeutung zu geben. 

2. Diese Vorschriften finden Anwendung auf die Fabriken in ausländischem als auch in chin« 
sischem Besitz im Gebiete der Nationalregierung. 

3. Es ist dem Fabrikanten nicht gestattet, Knaben unter 12 und Mädchen unter ı4 Jahre 
zu beschäftigen. 

4. Alle männlichen Arbeiter unter 16 und alle weiblichen Arbeiter unter ı8 Jahren gelte 
im Sinne dieser Bestimmungen als jugendliche Arbeiter. 

5. Jugendliche Arbeiter, die keinen Elementar-Schulunterricht erhalten haben, dürfen ii 
Fabriken nicht beschäftigt werden. 

6. Jugendliche Arbeiter dürfen nur mit leichten Arbeiten beschäftigt werden. 

7. Jugendliche Arbeiter dürfen nur 6 Stunden täglich, d. h. 36 Stunden wöchentlich un 
erwachsene Arbeiter nur 8 Stunden täglich, d. h. 48 Stunden wöchentlich beschäftigt werden 

8. Jugendliche Arbeiter dürfen nicht für Nachtarbeit, d. h. zwischen 6 Uhr abends un 
6 Uhr morgens, verpflichtet werden. 

9. An Sonntagen und den von der Regierung festgesetzten anderen Feiertagen muß alle 
Arbeitern Arbeitsruhe gewährt werden. Außerdem sollen die Fabrikanten jährlich den Arbeiter 
ı4 Tage Sonderurlaub gewähren. 

10. Monatlich muß den Arbeitern mindestens ein Tag Arbeitsruhe und täglich mindesten 
ı Stunde Tischzeit gewährt werden. 

ı1. Wenn es sich als notwendig erweist, besonderer Umstände halber die Arbeitszeit zu veı 
längern, darf die Verlängerung täglich höchstens eine Stunde und wöchentlich insgesamt höch 
stens 6 Stunden betragen. 

12. In solchen Fabriken, in denen Nachtarbeit notwendig ist, sollen die Arbeiter in zwei Schichte 
wechseln. In gefährlichen Bergwerksbetrieben müssen diese Schichten alle vier Stunden wechselı 

ı3. Falls die Regierung oder die Partei Demonstrationen anordnet, muß die betreffende Gk 
werkschaft die Fabrikleitung davon in Kenntnis setzen, worauf der Betriebsleiter !/s der Beleg 
schaft zur Teilnahme an den Demonstrationen zu beurlauben hat. Das Arbeitspensum der a 
den Demonstrationen teilnehmenden Arbeiter muß von dem in der Fabrik verbleibenden Re: 
der Belegschaft miterledigt werden. 

14. Die Lohnskala soll an Hand des Lebenshaltungsstandards aufgestellt werden und zw: 
auf Grund der Verhältnisse in den Orten, in denen sich die Fabriken befinden. 


15. Die Löhne sollen bar ausgezahlt werden und unabhängig vom wechselnden Wert de 
erzeugten Güter sein. 
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16. Die Löhne sollen regelmäßig gezahlt werden und zwar jeweils am ı. und 15. jedes 


7. Löhne sollen auch Sonntags gezahlt werden und falls sich Sonntagsarbeit als notwendig 

rweist, sollen dafür Löhne in doppelter Höhe gezahlt werden. 

% 18. Die Fabrikanten sollen Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter organisieren, z. B. Ver- 

sicherungen, Sparkassen usw., doch bedarf es der Zustimmung der Arbeiterschaft, bevor ein 

il ihres Lohnes für diese Zwecke einbehalten werden kann. Die Statuten derartiger Wohl- 
tseinrichtungen müssen weiterhin auch ihre Genehmigung vom Büro für Arbeiter- und 

uernfragen erhalten. 


' 19. Die Fabrikanten sind nicht berechtigt, einen Teil des Lohnes für Beschädigungen irgend- 

welcher Art einzubehalten. 

20. Wenn ein Arbeiter stirbt oder das Arbeitsverhältnis beendet, sollen seine Löhne und 

Ersparnisse zusammen mit etwaigen Versicherungssummen ihm, ferner seinen nächsten Ver- 

vandten ausgehändigt werden. 

21. In Krankheitsfällen — ausgenommen Geschlechtskrankheiten, Tuberkulose oder Geistes- 

Krankheit oder Verletzungen infolge Schlägereien — muß der Fabrikant die Verantwortung für 

er“ Behandlung des Arbeiters durch Ärzte für die Dauer von 2 Monaten übernehmen. 

Diese Ausgaben dürfen dem Arbeiter nicht von seinem Lohn abgezogen werden. 

22. Wenn der Arbeiter durch seine Tätigkeit in der Fabrik eine dauernde gesundheitliche 
ädigung oder Verstümmelung davonträgt, ist der Fabrikant zur Zahlung einer lebensläng- 

ichen Pension verpflichtet. 

23. Wenn ein Arbeiter im Krankenhaus an den Folgen einer ansteckenden Krankheit stirbt, 

ist an seine Hinterbliebenen ein Jahreslohn zu zahlen und falls sein Tod lediglich die Folge 

seiner Arbeit in der Fabrik ist, hat der Fabrikant für den Unterhalt der Hinterbliebenen zu 

sorgen bis alle Kinder erwachsen sind. 

24. Weiblichen Arbeitern ist ein Urlaub von 4 Wochen vor und nach der Entbindung, d. h. 

insgesamt also 8 Wochen sowie ein Monatslohn zu gewähren. 

25. Die Fabrikanten sollen Bestimmungen über die Gewährung von Pensionen, Prämien und 
Endschädigungen an die Arbeiter gemäß der Lage der Fabriken ausarbeiten und sie dann dem 
Büro für Arbeiter- und Bauernfragen zur Genehmigung einreichen. 

26. Die Fabrikanten sollen auf ihre eigenen Kosten Erziehungseinrichtungen für jugendliche 
Arbeiter und Analphabeten unter den erwachsenen Arbeitern schaffen. Der Fortbildungsunter- 
richt soll für jugendliche Arbeiter 2 Stunden täglich und für erwachsene Analphabeten ı Stunde 
täglich betragen. : 

27. Für die Erneuerung oder Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist für die Arbeitgeber ein 
Tag im Jahr bestimmt und zwar gegenwärtig der 2. des ersten Monats (des Mondkalenders). 
Diejenigen Fabriken, die betreffs der Beendigung des Arbeitsverhältnisses bisher einen anderen 
Tag für diesen Zweck gewählt haben, dürfen diesen Brauch beibehalten. Diejenigen Fabriken 
dagegen, in denen bisher kein bestimmter Tag dafür festgesetzt war, müssen sich von jetzt ab 
nach diesen neuen Vorschriften richten. 

28. Denjenigen Arbeitern, die am 2. des ersten Monats entlassen werden, muß die Fabrik 
eine Entschädigung in Höhe von 2 Monatsgehältern zahlen. (Wenn schon in einigen Fabriken 
‚Bestimmungen in dieser Hinsicht bestehen, die bereits die Genehmigung der Regierung gefun- 
den haben, soll die Entschädigung der entlassenen Arbeiter gemäß diesen bereits bestehenden 
Vorschriften erfolgen.) Die neueingestellten Arbeiter müssen Mitglieder derselben Gewerkschaft 
werden und die gleichen Löhne erhalten wie ihre Vorgänger. 

29. Wenn die Erzeugung infolge Absatzschwierigkeiten vorübergehend eingestellt werden muß, ist 
der Fabrikant zur Zahlung einer Entschädigung in Höhe von 2 Monatslöhnen an den Arbeiter 
verpflichtet. Wenn eine Fabrik ihren Betrieb für immer zu schließen wünscht, braucht nur 
ı Monatsgehalt an die Arbeiter ausgezahlt werden, doch müssen die Gewerkschaftsleitungen von 
der Absicht der Fabrik benachrichtigt werden. Falls sich ein Konflikt mit der Fabrikleitung 
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ergibt, muß die Gewerkschaft den Fall den verantwortlichen Regierungsstellen zur Schlichtungz 
unterbreiten. _ 4 

30. Arbeiter, die Angestellte der Gewerkschaft sind, dürfen während der Zeit der Ausübung; 
ihrer Funktionen und ein Jahr danach nicht wie die übrigen Arbeiter am 2. Tag des ersten: 
Monats entlassen werden. N 

31.Die Verträge zwischen den Arbeitern und den Fabriken müssen im Beisein je eines Vertre ersi 
der Gewerkschaft und der Handelskammer abgeschlossen werden. N 

32. In Fabriken mit gefährlicher Arbeit dürfen jugendliche Arbeiter und Frauen nicht be-- 
schäftigt werden. 3 N 

33. In maschinellen Betrieben dürfen Frauen und jugendliche Arbeiter nicht zur Beaufsichtigungs 
oder Reinigung der Maschinen angestellt werden. \ 

34. In Fabriken, in denen Explosivstoffe und Pulver hergestellt werden oder in denen anderes 
gesundheitsschädliche Arbeit verrichtet wird, dürfen keine jugendlichen Arbeiter und Frauen: 
beschäftigt werden. ) 

35. In den Fabriken muß mit besonderer Sorgfalt auf das Vorhandensein hygienischer Einrich-- 
tungen geachtet werden, z. B. ausreichende Lüftung, genügend Licht, Schutzvorrichtungen anı 
den Maschinen usw. Die Fabriken sollen in dieser Beziehung regelmäßig und gründlich von 
den Inspektoren des Büros für Arbeiter- und Bauernfragen kontrolliert werden. 

36. Wenn das Büro für Arbeiter- und Bauernfragen feststellt, daß das Hauptfabrikgebäude oderı 
die Nebengebäude baufällig sind, kann ein Teil oder das gesamte Gebäude als gefährdet oder: 
ungeeignet für Fabrikzwecke erklärt werden. b 

37. In den Fabriken sind den Arbeitern Schlafsäle, Eßräume, Baderäume und Klubräume: 
bereitzustellen. 

38. Für die Verwaltung der Fabriken können neben dem von den Fabrikeigentümern ange-- 
stellten Leiter von der Arbeiterschaft ebenfalls Vertreter gewählt werden, die an der Erledigung; 
der Verwaltungsarbeiten, soweit sie die Sicherheit und die Lebensbedingungen der Arbeiter be-: 
treffen, teilnehmen. Die Verwaltungsmethoden und die Zahl der Arbeitervertreter bedürfen aber! 
der Eintragung beim Büro für Arbeiter- und Bauernangelegenheiten. 

39. Die Verwalter oder Leiter der Betriebe sind in allen Angelegenheiten als Vertreter der! 
Fabrikeigentümer für die Beachtung der obigen Vorschriften verantwortlich. 

Wenn sich Streitfragen zwischen den Fabrikeigentümern und den Arbeitern ergeben, ist das; 
Büro für Arbeiter- uud Bauernangelegenheiten als Schlichtungsinstanz anzurufen. 


ir 


5. Das moderne Postwesen 

Wie sehr der neuen Nankinger Zentralregierung daran gelegen ist, das Post- 
wesen in moderner Weise auszugestalten, ergibt sich schon aus der Tatsache, daß 
sie im Februar 1929 eine Autorität wie den norwegischen Postdirektor Erik Tolefsen 
an die Spitze der Verwaltung gestellt hat. 

Seit meinen ersten Veröffentlichungen (1875) über die Anfänge eines neuzeit- 
lichen Postwesens im Zusammenhang mit der Gründung des Weltpostvereins sind 
überraschende Fortschritte gemacht worden; besonders seit der Jahrhundertwende 
nimmt die Entwicklung einen schnellen Lauf. Der rund 3000 Jahre alte Kurier- 
dienst, dem seit der Schou-Dynastie die Beförderung der amtlichen Staatssendungen 
oblag, erhielt sich bis 1896 — trotz aller Neuerungen. Die betreffenden Beamten 
hielten beständig eine genügende Zahl abgangsfertig gesattelter Pferde in Bereit- 
schaft, damit beim Etappenwechsel alle Verzögerungen vermieden wurden. Mußten 
doch z. B. kaiserliche Botschaften nicht selten mit einer Tagesgeschwindigkeit 
von etwa 300 km befördert werden! Die Post des Publikums ging durch die 
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1896 wurde — zunächst als Abteilung der reorganisierten Zollverwaltung —_ 
in modernes staatliches Postwesen ins Leben gerufen, das vorerst von sehr be- 
'heidenem Umfang war und einen recht schwierigen Wettbewerb mit den be- 
enden Privatposten ausfechten mußte. Anfänglich auf die Vertragshäfen be- 
ränkt, wurde es bald durch kurze Kurierlinien ergänzt, die man allmählich 
rweiterte und miteinander verband, wobei man für den Wasserverkehr Dschunken, 
r den Landverkehr Kamele, Maultiere, Schubkarren usw. zu Hilfe nahm. So ent- 
kelte sich ein gewaltiges Postnetz, das jetzt schon das ganze Riesenreich um- 
Bt, welches gegenwärtig rund 425000 km Kurierlinien ‚unterhält, das ist das 
ehnfache des Erdumfangs am Äquator. Die längste direkte Linie, die von Peking 
rch die Gobiwüste nach Chinesisch-Turkestan führt, ist 8500 km lang (etwa 
e Entfernung von der Ostsee bis zur Südspitze Afrikas) und der Kurier kann 
ie nicht unter 12 Wochen zurücklegen. 

Zum jetzigen chinesischen Postwesen hat die Bevölkerung volles Vertrauen. 
eine Einnahmen genügen zum Unterhalt der gewaltigen Organisation und werfen 
em Staat überdies reichen Gewinn ab. Es entstehen denn auch immer mehr große 
Postgebäude. Dasjenige zu Schanghai hat ı3 Mill. RM. gekostet und wird Haupt- 
itz des Postwesens bleiben, bis Nanking in die Lage kommt, ein hinreichend be- 
eutendes Gebäude zur Verfügung zu haben. Doch hat der dem neuen norwegi- 
hen Oberdirektor beigegebene chinesische Mitdirektor seinen Sitz in Nanking, 
io er zugleich dem Ministerrat angehört. 

Mit ihrem ungemein niedrigen Frankaturtarif dient die moderne chinesische 
ost in hohem Grade der Förderung des Bildungswesens und des Nationalgefühls. 
0 hat sie starken Anteil an der politischen Entwicklung der letzten Jahre, am Kampfe 
m die Befreiung von der wirtschaftlichen Bevormundung durch die Großmächte. 
Das Postwesen ist noch immer kein Staatsmonopol geworden. Daher ist die 
aatliche Postverwaltung im Wettbewerb mit den Privatposten gezwungen, die 
Sunst des Publikums durch Wohlfeilheit, Zuverlässigkeit, Höflichkeit, Entgegen- 
ommen usw. zu gewinnen. Vor allem die den Beamten vorgeschriebene Liebens- 
vürdigkeit im Schalterverkehr hat die Staatspost äußerst populär gemacht. 


WILHELM GROTKOPP: 
Die Zahlungsbilanz der USA. II 


b) Kapital- und Zinsenbilanz 


Neue amerikanischelInvestierungen im Ausland. Den wichtigsten Teil 
ler neuen amerikanischen Investierungen im Ausland nehmen jeweilig die ın 
Amerika zur Zeichnung aufgelegten ausländischen Anleihen ein. Diese beliefen 
68 


de privater Berufsunternehmungen, die jahrhundertelang sehr gut funktio- 
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sich dem Nominalwerte nach 1927 auf 1558 Mill. $. Von dieser Gesamtsumm 
gingen 657 Mill. $ nach Europa, 434 Mill. $ entfielen auf Anleihen Latein 
amerikas und 317 Mill. $ auf Anleihen Kanadas. Unter den europäischen Laut 
dern steht als Anleihen aufnehmender Staat Deutschland mit 235 Mill. $ aı 
erster Stelle. Es folgen Italien mit 120, Frankreich mit 50, Polen mit 47 Mill. : 
usw. Unter den lateinamerikanischen Staaten steht Argentinien mit 109 Mill. $ 
an erster Stelle, Kuba mit 71 an zweiter, Columbia mit 68 an dritter un« 
Brasilien mit 66 an vierter Stelle. Erwähnt sei noch, daß 92 Mill. $ in Form 
von Anleihen nach Australien gingen. | 

Von diesen Anleihen waren aber einige nichts anderes als eine Rückzahlung 
früherer Anleihen. Dies gilt besonders für die französische 50 Mill. $-Anleihe 
Diese von obiger Summe abzuziehenden Rückzahlungen werden auf 208 Mill. & 
geschätzt. Ferner sind von den 1558 Mill. 57 dafür abzuziehen, daß einig: 
Papiere unter Pari ausgegeben wurden, und 63 Mill. $ für Vergütungen une 
Gebühren verschiedenster Art. Es sind somit insgesamt in Form von Anleihen 
1230 Mill. $ neu ins Ausland gegangen. | 

Dieser Kapitalexport in Form von Anleihen bedeutet für das Jahr 1927 
einen neuen Rekord. Legen wir die Zahlen für diese neuen Anleihen abzüg; 
lich der Konvertierungen aber einschließlich aller Anleihen an amerikanisch« 
Besitzungen zugrunde, so ergibt sich für 1927 eine Ziffer von 1375 Mill. & 
für 1926 eine solche von 1134 und für 1925 eine solche von 1085 Mill. $ 
Außer in diesen genannten Jahren ist nur noch im Jahre 1916 die Milliarden: 
grenze erreicht worden. 

Eine zweite Form neuer amerikanischer Investierungen im Ausland bilder 
die privaten Käufe fremder Papiere und die direkten Investierungen. Über der- 
artige Transaktionen wird öffentlich nicht regelmäßig berichtet, genaue Be- 
rechnungen sind deswegen kaum möglich. Das Department of Commerce führ 
in der Bilanz die direkten Investierungen mit 257 und die Höhe der aufge: 
kauften Papiere mit 161 Mill. $ an. Danach wurden also 1648 Mill. $ 1927 
neu im Ausland angelegt. 

1927 eingetretene Änderungen ähnlicher Investierungen früherer 
Jahre. Dieser wesentlichen Erweiterung des amerikanischen Kapitalbesitzes im 
Ausland steht aber eine Schmälerung des in früheren Jahren angelegten Kapi- 
talbesitzes gegenüber, denn ältere Anleihen werden vom Ausland zurück- 
gekauft bzw. von Amerikanern in früheren Jahren erworbene ausländische 


Papiere oder getätigte direkte Investierungen werden wieder an Ausländer ab- 
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se Anleihen sehr häufig ist, früher vom Ausland zurückgekauft. Diese Rück- 
äufe werden auf 200 Mill. $ geschätzt, von denen 180 Mill. $ sehr exakt er- 


ielen Anleihen abgemacht, daß sie nach einem gewissen Zeitraum, meistens 
h 3 oder 5 Jahren, automatisch sukzessive zu einem gewissen Teil zurück- 
ezahlt werden. Von den 264 im Jahre 1927 aufgelegten Anleihen enthielten 
B. 115 derartige Bestimmungen. Derartige Bestimmungen werden auch 
ompt erfüllt. Es ist berechnet worden, daß in dieser Form 104 Mill. $ vom 
usland an Amerika zurückgezahlt wurden, und zwar betreffen diese Rück- 
ahlungen fast 300 verschiedene Anleihen, darunter z. B. 48 deutsche. 

"Die direkten Investierungen von Amerikanern im Ausland werden auf 5 Mil- 
arden $ geschätzt. Von diesen amerikanischen Besitzungen gingen 1927 solche 
fi Werte von 5ı Mill. $ wieder ın den Besitz von Ausländern über. Außerdem 
ard berechnet, daß im Besitz von Amerikanern befindliche ausländische Aktien 
der sonstige Papiere in Höhe von 412 Mill. $ zurückgekauft wurden. Diese 
ier Einzelbeträge machen insgesamt die sehr beträchtliche Summe von 
67 Mill. $ aus. Aber der neue amerikanische Kapitalexportrekord ist nicht 
ur in dieser Höhe vom Ausland finanziert worden, das Ausland hat hierzu 
nit weiteren 210 Mill. $ beigetragen, also mit insgesamt 977 Mill. $. Diese 
10 Mill. $ repräsentieren den Kapitalimport Amerikas im Jahre 1927. 

Neue ausländische Investierungen in den USA. Sehr gering sind die 
lirekten ausländischen Investierungen in Amerika, wie in Form von Besitzungen. 
ahlenmäßig ermittelt wurden derartige Investierungen nur in Höhe von 
4 Mill. $; da einige Transaktionen sicherlich nicht erfaßt sind, ist diese 
umme in der Zahlungsbilanz mit 28 Mill. $ angegeben. Wesentlich höher ist 
ie Summe der von Ausländern in Amerika aufgekauften Wertpapiere; sie 
ird mit 891 Mill. $ angegeben; gleichzeitig wurden aber amerikanische Wert- 
japiere vom Ausland seitens Amerikaner in Höhe von 709 Mill. $ zurückgekauft. 
Das Gesamtbild der amerikanischen Kapitalbilanz zeigt also, daß die Rekord- 
he des gesamten amerikanischen Kapitalexportes im Jahre 1927 ın Höhe von 
68* 
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1648 Mill. $ wesentlich in sich zusammenschrumpft, und zwar weil das Au 
land gleichzeitig seine Schuldenlast durch Rückzahlungen und ähnliches n 
767 Mill. $ verringerte und außerdem 210 Mill. $ in Amerika neu investierte 
Das Ausland hat also diesen Kapitalexport Amerikas mit 977 Mill. $ finanziert! 
es verbleibt somit nur ein Kapitalexport von 671 Mill. $ für das Jahr 1927. Zu 
prüfen ist nun die Frage, wo diese 671 Mill. $ herstammen, wobei noch daran 
zu erinnern ist, daß die Waren- und Dienstebilanz mit 221 Mill. $ passiv, alse 
nach 892 Mill. $ zu fragen ist. Die Antwort lautet: aus dem Zinsendienst un« 
dem Goldexport. Hierauf sei nachstehend eingegangen. } | 

Die Beantwortung der Frage, in welcher Höhe Amerika jährlich Zinsen au: 
dem Ausland zufließen, setzt einen kurzen Überblick über die gesamten Gut! 
haben Amerikas im Ausland voraus. Hierüber bestehen zahllose Schätzungen! 
Das Department of Commerce ist bemüht, absolute Klarheit zu schaffen, muf 
aber selber zugeben, daß noch manches ungeklärt sei und deswegen nun 
Schätzungen angegeben werden können. Nach diesen Schätzungen belief sich 
Ende 1927 die Höhe der privaten amerikanischen langfristigen Investierungen 
im Ausland auf 11,5—13,5 Milliarden $. Diese verteilen sich auf die einzelner 


Erdteile wie folgt: 


In Mill. $ 
Lateinamerika 4322—5222 
Europa 3171—3671 
Kanada und Neufundland 3037 —3537 
Asien, Australien u. a. 70—1070 


Welcher Zinsenbetrag ist nun aus diesen Guthaben zu erwarten? Hier lieger 
teilweise auch zu hohe Schätzungen vor, zu denen man sich vielfach dadurch 
hat verleiten lassen, daß die meisten der in der letzten Zeit in Form von An- 
leihen angelegten Gelder eine Verzinsung von 7°/, und noch mehr einbringen 
Berechnungen zeigen jedoch, daß der gewogene Durchschnittszinssatz der ir 
Amerika zur Zeichnung aufgelegten ausländischen Anleihen während des 
Jahre 1924—1927 6,1 bzw. 6,2 bzw 5,80/, betrug. Das Department of Com- 
merce hat die Höhe der Zinseinnahmen aus den amerikanischen Kapitalanlagen 
im Ausland auf 738 Mill. $ angegeben. 

Gleichzeitig mußte Amerika ans Ausland für ausländische Investitionen Zinsen 
in Höhe von 203 Mill. $ bezahlen. Über die fremden Investierungen in den 
Vereinigten Staaten liegen nur Schätzungen vor. Vor dem Kriege war Amerika 
das größte Schuldnerland der Welt, diese Schuldenlast wurde auf 4,6 bıs 
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Milliarden $ geschätzt. In diesem Jahre wurden die Handelsattaches beauf- 
ot 
llen. Diese sind sehr lückenhaft, schließen z. B. Frankreich, Deutschland 
nd Italien nicht ein. Hiernach hat England in Amerika 1,4 Milliarden $ in- 
stiert, Kanada steht an zweiter Stelle mit 722 Mill. $, die Niederlande mit 
00 Mill. $, die Schweiz mit 200 Mill. $, Mexiko mit 125 Mill. $, Schweden 
it 122 Mill. $ folgen; hinzu kommen kleinere Länder mit relativ hohen 
ammen, wobei oft die Kapitalflucht mitgesprochen hat. Diese vorliegenden 
chätzungen belaufen sich auf zusammen 3 Milliarden $; unter Berücksich- 


gung der nichteingeschlossenen Länder kommt das Department of Commerce 
ı einer Gesamtschätzung von 3,7 Milliarden $. Bei einer angenommenen Ver- 
nsung von 51/,°/, ergibt sich die oben angegebene Summe. Berücksichtigt 
erden müssen ferner die kurzfristigen Investierungen, hierüber sind die An- 
aben des Department of Commerce sehr unvollkommen. Zählen wir die ein- 
nen Posten zusammen, so ergibt sich, daß Amerika aus privaten lang- und 
urzfristigen Investierungen einen Nettozinsenbetrag von 514 Mill. $ erhält. 
iese Summe reicht nicht aus, um die ohen angegebene „Passivität“ von 
92 Mill. $ zu decken. Doch stehen Amerika noch weitere Einnahmequellen 
ır Verfügung, so die Einnahmen des United States Treasury aus dem Kriegs- 
huldendienst. 

Die Summen, die Amerika in den kommenden Jahren, und zwar insgesamt 
ı etwa 60 Jahren, auf Grund der während des Krieges zur Unterstützung 
iner Bundesgenossen gewährten Anleihen unbedingt einziehen will, schwanken 
; den einzelnen Jahren. Sie werden ein Maximum von 415 Mill. $ erreichen; 
927 flossen aus dieser Quelle 206 Mill. $, wovon 160 Mill. $ auf Zinsenzahlung 
nd 45 Mill. $ auf Rückzahlung des Kapitals entfallen. Der Hauptteil dieser 
umme stammt von England, und zwar 135 Mill. $ an Zinsen und 25 Mill. $ 
ı Kapital, Frankreich sahlte 20 Mill. $ an Zinsen und ı0 Mill. $ an Kapital. 
mit verbleibt jetzt nur noch ein unerklärlicher Rest von 172 Mill. $. Auch 
jese Frage findet ihre Lösung, und zwar dahin, daß Amerika 1927 für 
56 Mill. $ Gold exportierte. Der verbleibende Rest muß auf Fehlerquellen 
irückgeführt werden, doch sei auf den Goldexport noch kurz eingegangen. 
Der Außenhandel in Gold dient nur dem Ausgleich der internationalen 
Yirtschaftsbeziehungen, ist weder Selbstzweck noch normale Erscheinung, 
ann nie die Regel sein, sondern immer nur etwas Einmaliges. Außenhandel 


; Gold ist nötig, wenn, oft aus mehr zufälligen Gründen, Warenausfuhr und 


P2 


, Schätzungen über Investierungen fremder Länder in Amerika anzu- 


1008 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT ıi 


-einfuhr nicht miteinander in Einklang gebracht werden können, aber int 
Interesse der Währung ein Ausgleich notwendig ist. Es läßt sich jeweilig nu; 
vermuten, welche Momente irgendeine Goldbewegung hervorgerufen haben 
im Falle des amerikanischen Goldaußenhandels ist es aber weitgehend sichen 


daß diese Goldbewegungen vor allem von der Kapitalbilanz beeinflußt werden 


Amerika muß jetzt der anderen Welt Kapital zur Verfügung stellen, da son 
die Zinsen und Schulden nicht restlos bezahlt werden können. Es ist nicl 
möglich, die Handelsbilanz bei gleichzeitigem Ausgleich der anderen Posten s 
zu gestalten, daß dieser Kapitalexport in Form von Waren geschehen kann 
1927 mußte vielmehr in starkem Maße dieser Kapitalexport die Form eines 
Goldexportes annehmen. Es wurden an Gold für 390 Mill. $ exportiert, gleich: 
zeitig aber auch für 224 Mill. $ importiert, so daß ein Nettoexport von 
166 Mill. $ verbleibt. Auch im Jahre 1925 war ein derartiger Goldexport zu 
verzeichnen, im Jahre 1928 hat er angehalten und sicherlich wird Amerik; 
auch in den kommenden Jahren von der Möglichkeit Gebrauch machen, Kapita 
in Form von Gold zu exportieren, sich so von einem Teil des aufgestapelter 
Goldschatzes befreien. 

Bekanntlich hat Amerika einen Teil seiner Kriegsgewinne in Form von Gole 
ins Land gebracht. Mit Ausnahme der Jahre 1919 und 1925 ist Amerika von 
Beginn des Krieges bis einschließlich 1926 ein Gold importierendes Land ge 
wesen. Der Goldimport erreichte die beträchtliche Höhe von 2,4 Milliarden $ 
Teilweise erreichte der Goldbestand Amerikas 50°/, des Weltgoldvorrates. Jetz 
fließt dies Geld allmählich wieder zurück, so eine gleichmäßigere Verteilun; 
dieses Währungsmetalles auf alle Länder bewirkend. Die entscheidende Frag 
ist, ob dieser Goldexport anhalten wird und kann. 

Eine befriedigende Beantwortung dieser Frage würde weit über den Rahme: 
dieser Darstellung hinausgehen, wo es sich nur darum handelt, die Bedeutun 
dieses Geldexportes für die Zahlungsbilanz darzulegen. Wir müssen uns des 
wegen auf einige Bemerkungen beschränken. Die Nachfrage nach Gold geh 
vor allem von den Ländern aus, die zwecks Neuordnung ihrer Währunge 
dies Metall benötigen, wie Frankreich. Da noch mehrere europäische Lände 
zu diesem Zwecke Gold gebrauchen, ist damit zu rechnen, daß eine stark 
Nachfrage nach Gold die nächsten Jahre kennzeichnen wird. Diese Nachfrag 
kann Amerika z. T. befriedigen. Das Gold liegt meistens unbenutzt als tote 
Schatz in den Kellern. Warum sollte Amerika dies Gold nicht abgeben? Di 
Solidität der Währung wird dadurch zur Zeit nicht beeinflußt. Die Gold 
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ung der Währung ist mehr als ausreichend. Deshalb konnte es auch nicht 
raschen, daß von offizieller Seite erklärt wurde, daß dieser Goldexport zu 
3eunruhigungen keinen Anlaß bieten könne. ei 
In diesem Zusammenhang soll nur noch kurz darauf hingewiesen werden, 
dank diesen Goldvorräten Amerika die Möglichkeit gegeben ist, den 
pitalexport in stärkerem Maße fortzusetzen als es an sich auf Grund der 
nderen Posten der Zahlungsbilanz möglich wäre. Die Goldschätze bilden eine 
wichtige Quelle für eine Fortsetzung des Kapitalexportes in den kommenden 
anren. 


A c) Gesamtbild 

Das Gesamtbild der Handels- und Zahlungsbilanz sei zunächst an Hand 
olgender nach Angaben des Department of Commerce zusammengestellter 
Tabelle veranschaulicht (in Mill. $): 


Amerikas Zahlungsbilanz 1920— 1926 


1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 

züterbilanz 2976 1965 726 386 1006 700 448 
ouristenverkehr u. Immigrantengelder — 850 —700 —700 —760o —855 —920 —979 
rachtenbilanz und anderes — 212 — 17 -9 —?27 3 62 —6 
| 1914 1248 17 —4oı 154 —ı58 —537 


ettozinseneinnahmen 50 80 355 417 464 515 688 
Bankguthaben und Banknoten ? ? 375 53 166 — 123 319 
oldbilanz —50 —667 —238 —294 —.258 134 98 


Zahlungsbilanz ohne Kapitalbilanz ? ? 505 — 225 526 368 372 
apitalbilanz — 874 —789 — 638 109 —522 — 432 — 522 


naufgeklärter Rest P ? 133 116 4 64 150 


Bevor wir Schlüsse aus dieser Aufstellung der Bilanzen ziehen, sei darauf 


hingewiesen, daß die Zahlen nicht absolut zuverlässig sind. Die einzelnen 


als die Zugrundelegung einer Tabelle der Schrift „The Balance of International 
Payments of the United States in 1926“. Es kommt an dieser Stelle ja nur auf 
die Herausarbeitung der Tendenzen an und da dürften diese Zahlen trotz ge- 
wisser Bedenken ausreichen. Zwecks Beantwortung der Frage nach dem Wesen 


’osten werden oft so verschieden angegeben, daß kein anderer Ausweg blieb, 


des Kapitalexportes interessiert vor allem die Schlußziffer der Güter- und 
Dienstebilanz. Deutlich zeigt sich der zwischen 1921 und 1922 liegende Ein- 
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schnitt. In diese Zeit zwischen 1921 und 1922 fällt das Ende der amerika- 
nischen Kriegsgewinne. Bis zu dieser Zeit ergab sich jeweilig eine solche: 
Aktivität der Güter- und Dienstebilanz, daß alte Schulden bezahlt und außer-- 
dem zusätzliche Kapitalien im Ausland angelegt werden konnten. Bis 1922 ist 
Amerika für einige Jahre das große Kapitalexportland gewesen; die Quelle 
dieses Kapitalexportes sind Kriegsgewinne, dieser Kapitalexport ist somit ei ei 
einmalige anormale Erscheinung. Die beiden Übergangsjahre seien, um nicht 
in zu vielen Einzelheiten die große Linie zu verlieren, unbeachtet gelassen. 
1924, 1925 und 1926 beläuft sich der Kapitalexportüberschuß auf 522, 432 
und 522 Mill. $, bei einem Vergleich mit 1920, 1921 sind allerdings die be-. 
kannten Geldwertänderungen zu beachten. Die wichtigste Quelle sind die 
Zinseneinnahmen, die sich netto auf 464, 515 und 688 Mill. $ belaufen. Es 
zeigt sich sogar, daß Amerika seit 1925 nicht einmal mehr so viel im Aus- 
land neu investiert, wie es an Zinsen ingesamt einnimmt! Das Jahr 1927 ist 
also keine Ausnahmeerscheinung, dieselben Tendenzen wie für 1927 lassen 
sich auch für 1924—1926 nachweisen. 

Dank den Zinsen aus seinen großen Kriegsgewinnen kann Amerika heute 
noch seine ausländischen Kapitalguthaben vermehren, wird dies wohl auch, 
noch in den nächsten Jahren können. Aber im allgemeinen wird die Bedeu- 
tung des jetzigen amerikanischen Kapitalexportes überschätzt. Unhaltbar ist es 
z. B., Amerika, wie es ja auch oft seitens ernsthafter Stellen geschieht, als den 
entscheidenden Versorger der Welt mit Kapital hinzustellen. Die „arme Welt* 
bekommt vom reichen Amerika noch neues Kapital, aber wirkt das Rennen 
nach neuen amerikanischen Anleihen nicht wie eine Ironie, wenn man be- 
denkt, daß die „arme Welt“ diese Anleihen seit Jahren z. T. selbst finanziert, 
daß sich Europa z. B. das benötigte Kapital auf dem Umwege über Amerika 
z. T. selbst leiht? Selbstverständlich ist in diesen Fragen das Problem etwas 
vereinfacht, selbstverständlich ist es etwas Alltägliches, daß ein Land zugleich 
Kapital importiert und exportiert, trotzdem sind diese Formulierungen ge- 
wählt worden. Entscheidend ist eben, daß Amerika aus seiner eigenen Kapital- 
bildung der anderen Welt nichts zur Verfügung stellt, aber in Form von 
Zinsen für die eigene Wirtschaft Kapital erhält, das im Ausland gebildet ist. 
Die Summen, um die Amerika seine Kapitalguthaben erhöht, sind jeweilig aus 
der Wirtschaft des Auslandes gezogen. Amerika kann heute nur noch seine 
ausländischen Kapitalguthaben erhöhen, weil ihm in der Zeit der Selbstzer- 
fleischung Europas mühelos die Millionen in den Schoß fielen. Die Welt wird 
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sehr bald daran gewöhnen müssen, daß Amerikas Kapitalexport nichts 
eres als eine Ausnahmeerscheinung war, die jetzige Stellung Amerikas im 
nternationalen Kapitalverkehr also anormal, für Amerika aber sehr vorteil- 
haft ist, bedingt sie doch die Erzielung von Zinszwischengewinnen, daß ferner 
für die Zukunft eher mit einer Abnahme als mit einer Zunahme des Kapital- 
exportüberschusses zu rechnen ist. 

” Obige Zahlen zeigen ferner, wie bedeutsam und notwendig für Amerika ein 
Exportüberschuß im Güterverkehr ist. In der Kriegs- und Nachkriegszeit, 
d. h. von Mitte 1914 bis Ende 1921 erzielte Amerika einen Exportüberschuß 
von gut 22 Milliarden $! Diese Summe repräsentiert gewissermaßen den Kriegs- 
gewinn. Die Schwankungen des Exportüberschusses spiegeln sich sehr deutlich 
in der Endsumme der Güter- und Dienstebilanz wieder, der hohe Export- 
überschuß des Jahres 1924 ergab die einzige aktive Güter und Dienstebilanz 
seit 1923, der geringe Exportüberschuß im Jahre 1926 ließ die Passivität 
der Güter- und Dienstebilanz auf die bisher höchste Summe anschwellen. 
Eine Aktivität der Handelsbilanz in Höhe von mindestens 800 Mill.$ wird nötig 
sein, wenn Amerika aus seiner eigenen Wirtschaft Kapital dem Ausland zur Ver- 
fügung stellen will, bei einem Sinken auf etwa 100 Mill. $ und weniger, 
besonders bei einem Verschwinden des Exportüberschusses wird Amerika zu 
einem Kapital importierenden Land. 

Die entscheidenden Posten der Zahlungsbilanz sind Handelsbilanz, Touristen- 
und Immigrantengelder, Zinseneinnahmen sowie Goldbewegung. Wie sich diese 
entscheidenden Posten aufeinander einspielen, ist bestimmend für die Kapital- 
bildung. Speziell entscheidend für den Charakter und Umfang der Kapiıtal- 
bilanz ist die Gestaltung der Wareneinfuhr und der Warenausfuhr, da sich 
die anderen Posten z. T. gegenseitig aufheben. Das Verhältnis zwischen Waren- 
und Kapitalausfuhrüberschuß sei noch an Hand folgender Tabelle veranschau- 
licht (in Mill. $): 

1924 ıg5 1926 1927 


WarenausfuhrüberschußB 970 666 426 680 
KapitalausfuhrüberschußB 522 432 522 671 


Eine Aktivität der Handelsbilanz im heutigen Umfange wird so lange nötig 
sein, wie ein Kapitalexport aus den verschiedensten Gründen erforderlich bzw. 
wünschenswert ist. 

Es ist unmöglich, bestimmte Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 
Posten nachzuweisen und z. B. zu sagen, daß Amerika seinen Exportüberschuß 
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durch Gewährung neuer Anleihen selbst finanzieren muß. Aber eine gewi es 
Berechtigung kommt dieser Behauptung zu. Dasselbe gilt für die, daß Ameri a 
Kapital exportieren muß, daß die Amerikaner als Touristen nach Euror | 
kommen müssen, um den Europäern die Möglichkeit zu geben, die Schulden: 
zu bezahlen. Wie bei der Handels- so besteht auch bei der Zahlungsbilanz ein: 
automatisches Sichaufeinander-Einspielen der einzelnen Posten. Mit dem Ver-- 
schwinden oder Anwachsen des einen Postens muß sich auch ein anderer! 
ändern, es folgt alles Zug auf Zug, nie ist irgendein Moment als primär anzu-- 
sehen. Sprunghaft, künstlich anormal war die Entwicklung der letzten Jahre,, 
unsolide erscheint deswegen auch die Struktur der heutigen Zahlungsbilanz. . 
Denn als normal und solide kann doch wohl nicht die Stellung eines Gläubigers: 
bezeichnet werden, der seinem Schuldner das Geld zu einem Teil der Zins-: 
zahlungen immer wieder vorstrecken muß. Es wäre naiv, zu hoffen, daß! 
Amerika daraus die Konsequenz der Streichung der Kriegsschulden ziehen 
würde, denn Amerika erwartet eine baldige solche Zahlungsfähigkeit Europas, 
daß Europa die Zinsen aus eigenem Kapital bezahlen kann. Amerika hofft, als: 
Rentier die Zinsen aus seinen Kriegsgewinnen einst unbehindert einziehen zu 
können, Zinsen, die sich dann vielleicht auf ı Milliarde $ belaufen werden. Es 
ist möglich, daß beim Fehlen eines Kapitalexport- oder auch Importüber 
schusses die Zahlungsbilanz folgendes Bild annimmt: 


Güterbilanz (6) 
Touristenverkehr — 800 
Immigrantengelder — 200 


Zinsennettoeinnahmen 1000 


Dies ist eine Konstruktion mit ihren typischen Licht- und Schattenseiten, 
sie zeigt, daß sich Amerika vielleicht später dank seiner Kriegsgewinne eine 
Passivität der Handelsbilanz wird „leisten können“. Ob dies der Fall sein wird, 
hängt von der Entwicklung der anderen Posten ab. Die obige Konstruktion 
dürfte auch die eine Tendenz richtig wiedergeben, daß sich künftig die eigent- 
liche Handelsbilanz und der andere Teil der Zahlungsbilanz jeder für sich aus- 
gleichen werden, Daraus würde wiederum der schon einmal gezogene Schluß 
zu ziehen sein, daß der Ausfuhrüberschuß nur nötig ist, solange ein Kapital- 
export erforderlich erscheint. Kapitalexport ist jetzt erforderlich, weil Amerika 
nur so einen Teil seiner Zinsen erhält. Braucht sich die andere Welt das Geld 
für keine Zinsenzahlungen mehr vorschießen zu lassen, läßt Amerika diese 
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Zinsenbeträge restlos in seiner Wirtschaft arbeiten, dann muß sich dies in der 
Zahlungsbilanz i in einem Verschwinden des Exportüberschusses widerspiegeln. 
iese Entwicklung wird ja allgemein von europäischer Seite erwartet, wird 
doch i immer wieder betont, daß Amerika europäische Waren ins Land lassen 
| muß, damit Europa Zinsen und Schulden restlos bezahlen kann. Wir wollen 
uns nicht weiter auf Konstruktionen einlassen, betont sei, daß die Zahlungs- 
Ibilanz sich in allmählicher Entwicklung wahrscheinlich so einstellen wird, 
Idoch erscheint dies keineswegs so zwingend, wie es vielfach dargestellt wird. 
| Auch erscheint es keineswegs notwendig, daß Amerika durch seinen Kapital- 
‚export an das Schicksal der anderen Welt so gebunden wird, daß es auf die 
weltwirtschaftlichen Notwendigkeiten weitgehend Rücksicht nehmen müßte. 
Die Amerikaner sehen in ihrer Zahlungsbilanz einen Beweis dafür, daß ihre 
Zoll- und Schuldenpolitik tragbar sei, uns Europäern bleibt nicht viel mehr, 
als uns hiermit abzufinden. Wir müssen sogar befürchten, daß sich einmal in 
' Amerika die Ansicht durchsetzt, daß die Amerikaner nicht nur die Zinsen aus 
den Europa gewährten Anleihen, sondern auch diese Europa gegebenen Kapi- 
talien in ihre Wirtschaft hineinstecken sollen und somit nicht nur der ameri- 
"kanische Kapitalexport, sondern sogar jede beachtliche amerikanische Kapital- 
anlage im Ausland aufhört. Von den jetzigen Auslandsinvestierungen ameri- 
kanischen Kapitals auf starke weltwirtschaftliche Bindungen der USA. zu 
schließen, dürfte verfehlt sein. 


Fun LITERATURBERICHT HEFT ı. 
. Erıcn Ost unn Hans-JoAcHIM Rusrt*: a 
; Sys : | 
Literaturbericht aus Europa und Afrika Fi 
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A. Schmidt: 1929, Das Jahr der welt- Will Europa nicht selbst als Interessengebiet . 


politischen Entscheidungen. 72 Seiten. 
Verlag von Georg Stilke, Berlin 1929. Pr. 2.—. 


Eine Rück- und Ausschau an der Jahreswende 
1928/29 mit vielen klugen und weitsichtigen 
Bemerkungen, wie wir es von dem Verfasser ge- 
wohnt sind. Das Weltbild eines politisch aus- 
gezeichnet orientierten Deutschen. 
Coudenhove-Kalergi: Kampf um Pan- 

europa. 3.Bd. 204 Seiten. Paneuropa-Verlag, 

Wien-Leipzig 1928. Pr. brosch. 4.50; geb. 7-—. 

In Frage und Antwort wird werbend Sinn 
und Ziel der Paneuropa-Union dargestellt und 
daß zu ihrem Bestehen Macht und 
Recht gleichermaßen notwendig sind. Bedeutet 


erwogen, 


zwar die Umgestaltung Europas in paneuropä- 
ischem Sinne eine Revolutionierung des Denkens 
und Fühlens, so soll und kann sie doch durch 
keine Revolution erreicht werden. Vielmehr wird 
sich Paneuropa zwangsläufig entwickeln. Es wird 
nun versucht, den paneuropäischen Nenner aller 
europäischen Parteirichtungen zu finden. Der 
nationale Gegensatz der Völker wird an dem 
deutsch-französischen Beispiel untersucht. Aus 
dem „stillen Anschluß“ Österreichs an Deutsch- 
land soll Europa lernen. Es soll Kommissionen 


bilden, 


Rechtsprechung, der europäischen Wirtschaft, 


„zur Angleichung der europäischen 


des europäischen Verkehrs, der europäischen 
Währungen“. Denn trotz der Kriegsächtung 
nimmt der Kampf zwischen den Weltmächten 
um die Teilung der Erde seinen Fortgang in 
der Form der Bündnisse, Revolutionen und 
Monroe-Doktrinen. Die Beispiele Amerika, Eng- 
land, China, Rußland illustrieren diese These. 


dieser Mächte zersplittern, muß es sich ge 
schlössen für die westliche oder östliche Hemi- 
sphäre der Erde entscheiden. Die Abwehr des:: 
russischen Bolschewismus bedeutet bereits den 
Anschluß an die anglo-amerikanischen In- 
teressen. 


W. Gürge: Paneuropaund Mitteleuropa. 
Verlag B. Staar’s Buchhandlung, Berlin 1929. 
87 Seiten. Pr. kart. 3.—. ; 
Die paneuropäischen Hoffnungen Coudenhore- 

Kalergis können einen Wirtschaftler skeptisch 

stimmen. Denn — von allen nicht wirtschaft- 

lichen Schwierigkeiten abgesehen — wider- 
sprechen sich der innereuropäische Zollunions- 
gedanke und der Wirtschaftsimperialismus, der 
die Völker Europas zu Feinden macht. So geht 
Gürge auch nicht von gemeinsam europäischen, 
Sein 


zentraler Programmpunkt ist: Erweiterung des 


sondern allein deutschen Interessen aus. 


Binnenmarktes, und zwar auf der Grundlage, 
„daß wir uns mit den Nachbarn zu verständigen 
haben, die uns etwas bieten können, und denen 
wir als Grundlage des Miteinander- statt Neben- 
einanderlebens etwas geben können.“ Die Donau 
zeichnet den Weg vor. Der Anschluß Öster- 
reichs mit Wien als Ausfalltor wäre der erste 
Schritt zu einer Zollunion, die sich etwa mit 
dem von Friedrich Naumann als „Mitteleuropa“ 
umrissenen Gebiet deckt. Bei aller Skepsis gegen- 
über Voraussagen glaubt der Autor, daß zwi- 
schen der Industrie und Landwirtschaft dieses 
Raumes ein wirtschaftliches Gleichgewicht her- 
gestellt werden kann, das eine Wiedergesundung 


* Herr Dr. Hans-Joachim Rust ist, als wissenschaftlicher Hilfsarbeiter an der „Zeitschrift für 
Geopolitik“, Referat Europa und Afrika, seit 1. Oktober 1929 in unserem Kreise tätig. 


kraftvolle Fortentwicklung beider jetzt hier 
® dort in ständigen Krisen befindlichen Wirt- 
ftszweige verspricht. Statistisches Material 
adiert diese Theorie. Ein Literaturverzeichnis 
schließt die ausgezeichnete Arbeit. 


> 

- Willi: Eurasien. Eine Wegleitung für 
Diplomaten, Politiker und Volkserzieher. 94 
"Seiten. Verlag Hans Huber, Bern 1929. Preis 
# 2.3.35. 


Die europäischen Staaten stehen vor dem 
Scl icksal, von Erdteilstaaten wie Amerika und 
den farbigen Rassen Asiens und Afrikas er- 
drückt zu werden. Angesichts dieser Gefahr ist 
es sinnlos, daß die Nationalstaaten Europas um 
der Erhaltung und Ausdehnung kolonialer 
Reiche willen untereinander Krieg führen. Was 
sie jenseits der Meere in kostspieligen Kolonien 
suchen, finden sie nach der Auffassung von 
Willi in dem geographisch natürlichen, ein- 
heitlichen Raum Eurasiens, der ihnen geopoli- 
tisch zur Kraftentfaltung vorgezeichnet ist. Der 
Verfasser geht von der Voraussetzung aus, daß 
die Nationalstaaten in Europa nur künstliche 
Gebilde der Politik seien, daß aber andererseits 
die zu verfolgende Entwicklung vom Stadtstaat 
über den territorialen Kleinstaat zu immer um- 
fassenderen staatlichen Einheiten diese künst- 
liche Gestaltung zugunsten einer natürlichen 
Raumanpassung aufheben wird. So ergibt sich 
Eurasien allein aus der Logik einer Theorie. — 
Es lassen sich aber weder die Nationalstaaten 
nur als politische Gebilde begreifen, noch läßt 
sich eine geographische Einheit Eurasiens be- 
haupten, die eine Vergleichbarkeit mit Amerika 
zuließe. Zugestanden sei als europäische Auf- 
gabe die wirtschaftliche und kulturelle Durch- 
dringung Rußlands, um der westlichen Grenz- 
verschiebung der Gelben entgegen zu wirken. 
Aber die Forderung „Eurasien den Europäern“, 
1. h. Rußland zu einer dem Westeuropäer 
ributären Kolonie zu machen, übersieht den 
nationalen Charakter des russischen Bolsche- 
wismus. 

Europäischer Nationalitäten-Kongreß. 


Sitzungsbericht des Kongresses der organi- 
sierten nationalen Gruppen in den Staaten 
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Europas. Genf, 29. bis 31. August 1928. 167 
Seiten. In Kommission bei Wilhelm Brau- 


Wien-Leipzig 1928. Pr. 3.50. 
Zum Quellenstudium des Minderheitenpro- 
‘ blems in Europa von grundlegender Wichtig- 
keit. Politiker aller nationalen Minderheiten- 
gruppen sprechen zu den Themen: „Die Lage 
der Nationalitäten und der Völkerbund.“ — „Die 
kulturelle Arbeit der Nationalitäten und ihre 
kulturellen Beziehungen zu den Stammvölkern 
bzw. der Gesamtheit ihrer Nationen.“ — „Die 
Tätigkeit der internationalen Organisationen 


müller, Universitäts - Verlags - Buchhandlung; 


auf dem Gebiete der Nationalitätenfrage und 
die Zusammenarbeit der Nationalitäten in ihrem 
Rahmen.“ — „Fragen der Nationalitätenkunde.“ 


C. G. Bruns: Grundlagen und Entwick- 

lung des internationalen Minder- 
heitenrechtes. Eine Übersicht. 48 Seiten. 
Selbstverlag der „Deutschen Gesellschaft für 
Nationalitäten-Recht“, Berlin-Steglitz 1929. 
Pr. 2.—. 


In gedrängter Form wird die Tätigkeit des 
Völkerbundes, der Nationalitätenkongresse und 
der freien internationalen Organisationen auf 
minderheitrechtlichem Gebiet einer kritischen 
Würdigung unterzogen. Es ist eine Übersicht 
über die Entwicklung des europäischen Nationali- 
täten- und Minderheitenproblems seit dem Welt- 
krieg und erfüllt den Zweck schneller und 
gründlicher Orientierungsmöglichkeit vollauf. 


E. Isay: Kommentar zum Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzundzuden 
deutschen Staatsangehörigkeitsver- 
trägen. 388 Seiten. Verlag von Alfred 
Metzner, Berlin 1929. Pr. 7.50. 


Das deutsche Staatsangehörigkeitsgesetzt be- 
ruht heute nicht mehr auf dem Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz allein. Von gleicher 
Wichtigkeit für die Feststellung der deutschen 
Reichsangehörigkeit wurden der Versailler Ver- 
trag und die meisten in seinem Gefolge abge- 
schlossenen Staatsangehörigkeits- und Options- 
verträge Deutschlands mit den allierten Staaten. 
Diese in der Praxis oft Unsicherheit und Ver- 
wirrung erzeugenden Verhältnisse versucht Isay 


durch eine kursorische Erläuterung der sämt- 
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lichen wichtigen Quellen des in Deutschland 
geltenden Staatsangehörigkeitsrechts zu klären 
Die Einleitung folgt der Entwicklung des deut- 
schen Staatsangehörigkeitsgesetzes und behandelt 
grundlegend Begriff und Inhalt, Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit. Zu Beginn des 
Hauptteiles wird das Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 dargestellt 
und kommentiert (Allgemeine Vorschriften — 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat — 
Unmittelbare Reichsangehörigkeit — Schluß- 
bestimmungen). Es folgen nach Voranstellung 
des Artikels 278 des Versailler Vertrages die 
Verträge, die die Staatsangehörigkeit in außer- 
deutschen, abgetretenen und besetzten Gebieten 
behandeln (Belgien, Danzig, Elsaß-Lothringen, 
Memel, 
Tschechoslowakei). Hiernach gelangen das Ge- 


Nord-Schleswig, Polen, Saargebiet, 
setz über die Erwerbung und den Verlust der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit vom ı. Juni 1870 
in der Fassung des Einführungsgesetzes zum 
B. G. B. und die Bestimmungen über Erwerb 
und Verlust der Staatsangehörigkeit in außer- 
deutschen Ländern zur Darstellung (49 Staaten, 
alphabetisch geordnet, werden berücksichtigt). 
Ein Verzeichnis der Stichtage für den Staats- 
angehörigkeitswechsel in den abgetretenen Ge- 
bieten beschließt das Buch. 


HB. Gerber: Minderheitsrecht im Deut- 
schen Reich. Ein Kommentar für Artikel 113 
der Reichsverfassung. 83 Seiten. Verlag von 
Reimar Hobbing, Berlin 1929. Pr. 4.—. 


Das erste Kapitel des Buches verfolgt die 
entwicklungsgeschichtlichen Grundlagen des 
Artikels (Äußere Gesetzesgeschichte — Ideen- 
geschichtliche Grundlegung); das zweite Kapitel 
befaßt sich mit der Auslegung des Artikels. 
Eine Untersuchungder Rechtsschutzfragen (inter- 
national, nationalrechtlich) beschließt die von 
großem und gründlichem Fachwissen zeugenden 
Ausführungen. Sie berichtigt die Auffassung, 
Deutschland habe sich erst nach dem Krieg zu 
einer Minderheitenschutz - Gesetzgebung ent- 
schlossen, um ein außenpolitisches Kampfmittel 
zu besitzen. Gerber weist statt dessen nach, 
daß Artikel 113 einen Grundsatz für das innere 
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Staatsleben enthält, der sich allmählich au 
einer Wandlung des Staatsdenkens schon v 
dem Kriege entwickelte. 


K. Alnor: Das Minderheitenproblem im 
Unterricht. Schriften des Verbandes Schles- 
wig-Holsteinischer Geschichtslehrer, Heft 2. N 
24 Seiten. Walter G. Mühlau-Verlag, Kiel 1928. 
Pr. 1.—. nt 


\ 

Die Schrift ist die Wiedergabe eines Vortrages, 
der die Einbeziehung nationaler Tagesfragen in 
den Schulunterricht anregt, und einer über das ' 
Minderheitenproblem abgehaltenen Lehrprobe. 


je 
! 


Probleme des deutschen Westens. Eine 
Aufsatzfolge im Auftrage des Verbandes Deut- 
scher Geschichtslehrer herausgegeben von Prof. 
Dr. Friedr. Metz. (Schrift 27/28 von „Rheini- 
sche Schicksalsfragen“. Eine Schriftenfolge 
herausgegeben von P. Rühlmann) 160 Seiten, 
Verlag von Reimar Hobbing, Berlin 1929. 
Pr. 4.—. 

Die vorliegende Folge glänzender Aufsätze ist 
das Ergebnis einer Tagung deutscher Geschichts- 
lehrer. Die historischen, geographischen, wirt- 
schaftlichen und rechtlichen Probleme des Rhein- 
landes und seiner Nachbargebiete (Saar, Eupen- 
Malmedy, Luxemburg) kommen durch Fach- 
leute zur Darstellung. Besonders hervorzuheben 
sind die Aufsätze von H.Steinacker, der 
„Rhein, Donau und Weichsel als deutsche 
Schicksalsströme“ behandelt, von W.Platzhoff 
(„Frankreich und der Rhein“) und von F. Metz 
(„Die Rheinlande als Auswanderungsgebiet“). 
Von besonders aktuellem Interesse ist der Vortrag 
„Völkerrechtliche Probleme im Rheingebiet“ 
von C. Schmitt. In dem Aufsatz „Die Ober- 
rheinfragen in der Nachkriegszeit“ kommt 
I. Frey als Schweizer zu den deutschen Rhein- 
problemen zu Wort. 


G. Reismüller und I. Hofmann: ıo Jahre 
Rheinlandbesetzung. Beschreibendes Ver- 
zeichnis des Schrifttums über die Westfragen 
mit Einschluß des Saargebietes und Eupen- 
Malmedys. 371 Seiten. Ferdinand Hirt, Breslau 
1929. Pr. 10.—. 

Die Bibliographie umfaßt deutsche und aus- 
ländische Bücher und Schriften politischen, 
historischen, propagandistischen, wissenschaft- 
lichen sowie schöngeistigen Inhalts zur Frage 


r Rhein-, Ruhr- und Saarbesetzung und der 
etung Eupen-Malmedys. ‚Jedes Buch wird 
einer kurzen, mustergültigen Inhaltsangabe 
wezeigt; bei selteneren Werken wurde der 
indort angegeben. Das Register, alphabetisch 
: ch den Titeln geordnet, und ein Schlagwort- 
erzeichnis geben der umfassenden und wert- 
ollen Bibliographie große Übersichtlichkeit. 


W.Schücking: Das Rechtauf Rheinland- 
räumung. ı6 Seiten. Verlag „Rheinischer 
Beobachter“, Berlin 1929. 


Die kleine Schrift ist die Wiedergabe eines 
Jortrages, der am 29. Januar 1929 im „Deut- 
chen Republikanischen Reichsbund“, Berlin, 
rehalten wurde. Als Rechtswissenschaftler und 
Mitglied des Ständigen Schiedshofes in Haag 
pricht Schücking zum Thema als Autorität. 


on Dortmund bis Düsseldorf. Heraus- 
gegeben von der Stadt Düsseldorf, 1929. 

Ein Beitrag zum Problem der Neugliederung 
les Deutschen Reiches mit 6 Karten, 3 graphi- 
chen Darstellungen, einer Anzahl Photogra- 
hien und erläuterndem Text. Düsseldorf wird 
ls der gegebene Schwerpunkt für die der 
Ä rheinisch-westfäli- 


kereinigung zustrebenden 


chen Großstadtketten dargestellt. 


).Krieger:DieAuswanderungausWürt- 
temberg nach dem Weltkriege. Tübinger 
wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen. 
Dritte Folge der Tübinger Staatswissenschaft- 
lichen Abhandlungen. Herausgegeben von 
C. J. Fuchs. Heft 2. 130 Seiten. Verlag von 
W. Kohlhammer, Stuttgart 1928. Pr. 6.75. 
Die vor dem Kriege fast zum Stillstand ge- 
‘ommene deutsche Auswanderungsbewegung 
ahm nach dem Krieg wieder in außerordent- 
icher Weise zu. Jenseits der Kontroverse „Volk 
hne Raum“ oder „Volk und Raum“ werden in 
orliegender Schrift Umfang, Ursachen und 
Nirkung der Auswanderung aus Württemberg 
n den Jahren 1919-1927 sachlich zur Dar- 
tellung gebracht. 

Wanderung ist ein geopolitischer Faktor, der 
n seiner Stetigkeit von nachhaltigerer Wirkung 
it als jedwede gewaltsame Veränderung im 
taatenleben. Auswanderungspolitik muß daher 
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mit großem Weitblick und Raumempfinden be- 
trieben werden; ist doch nicht nur die Wan- 
derung zahlenmäßig zu regulieren, sondern ihr 
auch eine gewisse Richtung zu geben und dafür 
Sorge zu tragen, daß Auswanderer und Heimat 
in kultureller und wirtschaftlicher Fühlung 
bleiben. Denn es soll nicht länger das Mohl- 
sche Wort gelten, auf das auch der Verfasser 
verweist: „jeder Deutsche... ., der sein Vater- 
land verläßt, ist bleibend für dasselbe ver- 
loren.“ 

G. Wehenkel: Deutsches Genossen- 
schaftswesen in Rumänien. Schriften 
des Deutschen Auslandsinstituts Stuttgart. 
Wirtschaftswissenschaftliche Reihe, Band ı. 
122 Seiten. Ausland und Heimat Verlags-Aktien- 


gesellschaft, Stuttgart 1929. Pr. geb. 4,20; 
geh. 3,50. 


Hier wird das Deutschtum Groß-Rumäniens 
in einer seiner wirtschaftlichen Organisationen 
untersucht. Der Stoff unterteilt sich nach den 
vier deutschen Hauptsiedlungsgebieten in Ru- 
mänien: das deutsche Genossenschaftswesen in 
Siebenbürgen, in der Bukowina, im Banat und 
in Bessarabien. Jeweils leitet eine Darstellung 
der allgemeinen Probleme der betreffenden 
Deutschtumsgruppe die Hauptkapitel ein. Wenn 
es auch nicht an Kritik fehlt, so erscheint 
doch das 


Machtfaktor deutscher Kolonisationsarbeit im 


Genossenschaftswesen als starker 
europäischen Osten. Es zeigt sich, daß meist 
dort, wo tüchtige deutsche Genossenschaften 
bestehen, auch das nationale Eigenleben der 
deutschen Bauern rege ist. Diese wirtschaft- 
liche Organisation erweist sich nicht nur ge- 
eignet, eine Zusammenarbeit der getrennten 
Volksgruppen zu ermöglichen, sondern auch 
Unterschiede zwischen ihnen auszugleichen und 
der reichsdeutschen Exportindustrie eınen Ab- 
satzmarkt zu sichern. — In einem Schlußkapitel 
wird unter wirtschaftlichem Gesichtspunkt das 
Verhältnis Deutschlands zu Rumänien betrach- 
tet. Die Ausführungen des Verfassers gründen 
sich auf eine mehrmonatige Reise durch Ru- 
mänien. 


G. Leibbrandt: Die Auswanderung aus 
Schwaben nach Rußland ı816—1823. 


1018 


Ein schwäbisches Zeit- und Charakterbild. 
Schriften des Deutschen Auslandsinstituts, 
Stuttgart. Kulturhistorische Reihe, 21. Bd. 
a12 Seiten. Ausland und Heimat Verlags- 
Aktiengesellschaft, Stuttgart 1928. Pr. 5.—. 
Der im Jahrgang 1928, Seite 355, dieser Zeit- 
schrift angezeigten Schrift Leibbrandts über 
die deutsche Kolonisation in Rußland läßt der 
Verfasser vorliegende Arbeit folgen, die sich 
auf die schwäbische Auswanderung nach Ruß- 
land beschränkt. Neben politischen und wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten waren es vor allem 
religiöse Momente, die in Württemberg zur 
Suche nach einer neuen Heimat führten. Kaiser 
Alexander von Rußland wußte diese Bewegung 
durch Vermittlung der baltischen Baronin 
v. Krüdener seinen merkantilistischen Plänen 
nutzbar zu machen und den Auswandererstrom, 
der Palästina zum Ziel hatte, nach Odessa und 
Kaukasien abzulenken. — Das Buch, das auf 
sorgfältigem Quellenstudium aufbaut, ist einer 
der wichtigsten Beiträge zur Geschichte der 
Kolonisation in Rußland und eine wertvolle 
Schilderung der schwäbischen Verhältnisse zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts. 


J. A. Malinowsky: Die Planer Kolonien 
am Asowschen Meer. Schriften des Deut- 
schen Auslandsinstituts Stuttgart. Kulturhisto- 
rische Reihe, 22. Bd. 99 Seiten. Ausland und 
Heimat Verlags-Aktiengesellschaft, Stuttgart 
1928. Pr. 3.—. 

Der Verfasser, dessen Schrift „Die Deutschen 

Kolonisationen am Schwarzen Meer“ im Jahr- 

gang 1928, Seite 335, dieser Zeitschrift eine 

Würdigung erfuhr, widmet seine neue Arbeit 

den deutschen Siedlungen am Asowschen Meer. 

Nach einer kurzen Schilderung der Landes- 

natur gibt Malinowsky einen Überblick über 

die bewegte Siedlungsgeschichte des Landes, 
über die Versuche der russischen Regierung, 

Ansiedler zu bekommen, und über die Ein- 

wanderung der Deutschen in Südrußland. Dar- 

auf wird mit Ausführlichkeit die Planer Koloni- 
sation (nämlich: Ansiedlung nach einem be- 
stimmten Plan) behandelt. Ansiedlungsweise 
und Kolonistenleben (wirtschaftliche, rechtliche 


und — unter besonderer Berücksichtigung der 
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Katholiken — kirchliche Verhältnisse) gelangena 
zur Darstellung. Ein Anhang bringt Sag, en. r 
Erlasse, Tabellen. Eine Übersichtskarte ders 
Deutschen Siedlungen am Schwarzen Mee 2 
bearbeitet von K. Stumpp, erhöht den Wert t 
des Buches. El 
W. v. Politeka: Agroklimatische Ver-- 
hältnisse Rußlands. „Der Kulturtech-: 
niker.“ Zeitschrift der Deutschen ee 
nischen Gesellschaft, Breslau 1928, Heft 6. . 
Derselbe: Klima und Landwirtschaftt 
Rußlands. Berichte über Landwirtschaft. 
Zeitschrift für Agrarpolitik und internationale > 
Landwirtschaft. Berlin 1929, Heft 4. + I 
Die Aufsätze behandeln klar und gedrängt 
den Einfluß des Klimas auf den russischen ı 
Ackerbau. Es werden die einzelnen klimatischen ı 
Faktoren untersucht und sehr übersichtlich dar- - 
gestellt. Wichtig ist das Eintreten des Verfas- - 
sers für die Anschauung, daß sich Rußland | 
eben der klimatischen Verhältnisse wegen gar’ 


ale 


nicht so sehr für den Ackerbau eignet, eine: 
Erweiterung der Anbaufläche kaum möglich ı 
ist und westeuropäische Ernteerträge unerreich- i 
bar seien. Ein Übergang zur Differenzierung ! 
in der Landwirtschaft erscheint dem Verfasser * 
notwendig. 


I. Grüning: Die russische öffentliche: 
Meinung und ihre Stellung zu den 
Großmächten 1878— 1894. Osteuropäische ' 
Forschungen. Im Auftrage der Deutschen Ge- 
sellschaft zum Studium Osteuropas, herausge- ' 
geben von Otto Hoetzsch. Neue Folge, 
3. Band, 219 Seiten. Osteuropa-Verlag, Berlin 
und Königsberg i. Pr. 1929. Pr. geb. 8,50, 
geh. 7,—. 

Nach Orientierung über die russischen Presse- 

verhältnisse während der Zeit zwischen dem 

Berliner Kongreß und dem französisch-russi- 

schen Bündnis wird die öffentliche Meinung 


zu den politischen Ereignissen dieser Jahre im 
Spiegel ihrer Presse verfolgt. Deutsch-russische 


Fragen stehen im Vordergrund, und die Ver- 
fasserin glaubt, im allgemeinen eine deutsch- 
freundliche Stimmung feststellen zu können. 
Grüning hat sich in ihrem Studium nicht 
nur auf die führenden russischen Zeitungen 
beschränkt, sondern auch Lokalblätter, Akten- 


ionen und ausländische Zeitungen heran- 
‚ Die Arbeit ist als wertvoller Beitrag 
r politischen Geschichte der !zweiten Hälfte 
5 20. Jahrhunderts anzusehen. 


ge 


D 


L 


ubrowski: Die Bauernbewegung in 
r_ russischen Revolution 1917. Bei- 
ige zum Studium der internationalen Agrar- 
ige. Bd. I. Herausgegeben vom Internatio- 
alen Agrar-Institut. 206 Seiten. Verlagsbuch- 
andlung von Paul Parey, Berlin 1929. Pr. 


eb. 7.—; geh. 6.—. 

Jas aus dem Russischen übersetzte Buch 
rfte eine der besten und vollständigsten Dar- 
lungen der russischen Bauernbewegung sein, 
nn auch der einseitig bolschewistische Stand- 
ınkt des Autors unverkennbar ist. Die Dar- 
lung der Entwicklung der russischen Bauern- 
wegung greift in die Vorkriegszeit zurück, 
n den Anteil der Bauern an der Revolution 
117 historisch zu unterbauen, und wird durch 
atistiken und Diagramme ergänzt. Anschließend 
gen knappe Darstellungen der Organisationen 
r Bauern, Gutsherren und Kulaken, sowie 
s Verhältnisses der vorrevolutionären Par- 
en und der bolschewistischen Regierung zu 
n Bauern, denen — nach Ansicht des Autors — 
f 2. November 1917 nur Glück und Segen 
achte. 

ie Union der Sozialistischen Sowjet- 
tepublikenunddieGenferAbrüstungs- 
‚onferenz. Amtliche Dokumente der Sowjet- 
tegierung. 61 Seiten. Ost-Europa-Verlag, Ber- 
in-Rönigsberg i. Pr. 1928. Pr. 1,40. 

n. der Schrift sind 8 Dokumente sowjet-rus- 
cher Friedensbemühungen enthalten. Zweck 
d Inhalt dieser Schrift 
sentlichen mit dem, was die folgende aus- 
hrlichere Veröffentlichung bietet. 


decken sich im 


er Kampf der Sowjet-Union um den 
'rieden. Eine Dokumenten-Sammlung, ent- 
altend die Friedens-- und Abrüstungsvor- 
chläge der Sowjet-Regierung an die Regie- 
ungen der Länder Europas, Amerikas und 
\siens. 1917— 1929. Herausgegeben von dem 
und der Freunde der Sowjet-Union. 267 8. 
Teuer Deutscher Verlag, Willi Münzenberg, 
jerlin 1929. Pr. geb. 3,50; geh. 2,50. 


)ie Sammlung enthält Dokumente des inner- 


litisch nur allzugut begründeten Friedens- 
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willens und der Friedensbemühungen derSowjet- 
Union in Form der Wiedergabe von Dekreten, 
Noten, Reden, Verträgen und dgl. und besitzt 
in der Einleitung einen erläuternden und ver- 
bindenden Text. Daß der bolschewistische Pazi- 
fismus kein unbedingter ist, auch die rote Re- 
gierung sich des Wertes militärischer Macht- 
mittel durchaus bewußt ist, beweist die Haltung 
Rußlands im chinesisch-russischen Konflikt. 


A. Nobel: Herr über Asien. Betrachtungen 
eines Reisenden. ı69 Seiten. Hanseatische Ver- 
lagsanstalt Hamburg-Berlin-Leipzig. Pr. 8,50. 


Es gehört zum Wesen des Europäers, daß er, 
soweit er die Erde und ihre Völker kennt, über 
Seit der Zeit der Ent- 
deckungen ist der Kampf der westeuropäischen 


sie herrschen will. 


Staaten untereinander ein Kampf um die Vor- 
herrschaft in den transozeanischen Kontinenten. 
Der Europäer empfindet es als eine Mission, 
der fernen und fernsten Erde seine Kultur zu 
bringen. Wirtschaftliche Durchdringung, die 
Missionsarbeit der christlichen Kirche, die Über- 
legenheit der Technik und Waffen sind bis- 
weilen skrupellos gebrauchte Mittel zur Er- 
reichung seines Zieles. Aber eine Bewegung, 
die bereits vor dem Kriege begann, sich durch 
die Industrialisierung der Übersee während des 
Krieges festigte und heute unter der liberalen 
Idee der Selbstbestimmung der Völker zu natio- 
nalen Bewegungen in allen Teilen der Erde 
führte, wendet sich gegen die Vorherrschaft 
der europäischen Lehrherren. Wird Europa 
dieser Gegenbewegung der Kontinente Herr 
bleiben? Diese Frage spezialisiert der Verfasser 
vorliegenden Buches für Asien, die Lebensfrage 
des englischen Weltreiches streifend. 

Nobel erhellt schlaglichtartig die Jahrtausende 
alte Geschichte Asiens, gedenkt der sich fol- 
genden Festsetzungen der Portugiesen, Hollän- 
der, Franzosen und Briten und versucht durch 
Schilderungen der asiatischen Völker in Charak- 
ter und Sitten die Spannungen aufzudecken, 
die sich zwischen ihnen und den Europäern 
ergeben. 

Während die 
Orients durch das (in Afghanistan gescheiterte) 


Nationalstaaten des nahen 


69 
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Experiment des Aufgehens in europäischer 
Zivilisation sich von Asien zu emanzipieren 
scheinen, wird die asiatische Tendenz Rußlands 
immer deutlicher. Das Freiheitsdrängen Chinas 
findet nicht nur europäischen, sondern auch 
japanischen Widerstand, kennzeichnet aber das 
wachwerdende Selbstbewußtsein der 


Rasse mit elementarer Eindringlichkeit. 


gelben 
Die 
Gärung unter den Völkern Indiens stellt, auch 
aus diesem Winkel des britischen Weltreiches 
gesehen, sein Fortbestehen, sogar auch in der 
Form des Commonwealth, sehr in Zweifel. 
Kartenskizzen und Bildtafeln fügen sich gut 
in den zu knappen Absätzen zusammengedräng- 
ten, bald erzählenden, bald sachlich darstellen- 
den Text ein. Leider stimmen ab Seite 4g bis 
Seite 158 die Seitenzahlen mit den Angaben 
des Inhaltsverzeichnisses nicht überein. Ein 
Schlagwortverzeichnis ist angehängt. 


G. M. Kemal Pascha: Die neue Türkei. 
1919— 1927. Rede, gehalten von Gası Mustafa 
Kemal Pascha in Angora vom 15.—20. Ok- 
tober 1927 vor den Abgeordneten und Dele- 
gierten der Republikanischen Volkspartei. 
2 Bände. (ı. Bd.: Der Weg zur Freiheit 1919 
bis 1920; 2. Bd.: Die nationale Revolution 1920 
bis 1927.) 224 bzw. 397 Seiten mit 10 Schlach- 
tenskizzen und Karten. Verlag von K. F. Koeh- 
ler, Leipzig 1928. Pr. je brosch. ı1.—; geb. 
RO. 

Der Umfang des Werkes entspricht der rhe- 
torischen Breite einer fünftägigen Rede. Ihr 
Inhalt ist im kurzen folgender: Organisierung 
der türkischen Freiheitsbewegung, der Frei- 
heitskampf selbst und nach erlangter Unab- 
hängigkeit die radikale Europäisierung der 
Türkei. Sicherlich innerhalb 7 Jahren ein 
Werk, das die Skrupellosigkeit und Energie 
eines asiatischen Diktators erforderte, — ob 
zum Heil des Volkes, wird die Geschichte er- 
weisen. Jedenfalls fällt die Wiedergewinnung 
der europäischen Grenzen in eine Zeit eng- 
lischer Gebundenheit, ist also nicht nur eine 
türkische Waffentat. Und der gläubige Islam 
wartet im stillen gewiß auf die Gelegenheit, 
sich an der abtrünnigen, vereuropäerten Türkei 
zu rächen. Wie sich Bulgarien und Griechen- 
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land auf die Dauer zur neuen Türkei stelle 
werden, ist zum mindesten zweifelhaft. Aucl 
Konstantinopel dürfte für die Zukunft nock 
nicht ganz Rußlands Interesse verloren hab ent 
Nicht nur, daß Kemal Pascha diese Probleiil 
bewußt übergeht, sondern er färbt auch sein 
Darstellungen tendenziös, indem er als geschic ch \ 
ter Politiker eigene Maßnahmen ausführlich zı 
begründen weiß, während er die gegnerischa 
Anschauung nur schärfster Kritik unterzie 
So ist der Wert des Werkes nur ein bedingten 
Es orientiert über Programm und Methode des 
türkischen Diktatur, entbehrt aber jeder g 
schichtlichen Objektivität. 


G. Holdheim: Palästina. Idee, Probleme 
Tatsachen. ı80 Seiten mit einer Karte. Vers 
lag C. A. Schwetschke & Sohn, Verlagsbuchi 
handlung, Berlin 1928. Pr. geb. 4,80; gehäi 
3,50. 

Der Verfasser, der sich zum Zionismus 
kennt, gelangt im ideengeschichtlichen ersteit 
Teil seines Buches zu der Anschauung, dafl 
sich in der zionistischen Bewegung die wirks 
liche Emanzipation des Judentums vollzieht! 
Denn nur der Rückhalt an einer nationaler 
Heimstätte in Palästina wird die Erhaltung de: 
jüdischen Volkstums auch in der Diaspora ge: 
— Der zweite Teil unterrichtet: 
über Land, Bevölkerung, Wirtschaft, Verkehr 
Kultur und Entwicklung der jüdischen Koloni. 
sation in Palästina, läßt aber mit keiner Zeil 
die Kette von Problemen anklingen, die in de: 
Stellung Palästinas als englisches Mandatsland! 
in der Gegensätzlichkeit des jüdischen unc 
arabischen Volkstums, im Überwiegen städti 
scher statt ländlicher Einwanderung und ir 


währleisten. 


der Abnahme der Einwanderungslust begrün 
det liegen. Dieser Optimismus des Autors finde 
durch die letzten Ereignisse in Palästina, die 
wohl erst die Einleitung zu weiteren Ausein 
andersetzungen der Araber mit den jüdischer 
Kolonisten und ihrem englischen Patron seiı 
dürften, seine Korrektur an der Wirklichkeit 
Mitteilungen ausdenDeutschenSchutz 


gebieten; mit Benutzung amtlicher Quellen 
Herausgegeben von Hans Meyer, Albrech 


k, Paul Staudinger. 36. Jahrgang, 
Heft. Kommissionsverlag E. $. Mittler & 
hn, Berlin 1928/29. 


anz Stuhlmann, Max Moisel und Paul Spri- 
le werden warmempfundene Nachrufe ge- 
met. Es folgen Aufsätze „Die Schlafkrank- 
sit in Deutsch-Ostafrika vom Beginn bis zur 

wart“ (Steudel); „Hydrographisches von 
er Likuala-Kongo-Expedition von v. Stein“ 
'reiherr v. Stein zu Laußnitz); „Die 
aterielle und geistige Kultur der Ponapeer* 
ı Nachlaß von Max Girschner von Paul 
taudinger); „Stammesgemeinschaften im 
entralgebirge von Deutsch-Guinea“ (Detz- 


um 
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mer). Eine Karte und zwei Bildertafeln sind’ 
beigegeben. Von besonderer Wichtigkeit sind 
für uns die Aufsätze Steudels und v. Steins. 
Zu unserem Bedauern sind die „Mitteilungen 
aus den Deutschen Schutzgebieten“ in dieser 
Form das letzte Mal erschienen. Eine Schriften- 
reihe von außerordentlichem wissenschaftlichen 
und nationalen Wert, um die uns selbst Eng- 
länder und Franzosen beneidet haben, hört da- 
mit leider auf, als selbständige Veröffentlichung 
zu bestehen. Es ist aus Ersparungsgründen 
ihre Vereinigung mit der „Kolonialen Rund- 
schau“ vorgesehen. 


OTTo Maut: 


& Literaturbericht aus der amerikanischen Welt 


oppe€, E. O.: Die Vereinigten Staaten. 
Das romantische Amerika. Baukunst, 
Landschaft und Volksleben. (Sammlung Orbis 
Terrarum.) Mit 304 Abbildungen iu Kupfer- 
iefdruck. XXXIX und 304 Seiten. Berlin (Ernst 
Wasmuth) 1927. Geb. 26 M., Halbleder 35 M. 


Seit Goethe ist man es unter Änwen- 
ang eines im letzten Sinne nicht ganz ver- 
andenen Wortes, den unromantischen Erdteil 
ı Amerika zu sehen und der Neuen Welt mit 
nem Vorurteil entgegenzukommen, das aller- 
ings unberechtigt ist. Denn Amerika entbehrt 
icht der zerfallenen Schlösser und nicht der 
asalte. Trotzdem ist es ein kühner Wurf, ge- 
ıde in dem Raum der Vereinigten Staaten das 
jmantische Amerika erblicken zu wollen. Als 
'h nur den Titel las, habe iclı an ganz andere 
eile des Doppelkontinents gedacht. Man kann 
ber beim Blättern des prachtvollen Bilder- 
andes nur sagen, daß dieser Wurf gelungen 
t. Da, wo die Natur in ihrem Formenspiel 
ie Romantik versagt hat, hat sie der Mensch 
; einer gigantischen Siedlungslandschaft ge- 
haffen, indem er die einfach welligen Öber- 
äichenlinien durch eine im kleinen und großen 
nendlich bewegte Skyline abgelöst hat. Stock- 


erk ist auf Stockwerk getürmt, und zwischen 


diesen vielgipfeligen ragenden Wohngebirgen 
ziehen die tiefen Straßenschluchten. Die Indu- 
strielandschaft mit ihrem Wald von Schorn- 
steinen und der ganzen Phantastik ihrer Zweck- 
anlagen ist daneben ein besonderer Typ. Und 
wie in der Naturlandschaft wechselt das Bild in 
Stimmung und Beleuchtung, ist bald magisch 
überstrahlt vom künstlichen Licht, verdämmert 
bald im Dunste der Großstadt. Aus der länd- 
lichen Sphäre des atlantischen Saums, den 
Alleghanies und dem mittleren Westen hat der 
Autor manches Überzeugende beizubringen ge- 
Im Gebirgsland des Westens hat die 
Natur selbst romantisch gebaut, besonders im 


wußt. 


Bereiche des Yellowstoneparks, am Colorado 
Aber auch 
die Kulturzeugen des ausklingenden Mittelalters, 


Canon und in der Sierra Nevada. 


Klosterhöfe ehemaliger Missionen und der Statt- 
halterpalast der königlichen Stadt, La Villa 
Real de Santa F&E de San Francisco, in dem 
sich einst das höfische Leben wie im damaligen 
Europa abspielte, fehlen ebensowenig wie die 
nach höheren Formen ringenden Bauten der 
Kulturindianer. 

Es ist nicht alles in diesem Buch romantisch. 
Man trifft unter den Bildern auf echt klassische 
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Naturgestaltung und auf entsprechendes Men- 
schenwerk. Aber natürlich ist die abstrakte 
Linie der Formenerkenntnis hier und dort zu- 
gunsten der Vollständigkeit aufgegeben worden, 
die aber darum mit bewundernswerter künst- 
lerischer Konzeption einen nicht selten neuen 
Querschnitt durch den Riesenraum der Ver- 
einigten Staaten gelegt hat. 


Franze, Bruno: Die Niederschlagsver- 
hältnisse in Südamerika. Ergänzungsheft 
Nr. 193 zu Petermanns Mitteilungen. VIII und 
79 Seiten. Mit zwei Niederschlagskarten. Gotha 
(J. Perthes) 1927. Geh. 10 M. 

Bei der Beurteilung der Grundlagen des Lebens 
auf der Erde nehmen die Niederschlagsver- 
hältnisse eine ganz hervorragende Stelle ein. 

Darum ist es eine außerordentliche verdienstvolle 

Leistung, das weitzerstreute, aber inzwischen 

stark angesammelte Material für Südamerika 

aufgearbeitet und dabei ebenso die räumliche 
wie die zeitliche Verteilung in Betracht gezogen 
zu haben. Denn die bisherigen Zusammen- 
fassungen sind z. T. völlig veraltet und ganz 
unvollständig. Voß standen 378 Stationen zur 
Verfügung. Während es jetzt Beobachtungen 
von mehr als 3000 Stationen gibt. Ein Blick 
auf die bisherigen Arbeiten leitet ein. Dann 
wird das Material, nach einzelnen Staaten ge- 
ordnet, kritisch gesichtet und dabei ein Über- 
blick über die Entwicklung des meteorologischen 

Dienstes dieser Länder und seiner Ergebnisse 

gegeben. Das eigentliche Ergebnis liegt in den 

beiden Karten vor. In der kleineren ist eine 

Stationenkarte, die es erlaubt, mit einem Blick 

die ganz ungleichmäßig ausgebaute Basis unserer 

heutigen Erkenntnisse zu erschauen (nur in 

Mittelargentinien, Mittelchile, Mittel- und Nord- 

ostbrasilien gibt es Stationennetze im eigent- 

lichen Sinne), mit einer Karte der Jahresisohyeten 
vereinigt. Bei der Benutzung der letzteren 
muß darauf geachtet werden, daß ein paar 
zeichnerische Unklarheiten im mittelbrasiliani- 
schen Küstengebiet geblieben sind (Verlauf der 

1500 mm-Isohyete). Die Karte gibt ganz wesent- 

liche, nach meinen Kenntnissen richtige Ab- 

weichungen von den bisherigen Darstellungen. 
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Die für den praktischen Gebrauch unglei 
wichtigere Karte ist die des jahreszeitlich 
Verlaufs der Niederschläge. Auf Grund ein 
neuen Darstellungsmethode sind die aus den\ 
einzelnen Monatsmitteln zusammengesetzte 
Diagramme von 200 Stationen in die Karte 
selbst eingesetzt worden, so daß aus dem Karten- ‚ 
bild für die einzelnen engeren Landschaften ı 
sofort zu erkennen ist, wann es regnet und wann 
trockenere Zeiten eintreten. So ist eine außer- i 
ordentlich anschauliche Darstellung gegeben l 
worden, die nachdrücklich beachtet werden ı 
sollte. Da die gewählte Darstellung auch ohne: 
weiteres jedem Laien verständlich ist, so sollte : 
man unbedingt zu dieser wichtigen Arbeit: 
greifen, wenn man eine Vorstellung über die! 
klimatischen Verhältnisse von Südamerika ge- : 
winnen will, die namentlich als Grundlage der 
Landwirtschaft, aber auch des übrigen Wirt- : 
schaftslebens von ausschlaggebender Bedeutung ! 
sind. 


Schuster, Adolf N.: Paraguay. Land, Volk, , 
Geschichte, Wirtschaftsleben und Kolonisation. 
Mit einem Beitrag über die Mineralogie von 
A. Range und die Botanik von Hochreutiner. 
XX und 667 Seiten. Mit ı8 Karten, 68 Ab- 
bildungen auf Tafeln und 320 Abbildungen, 
Zeichnungen und Plänen im Text. Stuttgart 
(Strecker & Schröder) 1929. Geh. 35 M., in 
Leinen 4o M. 


Die Ankündigung des Buches verspricht nicht 
zu viel, wenn sie es als „das erste, allen An- 
Handbuch über 
Paraguay“ nennt. Es wendet sich als solches 
vornehmlich an den Kaufmann und den Land- 
wirt, den Industriellen und den Arbeiter, den 
Politiker. In außerordentlicher Gründlichkeit 
bringt es nach einer etwas kurz gehaltenen 
Einleitung über Lage, Größe, Namen, Boden- 
gestaltung und Bau Aufschlüsse über Boden- 
schätze, Klima und Wetter, gesundheitliche 
Verhältnisse, Flüsse und Seen, Pflanzen und 
Tierwelt, politische und wirtschaftliche Ein- 
teilung. Eine Namenliste samt Charakterisierung 
der einzelnen Orte schließt diesen Abschnitt ab. 
Das zweite Hauptkapitel ist der Geschichte, das 
dritte der Bevölkerung, das vierte der staat- 


forderungen entsprechende 


en Organisation gewidmet. Sehr eingehend 
en in den letzten beiden Abschnitten die 
Inen Zweige der Volkswirtschaft, die Ein- 
ıderung und die Kolonisation behandelt. 
erall ist die deutsche Kolonisation gebüh- 
nd betrachtet worden. Das Buch ist lebendig 
chrieben, sehr reich ausgestattet mit Bildern, 
nen und begrüßenswerten Karten der ein- 
:Inen Departements, so daß es auch ein an- 
schauliches Bild des Landes bei dem Leser zu 
erwecken vermag. Seın Gesamtcharakter ist der 
einer Landeskunde, die in der Vollkommenheit 
ihrer Listen und der Landeskundigkeit des Ver- 
fassers, der sich überall um ein wohl abgewo- 
genes Urteilbemüht, vor allem dem Praktiker wün- 
schenswertes Material zur Verfügung stellen wird. 
Allein es ist als überreiche Materialsammlung 
auch eine Fundgrube des Wissenschaftlers. 


Cornelius, CarlG.:DieDeutschenimbra- 
silianischen Wirtschaftsleben. Schriften 
‚des Deutschen Ausland-Instituts Stuttgart. E: 
Wirtschaftswissenschaftliche Reihe. Bd. 2, XII 
und 88 Seiten. Stuttgart (Ausland und Heimat) 
„1929. Geh. 3 M., geb. 3,70 M. 


-_ Trotz der reichen Literatur über Brasilien und 


der vielseitigen Beachtung, die der deutschen 
Kolonisation in diesem Staate, der größten und 
geschlossensten in Südamerika, geschenkt worden 
ist, fehlt es an einer Abschätzung der Bedeu- 
tung der Deutschen im brasilianischen Wirt- 
schaftsleben. Die liegt nun vor. In ihr ist unter 
Angaben vieler Einzelheiten kritisch untersucht 
worden die Stellung der Deutschen in der Ur- 
produktion, in Industrie und Gewerbe, in Handel 
ınd Verkehr und in der Kapitalwirtschaft. Und 
ie ist zu einem auch für mit brasilianischen 
Verhältnissen vertraute Beurteiler ebenso über- 
raschenden wie beachtenswerten Resultat ge- 
kommen, während der Anteil der Deutschen an 
ler Bevölkerungsziffer Brasiliens nur 2°/, aus- 
macht (Cornelius nimmt die Zahl 675000 an), 
jeträgt ihre Beteiligung an der Landwirt- 
chaft 8°/,, an der Industrie 10°/, und am 


Jandel ı2°/,- 


3erninger,Otto: Waldund offenesLand 
in Süd-Chile seit der spanischen Er- 
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oberung. Geographische Abhandlungen be- 
gründet ‚von A. Penck, herausgegeben von 


N. Krebs. Mit 5 Textabbildungen, 3 Karten 


und ıo0 Bildtafeln. 
(Engelhorn) 1929. 


130 Seiten. Stuttgart 
Die Untersuchung Berningers ist ein schöner 
Beweis für die fruchtbare Verknüpfung von 
Pflanzengeographie und Siedlungsforschung, wie 
sie der Schule Robert Gradmanns entspricht. 
Nach einer Skizzierung der orographischen und 
klimatischen Grundzüge werden die wichtigsten 
Pflanzengemeinschaften geschildert. Dann wird 
die Kultur der Eingeborenen zur Zeit der Er- 
oberung zur Abschätzung der Rodungskraft 
skizziert. Der Schwerpunkt der Arbeit verlegt 
sich auf die Untersuchung der Verteilung von 
Wald und offenem Land zur Zeit des Beginns 
der Kolonisation um 1850 und zur Zeit der 
spanischen Eroberung, die für die einzelnen 
Landschaftsabschnitte vorgenommen wird. Sie 
hat in großen Zügen eine weitgehende räum- 
liche Deckung von offenem und bewaldetem Land 
in den beiden Querschnitten ergeben. Nur in 
untergeordnetem Maße war eine Verwaldung bis 
zur Zeit der jüngsten Kolonisation eingetreten, 
wobei es dem ozeanischen Regenwald in höherem 
Maße als dem artenreichen Mischwald gelungen 
ist, Areal zu gewinnen. Südchile ist also wäh- 
rend dieser ganzen historischen Zeit ein von 
Lichtungen durchsetztes Waldland, nie ein 
völlig geschlossenes Urwaldland gewesen. Die so- 
wohl dank ihres speziellen Ergebnisses wie ihrer 
Methode beachtenswerte Arbeit ist mit sehr 
guten Bildern des chilenischen Waldes aus- 
gestattet. 
Kicia, Hans: Die Landstraßen in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Entstehung, Verteilung und Bedeutung. Eine 


verkehrsgeographische Studie. Dissertation 
Breslau. 32 Seiten. Leipzig (G. A. Gloeckner) 


1929. 
ze Mer Bedeutung, die der Landstraße heute 
in den Vereinigten Staaten zukommt, wird in 
kurzen Strichen, die die Entwicklung der Straßen 
vom kolonialen Zeitalter bis heute darstellen 
und ihren Einfluß auf die wirtschaftliche und 


Gesamtverkehrsentfaltung skizzieren, in dieser 
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Arbeit untersucht, die von ein paar sehr cha- 
rakteristischen Diagrammen begleitet ist. 


Römer, Hans G.: Amerikanische Inter- 
essen- und Prinzipienpolitikin Mexiko 
ıgro—ıgı4. Ein Beitrag zur Kritik des Wil- 
sonismus. Überseegeschichte, eine Schriften- 
folge, herausgegeben von Adolf Rein. Bd. 2, 
X und 150 Seiten. Hamburg (Friedrichsen, 
de Gruyter & Co.) 1929. 9 M. 


Meyer, Hildegard: Nordamerika im-Ur- 
teil des deutschen Schrifttums bis zur 
Mitte des ıg. Jahrhunderts. Eine Unter- 
suchung über Kürnbergers „Amerika-Müden“ 
(Überseeschriften Bd. 3). VI und ı66 Seiten. 
Hamburg 1929. ıo M. 


Gerhard, Walter: Das politischeSystem 

Alexander Hamiltons, 1789-1804. (Über- 
seegeschichte, Bd. 4). VIII und ı60 Seiten. 
Hainburg 1929. 10 M. 


Römer analysiert nach einer Skizzierung der 
politischen und sozialen Lage Mexikos am Ende 
der Präsidentschaft des Porfirio Diaz sehr über- 
zeugend den Gegensatz, der aus wirtschaftlichen 
Gründen geführten Taft-Knoxschen Interessen- 
politik und der Wilsonschen Prinzipienpolitik, 
die sich 


hinwegsetzte, an ideologischen Zielen, „popular 


über ökonomische Rücksichtnahmen 
government“ und justice orientierte und dabei 
bis zur militärischen Intervention schritt. Diese, 
wie der Verfasser mit Recht meint, Vorstufe des 
Wilsonismus verdient alle Beachtung für die 
Beurteilung seines viel verhängnisvolleren Auf- 
tretens im Weltkrieg. An Hildegard Meyers 
Schrift dürfte im allgemeinen viel weniger die 
tüchtige Untersuchung des „Amerika-Müden“ 
Kürnbergers interessieren als der feine Längs- 
schnitt, der gezogen von den Zeiten des Sturm 
und Drangs bis zu denen Jungdeutschlands, den 
Wandel des Urteils über Amerika in der deut- 
schen Literatur zeigt. Gerhard hat sich die 
Aufgabe gestellt, den Ideenbau der Hamilton- 
schen Politik zu rekonstruieren. Das große 
Problem war die Konsolidierung des jungen 
Staates im innenpolitischen Sinne. An die Stelle 
der Naturrechtslehre mußte die Idee von der 
Nation treten. Sie mußte dem Partikularismus 
und Parteigeist entgegengestellt werden. So 


konzentrierte sich im einzelnen Hamiltons Bank- 
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HEFT ı 
politik auf die Schaffung eines Nationalver- 


sierung des privaten Interessenbereichs. 
Finanz- und Wirtschaftssystem war von 


zugleich beherrscht. In seiner Außenpolitik be 
herzigte er das Neutralitätsprinzip, das er ger; 
schickt mit imperialistischen Zielen verknüpfte, 


Müller, Wilhelm: Das schöne Süd 
amerika. Reisen in Argentinien, Brasilie 
Chile und Peru. Mit 284 Abbildungen auf‘ 
Tafeln. XVI und 165 Seiten. Stuttgart (Strecker 
& Schröder) ı928. Geh. ı2 M., geb. ı5 M, | 
Das Buch gilt den ästhetischen Reizen wesent- 

licher Teile des südamerıkanischen Kontinents. 

Die Bilder, die seinen Wert ausmachen, sind 

vorzüglich und bieten im einzelnen gegenüber 

dem Allbekannten manches Neue, zum mindesten 

Variationen. Der Begleittext, der genau wie die 

Illustrationen zu den bekannten Reisezielen hin- 

führt, entbehrt jeder Originalität. Man liest es 

gern, wenn man gereist ist oder sich nach der 

Ferne sehnt. 


Steffen, Hans: Grenzprobleme und 
Forschungsreisen in Patagonien. Er- 
innerungsblätter aus der Zeit des chilenisch- 
argentinischen Grenzkonflikts. VII und 286 
Seiten. Mit 28 Abbildungen und ı6 Karten- 
skizzen. Stuttgart (Strecker & Schröder) 1929. 
Geh. 20 M., geb. 24 M. 

Hans Steffen, durch seine Mitarbeit an der 
Grenzfestlegung zwischen Chile und Argentinien 
genugsam bekannt, legt hier Erinnerungsblätter 
an jene im Auftrag der chilenischen Regierung 
durchgeführten sieben Forschungsreisen vor, die 
z. T. in noch völlig unbekannte Gebiete der 
patagonischen Anden führten. Gleichzeitig ist das 
Buch auch die Ergänzung und in gewissem Grade 
die Neubearbeitung von Steffens vor zehn Jahren 
erschienenem, inzwischen längst vergriffenem 
„Westpatagonien“. Steffen zeigt einleitend, wie 
nach einer ersten Phase, in der der Streit um 
das ganze Patagonien allerdings nur recht un- 
bestimmt ging, aus einer schon vorher ge- 
nährten, aber im Grenzvertrag von 1881 fest- 
gelegten Verwechselung von Wasserscheide und 
höchster Kammlinie aufs neue ausbrechen mußte, 


ehr einzelne Teile der Grenzregion bekannt 
en. Die Reisen, die in dauernder Behand- 
der Grenzprobleme im einzelnen darge- 
werden, zeigen aufs deutlichste, wie un- 
uchbar jene Vertragsformel war, wie ihre 
vendung vor allem bei der Zuteilung der 
ren Längsbecken der Anden (z.B. Palena-, 
lo-, Manso- und Futaleufugebiet) unmöglich 
; die die wertvollsten Ländereien innerhalb 
der Anden bergen. Besondere Beachtung wird 
dem Aisen- und dem Rio Friasproblem ge- 
schenkt. Die Grenzziehung zwischen 44° und 
46° s. Br. wird zusammenfassend betrachtet. 
Die Reisen Steffens im südlicheren Patagonien 
galten besonders der chilenischen Fjordregion, 
von wo vom Bakerfjord aus über den Lago 
jochrane-Pueyrredon und von dort südwärts 
über die ostpatagonische Mesetalandschaft, längs 
der argentinischen Binnenfjorde, Ultima Espe- 
ranza und Punta Arenas erreicht und eine riesige 
Route durch das Binnenland gelegt wurde. 
Waren alle Reisen ganz besonders von der 
Suche nach der kontinentalen Wasserscheide 
geleitet, so erwiesen sie namentlich in Süd- 
patagonien das bedeutende Abweichen derselben 
von den Hochanden und ihr Hinaustreten in die 
Mesetalandschaft. Mit größtem Interesse folgt 
man diesen Kreuz- und Querzügen, die ein an- 
schauliches, durch die persönliche Note, die es 
trägt, belebtes Bild dieses fernen Landes geben 
und zugleich im einzelnen schöne Beispiele von 
Grenzfragen in einem Hochgebirgsland mit 
durchgreifender Flußentwicklung darstellen. 

Tessmann, Günter: Menschen ohne 
Gott. Ein Besuch bei den Indianern des 
Ucayali. Veröffentlichung der Harvey-Bassler 
Stiftung. Bd. I. Mit 5 Buntdrucktafeln, 59 
Tafeln, 5 Abbildungen im Text und einer 


‘Karte. VII und 244 Seiten. Stuttgart (Strecker & 
Schröder) 1928. Geb. ı8 M. 


Es ist das in einer sehr würdigen Ausstattung 
largebotene Ergebnis einer völkerkundlichen 
Reise, die den Verfasser zu den Indianern am 
Dcayali geführt hat. Besonders bei einem längeren 
Aufenthalt in Cashiboplaya und namentlich in 
Yarinacocha konnte der Forscher das Leben der 
jsipibo und am letzten Orte auch das der Kunibo 
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studieren. Ebenso war esihm möglich, auf einer 
Dampferfahrt die Kunibo an mehreren Punkten _ 
und während einer Kanureise bis Iquitos auch 
die übrigen Ssipibo und die Ssetebo kennen- 
zulernen. Auf dieser Beobachtungsbasis hat 
Tessmann seine lebendigen Reiseschilderungen 
entworfen, in die er es verstanden hat, das reiche 
völkerkundliche Material gut einzuarbeiten. Die 
kleinen Indianersiedlungen, die Gewohnheiten 
des Lebens der Indianer ziehen, untermischt 
von den Reiseerlebnissen, an dem Leser vorüber, 
und alles ist durch die Kamera oder den Zeichen- 
stift in vollkommener Weise anschaulich ge- 
macht. Mich haben besonders die Mitteilungen 
über die Siedlungsformen und die Verbände der 
Indianer wie die über die Mischformen inter- 
essiert, die durch das Eindringen der modernen 
Kultur entstanden sind. Tessmann ist nicht der 
erste, der beim Kennenlernen der letzteren aus- 
ruft „armes, armes Christentum!“ Mauche der 
Urteile über den Indianer bedürfen sehr der 
Beachtung, wenn auch wohl nicht der restlosen 
Zustimmung. Indianophil ist das Buch bestimmt 
nicht geschrieben. Der Verfasser vergißt dabei 
vielleicht zu sehr, daß er im Gegensatz zu den 
Erfahrungen Koch-Grünbergs Indianer kennen- 
gelernt hat, die von der Kultur, besser natür- 
lich ihren schlimmen Auswüchsen, verdorben 
sind. Aber gerade in das Wesen dieser Men- 
schen, die immerhin einen ganz ansehnlichen 
Teil ihrer alten materiellen Kultur bewahrt 
haben, gibt dieses Buch einen sehr trefflichen 
Einblick. So ist es neben anderen Publikationen 
eine wichtige Erscheinung für die Beurteilung 
der Eingeborenen, auf denen sich die Entwick- 
lung dieser ostperuanischen Landschaften auf- 


bauen muß. 


Hintermann, Heinrich: Im Reich des 
Sonnengottes. Reise durch Ecuador und 
das östliche Peru. Mit ca. 100 Abb., 3ıg 8. 
Zürich (Müller, Werder & Cie.) 1927. 

Hintermann legt in diesem Buch, nicht in 
erster Linie für den Gelehrten, sondern für ein 
größeres Publikum bestimmt, die Ergebnisse 
des zweiten Teils seiner Reise vor, die ihn quer 
durch Südamerika geführt hat und dessen ähn- 
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liche Auswertung des ersten Teils („Unter In- 
dianern und Riesenschlangen“), der der Erfor- 
schung der Xinguquellflüsse galt, wir in dieser 
Zeitschrift 1926, Heft ı, besprochen haben. Das 
eigentliche wissenschaftliche Ziel war der Be- 
such der Yumbo- und Zaparoindianer am obe- 
ren Napo. Es ist für die Verkehrsmöglichkeiten 
im Herzen von Südamerika charakteristisch, 
daß der Forscher von Zentralbrasilien aus nur 
durch eine Meerfahrt von Rio nach Para und, 
weil der Anschluß dort Amazonas aufwärts ver- 
säumt wurde, durch den Panamakanal nach 
Guayaquil und über das ecuadorianische Hoch- 
land Oberamazonien im ecuadorianischen Oriente 
erreichen konnte. Bekannte Bilder ziehen so 
zunächst an dem Leser vorüber. Auch die be- 
siedelten Regionen des Hochlands von Ecuador 
gehören noch in diese Sphäre. Ungleich mehr 
Interesse erwecken natürlich die beiden Be- 
steigungsversuche des Chimborazo, ebenso auch 
die Sitten und Gebräuche der Urbevölkerung 
des Hochlands. Der originelle Wert des Buches 
beginnt aber erst nach der Überschreitung der 
Ostkordillere, im Oriente. Die Route lief nach 
dem Abstieg von Pallacata am Rio Maspa aus 
abwärts nach Baeza und von da westwärts zu- 
rück über Archidona, Tena zum oberen Napa. 
Auch 


dianer. Besondere Beachtung verdient neben 


in diesen Orten leben zivilisierte In- 


der anschaulichen Darstellung des Reisewegs 
die zusammenfassende Behandlung von Natur 
und Wirtschaft im ecuadorianischen Oriente 
und der Lebensweise der Indianer. Eine aben- 
teuerliche Kanufahrt auf dem Napo und die 
Ausreise auf dem Amazonas schließen diese 
Querung des Kontinents ab. 


Strauß, Fritz: Schiggi-Schiggi. Aben- 
teuer des Leo Parcus in den Urwäldern Boli- 
viens. Mit 8 Vollbildern und 2 Kartenskizzen. 
249 Seiten. Leipzig (K. F. Koehler) 1926. Geb. 
6M. 


Fritz Strauß hat sich zum angeblichen lite- 
rarischen Dolmetscher der Abenteuer des Leo 
Parcus gemacht, die sich im Raum zwischen dem 
Rio Mamore und Rio Beni abgespielt haben 


sollen. Parcus ist ein großer Jäger und be- 


LITERATURBERICHT 


herrscht aber auch die Sprache, um seine Jagd- - 
taten ebenso wirkungsvoll zu erzählen wie seine ! 
Erlebnisse mit den Kannibalen. So ist ein Buch ! 
daraus geworden, das die Jugend gern lesen | 
wird. Und trotzdem ist es mir fraglich, ob so ' 
viel Dichtung in Reiseschriften für die I | 
erlaubt ist. ı 
Arendt, Erich: Streifzüge durch Bolißl 


vien. Mit 8ı Abb. und ı Karte. V und 103% 
Leipzig (Dieterich) 1927. 2) 


Es ist ein hübsches Büchlein, das in an- 
spruchsloser Schilderung Bilder aus dem Alle 
tagsleben der Städte, aus den Yungas, vom 
Titicacasee und seinen alten Kulturdenkmälern 
und aus der Hochkordillere bringt. 
Plüschow, Günther: Segelfahrt ins 

Wunderland. Im Reiche der Papageien und 


Guanakos. Mit ı7 Tafeln. 223 Seiten. Berlin 
(Ullstein). 


Solche Bücher sollte man der Jugend geben, 
die reich an Erleben, spannend in allen Einzel- 
heiten und doch grundwahr sind. Auf dem 

Segelschiff „Parma“ von Hamburg um Cap 

Horn nach Valdivia, bei den Deutschen dort, 

durch die Kanäle und über die Einsamkeiten 

Patagoniens, auf einer Walfischjagd, im Sal- 
peterland, heimwärts längs der pazifischen 

Küste, das sind, in frischer Sprache geschil- 

dert, die einzelnen Abschnitte. 


Dienst, Rudolf: Die Wildnis ruft. Die 
seltsamen Schicksale des Lord Greybroke in 
Bolivien. Mit 8 Kohlezeichnungen. 198 Seiten. 
Stuttgart (Strecker & Schröder) 1927. Geb. 
- M. 

N; 

Dienst schildert mit der beachtenswerten Sach- 

lichkeit eines Bolivienkenners die Schicksale 

des Lord Greybroke, die freilich trotz aller zu- 
verlässigen Darstellung von Landschaft und 

Leben in ihrem persönlichen Inhalt vielleicht 

doch so romanhaft wirken, wie es in dieses 

Milieu nicht recht hineinpaßt. 

Donath, Franz: Paradies und Hölle. 
Abenteuerliche Schicksale eines Deutschen in 
Brasilien unterHinterwäldlern, Diamantsuchern, 
Indianern, Einsiedlern und Verbrechen, Mit 
ı Bilde und ı Karte. XII und 25». Stuttgart 
(Strecker & Schröder) ı927. Kart. 4,50 M., 
geb. 6 M. 


ath, Franz: An Lagerfeuern deut- 
her Vagabunden in Südamerika. Mit 
3 Zeichnungen. VII und 204 Seiten. Stutt- 
(Strecker & Schröder) 1928. Kart 4 M., 
.„5M. 
Natürlich gehören diese beiden Bücher von 
Donath in erster Linie der Unterhaltungslite- 
tur an. Sehr abenteuerlich mutet manches 
ın. Aber es ist die Romantik eines durch nur 
wenig Hemmungen beengten "Wanderlebens 
lurch einen Großteil von Brasilien und Paraguay, 
die aus diesen Blättern spricht. Es ist ein 
riesiger, die Erscheinungen dieser Sphäre des 
Menschentums in den Tropen vollständig er- 
schöpfender Längsschnitt, der kaum ein mög- 
liches Erlebnis vermissen läßt. Nichts ist aber 
tatsächlich übertrieben, alles nur allzu wahr. 
Diese Bücher dürfen in einer Südamerikabiblio- 
thek nicht fehlen. 


Ottmann, Victor: Vom Wilden Westen 
zum Korallenmeer. Erlebnisse und Aben- 
teuer eines Überseedeutschen. Mit 10 Vollbil- 
dern. 222 Seiten. Leipzig (Deutsche Buchwerk- 
stätten) 1927. Geb. 6,50 M. 

"Auch das ist ein Wanderleben, allerdings 

nicht gelebt um des Wanderns willen, sondern 

anf der Suche nach einer Existenzmöglichkeit. 

So führen diese Wander- und Werdejahre eines 

Auslandsdeutschen von dem einstigen wilden 

Westen Nordamerikas nach Hawaii, Mexiko, 
Guatemala, zur pazifischen Küste Südamerikas, 

zur Österinsel, zum Tonga- und Fidschiarchipel, 

wo Ottmann schließlich ein Heim findet. Frisch 
und spannend erzählt der Verfasser seine 


Odyssee. 


Beebe, William: Das Arcturus-Aben- 
teuer. Die erste Tiefsee-Expedition der New 
Yorker Zoologischen Gesellschaft. Mit 68 bun- 
ten und einfarbigen Abbildungen und 2 Karten. 
331 Seiten. Leipzig (F. A. Brockhaus) 1928. 
Geh. ıı M., geb. ı3 M. 

Es ist immer eine ganz besondere Freude, 
ein Buch von Beebe, des mit so überaus sorg- 
fältig beobachtenden und mit so eindringlicher 
Liebe zum Gegenstand vorgehenden Naturfor- 
schers, in die Hand zu bekommen. Wir haben 
seinerzeit in dieser Zeitschrift sein „Galapagos“ 
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und sein „Dschungelleben“ besprochen. Hier 


legt er die wissenschaftlich genauen, aber doch 


volkstümlich dargestellten Ergebnisse“ einer 
neuen Expedition dar, die in sechsmonatiger 
Dauer nach der Sargassosee und von da nach 
Kokos und Galapagos ging. Ziele der Expedi- 
tion waren besonders die Untersuchung der 
Sargassosee und des Humboldtstroms, der aber 
bei Galapagos nicht angetroffen wurde. Wieder 
hat es Beebe in ganz hervorragender Weise 
verstanden, den Leser mit den Wundern des 
Meeres und der Küste, aber auch mit den 
Arbeitsmethoden auf dem Schiff und in der 
Tiefe vertraut zu machen. 


Schuhmacher, Karl von: Mexikö und 
die Staaten Zentralamerikas. Geschichte, 
Politik und Wirtschaft. 174 Seiten. Zürich 
und Leipzig (Orell Füßli) 1928. Geh. 8,50 M., 
geb. ıı M. 


Der Verfasser bietet einen guten orientieren- 
den Überblick über die Geschichte, deren 
neuere Abschnitte besonders ausführlich bei 
Mexiko behandelt werden, die Bevölkerung, die 
Regierungsformen, die Religion und die Poli- 
tik und endlich über die Wirtschaft dieser 
Länder. Eine chronologische Zeittafel der Ge- 
schehnisse in Mexiko und Zentralamerika wird 
von manchem besonders begrüßt werden. Das 
Buch kann als Einführung in das Verständnis 
des Erd- 


raums empfohlen werden. 


mexikanisch -zentralamerikanıschen 


Pater Dobritzhoffer, S. J., Auf verlore- 
nem Posten bei den Abiponen. (Alte 
Reisen und Abenteuer 21.) Nach der Origi- 
nalausgabe bearbeitet von Walter von Hauff. 
Mit ı5 Abb. und ı Karte. 158 Seiten. Leipzig 
(F. A. Brockhaus) 1928. Halbl. 2,80 M., 
Ganzl. 3,50 M. 


Steller, Georg Wilhelm: Vom Kam- 
tschatka nach Amerika. Bearbeitet von 
M. Heydreich. (Alte Reisen und Abenteuer ı6.) 
Mit ı8 Abb. und 2 Karten. Leipzig (F. A. 
Brockhaus) 1926. Halbl. 2,80 M., Ganzl. 
3,50 M. 


Das erste Bändchen macht die Aufzeichnungen 
Dobritzhoffer 
Missionstätigkeit bei den Abiponern (in der 
Mitte und 2. Hälfte des ı8. Jahrhunderts) und 


des Jesuitenpaters über seine 
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deren zeitgenössische Geschichte,. Sitten und 
Gebräuche bequem zugänglich. Das zweite 
bringt die Berichte Stellers, der als Glied der 
großen Gmelin-Beringschen Expedition sein 
tragisch endendes Forscherleben der Erkun- 
dung Kamtschatkas widmete. Seiner ausge- 
zeichneten Beobachtungsgabe ist vor allem 
aber auch ein früher Bericht über die West- 
küste Nordamerikas zu verdanken, trotzdem er 
bei dieser Fahrt Berings nur für zehn Stun- 
den das Land betreten konnte. Diese beiden 
Bändchen sind wieder beredte Belege für die 
erfreuliche Brauchbarkeit der ganzen Samm- 
lung, die uns mit den Reisen und Forschungen 
der Vergangenheit vertraut macht und uns be- 
quem erlaubt, die Berichte als zeitgenössische 
Dokumente zur Kenntnis des damaligen Zu- 
standes der Länder zu benutzen. 
Stefansson, Vilhjalmur: Neuland im 

Norden. Die Bedeutung der Arktis für Sied- 

lung, Verkehr und Wirtschaft der Zukunft. 

Deutsche Bearbeitung von Hermann Rüdiger. 

Mit 31 Abb., ı Karte und ı Diagramm. XI 


und 288 Seiten. Leipzig (F. A. Brockhaus) 
1928. Geh. 6,50 M., geb. 8M. 


In dieser Veröffentlichung, die 1922 unter 
dem Titel „The Northward Course of Empire“ 
erschien, fa%t Stefansson die Ergebnisse seiner 
24 jährigen anthropologischen und geographi- 
schen Fahrten und Forschungen zusammen. 
Er ist auf Grund dieser Erfahrungen der Ver- 
fechter der Anschauung von der „freundlichen 
Arktis“ und, wie schon aus seinen früheren 
Publikationen bekannt ist, zum Bekämpfer ver- 
alteter Einstellung gegenüber dem Nordpolar- 
gebiet geworden. Der Methode früherer For- 
schungsreisen hat er die des Vom-Lande-leben 
gegenübergestellt. Das Buch selbst, das eine 
einschneidende Bearbeitung gegenüber der eng- 
lischen Ausgabe von dem mit polaren Verhält- 
nissen wohlvertrauten Hermann Rüdiger er- 
fahren hat, legt die Anschauungen Stefanssons 
über die Wirtschaft und Besiedlungsmöglich- 
keiten des Nordpolargebiets dar und mustert die 
Ergebnisse, die die arktischen Flüge gebracht 
haben. Stefanssons „Neuland im Norden“ ist 
unstreitig eine der hervorragendsten Veröffent- 
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lichungen, die über das Nordpolargebiet 
schrieben worden sind. Sie ist reich an klarer 
wissenschaftlicher und praktischer Direkt ' 
und sie vermag auch dem Laien zu zeigen, 
worum es eigentlich in der Arktis geht. 
Faulkner, Harold Underwood: Ameri- 
kanische Wirtschaftsgeschichte. Her- 
ausgegeben von Carl Hanns Pollog. Mit ein 
Einleitung von Julius Hirsch. ı. Band. XXIM! 
und 480 Seiten. 2. Band 578 Seiten. Dresden: 
(Carl Reissner) 1929. Brosch. 22 M., geb.. 
25 M. 1 
Es ist ein ganz hervorragendes, grundlegen- - 
des Werk, das von jedem benutzt werden muß, , 
der auf dem Gebiete der Geschichte, der Kul-- 
turgeographie im allgemeinen oder der Wirt-. 
schaftsgeographie oder politischen Geographie : 
im besonderen über Amerika arbeiten will. . 
Ebenso erschließt es natürlich jedem Leser, der 
sich für das amerikanische Wirtschaftswunder ' 
interessiert, dessen Genese. 
Der erste Band setzt nach einer kurzen Ein- : 
leitung über die natürlichen Grundlagen mit: 
der Darstellung der sozialen und wirtschaft- ; 
lichen Gesichtspunkte bei der Kolonisierung ; 
ein und schildert die Landwirtschaft und. 
Arbeitsverhältnisse, die Industrie und den Han- 
del der Kolonien. Ein Kapitel über den Zug 
nach dem Westen vor dem Befreiungskampf 
bildet den Einschnitt gegenüber dem nächsten 
großen wirtschaftshistorischen Querschnitt, der 
einleitet mit den wirtschaftlichen Motiven des 
Befreiungskampfes und dann eingehend die 
Wirkungen des Unabhängigkeitskrieges in der 
Entwicklung der Landwirtschaft, des Außen- 
handels, der Industrie, des Verkehrs- und Trans- 
portwesens und der Zoll- uud Finanzgesetz- 
gebung darlegt. Der zweite Band beginnt mit 
der Darlegung der wirtschaftlichen Motive des 
Bürgerkriegs, betrachtet die wirtschaftlichen 
Verhältnisse während des Krieges und wendet 
sich dann, nach einem Überblick über die in- 
zwischen gewonnene letzte Grenze, der wirt- 
schaftlichen Entwicklung seit 1860 in der Land- 
wirtschaft und der Industrie zu, die besonders 
einmal durch den Zusammenschluß im Wirt- 
schaftsleben und ferner durch die Orientierung 


ir Henry Ford. De Jahrzehnte 
r Erlebnisse und Mitarbeiterschaft 
ae Werden Wirken. Mit 8 Bildern 


7M. 


t h, Henry J., John Pierpont Morgan, 
ler Melrbankıer. Die Geschichte seines 
uses. Vom Werden der größten Wirtschafts- 
| macht Amerikas. 310 Seiten. Dresden (Carl 
| Reissner) 1928. Brosch 6 M., geb. 8 M. 

rade für das Verständnis des wirtschaft- 
en Amerikas ist die Kenntnis der Persön- 
keit einzelner großer Wirtschaftsführer und 
anzleute von außerordentlicher Bedeutung. 
Das Buch über Ford ist alles andere als eine 
erhimmelung des genialen industriellen Or- 
anisators oder des gewaltigen Anstiegs seiner 
internehmungen. Es ist eine außerordentlich 
kritische Analyse des Mannes. Oft ist diese 
ritik allerdings eine sehr bittere und, trotz- 
€ tem es der Verfasser meint, keine völlig un- 
parteiische. Aber gerade jene Schattenseiten in 
Fords Wesen, die den großen Industriellen als 
ebenso herrische wie komplizierte Natur charak- 


terisieren, werden manches zum Verständnis des 
Erfolges beitragen können. Von ganz anderer 
Liebe zu dem Manne getragen ist das Buch 
über Morgan. Es verfolgt den Aufstieg des 
Hauses Morgan im einzelnen, zeigt wie sehr 
dabei die Gunst der äußeren Umstände, aber 
auch die Fähigkeiten der Träger des Namens 
‚Morgan mitgewirkt haben, daß J. P. Morgan sen. 
nicht nur der größte Finanzmann, sondern auch 
einer der bedeutendsten Wirtschaftsführer der 
Vereinigten Staaten wurde, der die Wirtschaft 
seines Landes bewußt auf den Zusammenschluß 
"hintrieb, während sich J. P. Morgan jun. wieder 
mehr von den rein industriellen Geschäften zu- 
rückgezogen hat, um der größte Weltbankier 
zu werden und damit eine höchst einflußreiche 
‚Rolle auch in der Weltpolitik zu spielen. Als 
‚geschlossenes Gesamtbild der Wirtschaftsbedeu- 
tung eines Mannes und eines Hauses verdient 


Bere Beachtung’ als die erste, 


Grotkopp, Wilhelm: Amerikas Schutz- 
zollpolitik und Europa. XII und 318 S. 

-  Berlin-Grunewald (Walther 1929. 
Geh. ı5 M., geb. ı8 M. 


Der den Lesern dieser Zeitschrift aus seinen 
verschiedenen Aufsätzen über das amerikanische 
Zollproblem genügend bekannte Verfasser hat 
auf Grund seiner Studien im Lande eine hoch- 
aktuelle Publikation über die Schutzzollfrage 
in ihren Wirkungen auf Europa vorgelegt. Sie 
gibt zunächst eine Übersicht über die Tatbe- 
stände der gegenwärtigen Zoll- und Handels- 
vertragspolitik, kritisiert anschließend die Be- 
deutung der Schutzzollpolitik für Europa und 
kommt zu der Folgerung, daß dadurch der Im- 
port aus Europa auf ein Minimum beschränkt 
werde. Der letzte Abschnitt über den Kampf 
der Zollpolitik in Gegenwart und Zukunft 
führt zur Prognose, daß mit einem Abbau der 
nicht 
werden kann, und daß sie darum auch weiter- 


amerikanischen Zollmauer gerechnet 

hin eines der wesentlichsten Hindernisse im 

freien weltwirtschaftlichen Verkehr 

werde. 

Halfeld,Adolf: Amerikaundder Ameri- 
kanismus. Kritische Betrachtungen eines 


Deutschen und Europäers. 244 Seiten. Jena 
(Eugen Diederichs) 1929. 


darstellen 


Das Buch bringt im Grunde nichts Neues; 
und doch möchte man es unter dem Dutzend 
oder mehr guter Bücher, die über Amerika 
geschrieben worden sind, nicht missen. Seine 
kritische Haltung, sein Abwägen gegenüber 
Europa, seine strenge Analyse, die es mit der 
Gesamtheit 
nimmt, ist wertvoll. 

Bonn, M.M.: Geld und Geist. Vom Wesen 

und Werden der amerikanischen Welt. 190 S. 
Berlin (S. Fischer) 1927. 


Auch Bonns neue Studien über politische 


der amerikanischen Kultur vor- 


Strömungen, Prosperität, Puritanismus und 
Götterdämmerung in Amerika schneiden im 
Grunde noch einmal die von ihm schon früher 
Allein 


neue durchdacht und mit der 


behandelten alten Probleme an. sie 


werden aufs 
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Kenntnisfülle des geistreichen Verfassers vorge- 
tragen, der in dem Schlußkapitel „Umkehr“ 
den Mut findet, Entwicklungslinien der Zu- 
kunft zu ziehen. 

Mowrer, Edgar Ansel: Amerika. Vorbild 


und Warnung. 189 Seiten. Berlin (Ernst Ro- 
wohlt) 1928. Geh. 4 M., geb. 8M. 
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Es sind bekenntnisartige scharfsinnige 
wägungen eines Amerikaners über Amerikan 
mus, über das Verhältnis Amerikas zu Europ 
und die Zukunft Amerikas, die in manche | 
Hinsicht sich gegenüber den europäischen‘; 
Äußerungen mit gewissem Recht kritisch ver-. 
halten und darum der Beachtung bedürfen. a 


| 
| 
| 


Diesem Heft liegen folgende Prospekte bei: 
Vom Verlag B. G. Teubner über die Neuauf- 
lage des Werkes: Kjellen, Die Großmächte der 
Gegenwart, von der Buchhandlung „Das Poli- 
tische Buch“ über einige geopolitische Neu- 
erscheinungen und vom Kurt VowinckelPer- 
lag über das 6. Beiheft zur Zeitschrift für Geo- 
politik: Koch-Weser, Deutschlands Außenpolitik 
in der Nachkriegszeit. Auf sie wie auf die An- 
zeigen des Heftes möchte der Verlag als wertvolle 


Unterrichtungsmittel besonders hinweisen. 


EINE GROSSTAT DEUTSCHER 
MUSIKWISSENSCHAFT 


nennt die Saarbrücker Zeitung das neue von Herrn ı 
Professor Dr. Ernst Bücken-Köln herausgegebene 
„Handbuch der Musikwissenschaft“ / Mit etwa 
1300 Notenbeispielen und etwa 
1200 Bildern / Gegen monatliche A € m k 
Teilzahlungen von nur. ..... = 
Dieses Werk ist eines der schönsten und wertvollsten 


seiner Art und durch das Erscheinen in Lieferungen 
in seiner Anschaffung wesentlich erleichtert 


Man verlange ausführliche Angebote 
undAnsichtssendung No. 51b 


Artibus et literis, Gesellschaft für Kunst- und 
Literaturwissenschaft, Potsdam 


m en 
Verantwortlich sind: Professor Dr. K. Haushofer, München O 27, Kolberger Str. 18 / Professor Dr. E.Ob 

) > & E. t, A 
Scharnhorststraße 14 / Professor Dr. Maull, Graz, Hilmteichstr. 23 / A. Ball. Berlin wo Linkstr. 23 / Versen ic 


Vowinckel Verlag, Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 83 / Druck: 
Alfa-Papier von E. A. Geese, Berlin SW 68 


Spamersche Buchdruckerei in Leipzig / 


m 


B BEIHEFTE 
ZUR ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIR 


1. FRITZ HESSE / Die Mossulfrage 
80/68 Seiten mit 4 Karten «oo eo ceouere en M 3.50 


2. MANFRED LANGHANS-RATZEBURG / Begriff und 
Grundlagen der geographischen Rechtswissenschaft 


(Geojurisprudenz) 
8° / 76 Seiten mit 5 wKızzen „oo .0c0e cuenenne M 4.— 


3. ALOIS HOBELSPERGER / Europa im Abstieg. Weltpolitik 
und Weltwirtschaft seit 1913 
8° / 68 Seiten, 2 Karten und 13. mehrfarbige Tafeln M 6.— 


4. HEINRICH GATTINEAU / Verstädterung und Arbeiter- 


- herrschaft. Ergebnisse einer kritischen Betrachtung 
der australischen Verhältnisse 

8° / 245 Seiten mit 8 Skizzen. ...... Kartoniert M 8.50 

Leinen M 9.50 


5. H. HARMSEN und K. C. voN LOESCH / Die deutsche Be- 


völkerungsfrage im europäischen Raum 
8° / 92 Seiten mit 4 Sizzen. „son ceeserencno M 3.80 


6. ERICH KOCH-WESER / Deutschlands Außenpolitik in 


der Nachkriegszeit 
BUT TAB Bolton ne ae M 2.50 


Subskribenten auf die ganze Reihe erhaiten einen 
Nachlaß von 10% auf die angegebenen Preise 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH. 


UNTER MITARBEIT VON 
B. DIETRICH, M. ECKERT, 
K. FRENZEL, W. GEISLER, 
D. JESSEN, L. MECKING, 
HB. SCHMITTHENNER UND 
A. SCHULTZ 


HERAUSGEGEBEN VON 
SIEGFRIED PASSARGE 


ORD. PROF. A. D. HAMB. UNIVERSITÄT 


UMFANG: VII, 154 SEITEN 
MIT 16 ABBILDUNGEN UND 
30 KARTEN 


PREIS KARTONIERT RM 8.— 


Unter Besugnahms auf diese Anzeige steht sin 
ausführlicher Prospekt kostenlos sur Verfügung 


FRIEDERICHSEN, DE GRUYTER & CO, 
M. B. H., HAMBURG 36 


EWALD BANSE 
Bud der Händer 


Lanöfchaft und Seele der Erde ı 2 Bde. 


Bd.I. Das Buch Abendland 
Bd.Il. Das Buch Fremdland 


Banse macht in diesem nun vollständig 
vorliegenden Werk einen grundlegenden 
Versuch, ein neues Bild der Erde zu ge- 
stalten. Er will den Begriff der Geo- 
grapbie, der sich bisher in rein ‚daten 
mäßiger Beschreibung und Erklärung _ 
ursächlicher Zusammenhänge erschöpfte, 
vertiefen und ausweiten und über feste 
wissenschaftliche Grundlegung . hinaus 
künstlerisch darstellen. 


Ganzleinen je 10 M. 


Derlag Scherl / Berlin 


diosen Längs- und 
in der reich illustrierten Sammlung: 


MUSEUM DER 
WELTGESCHICHTE 
Die&öffentliche Meinung In der Welt- 

ichte von Univers.-Prof. Bauer / 
Weitgeschlchte am Mittelmeer von 
Univers.-Prof. Herre / Krieg und Krieg- 
führung im Wandel der Weltge- 
schichte von Privatdoz.Schmitthenner 


Demnächst erscheinen: Geschichte der euro- 


breitung 

Die Burg im Wandei der Weltgeschichte } 
Geschichte des Adels und vieieandere. 

Jeder Band, reich illustriert, ist einzeln 3 = 
zu beziehen gegen monatl. Mk. . 


Prospekte und Ansichtssendung durch: 
Artibus et literis &. m. b. H., Berlin-Newawss 51 


A re von OTTO POHL, ehem. 
österreichischer Gesandter in Moskau » 


Die einzige Wochenschrift indeutscher 
Sprache, die über Politik, Wirtschaft und 
Kultur der Sowjetunion queilenm, berichtet. 


Die „M.R." brachte u. a. folgende Beiträge: China 
u, d. Sowjetunion / Pan-Europa / Der Konflikt im 
Osten / Gedanken über d. Verhältnis zwischen d. 
Sowjetunion u. Deutschland / Geheime franz.-pol- 
nische Mllitärkonvention 1922/23 / Sowjetnaphtha 
auf d. Weltmarkt / Ausländ. Fachleute in d. sowjet- 
russ. Volkswirtschaft / Fünfjahrplan d. Industrie f 
Plan u. Wirklichkeit / Wirtschaftsaufbau u, Geld- 
umlauf / Gebietseintellung d. Sowjetunion / Der 
Wettstreit in d. Sowjetwirtschaft / Die Finanzierung 
d. Industrie / Ausland u. Kredit / Bewässerungs- 
probleme in Mittelasien / Fünfjahrplan u. Weltwirt- 
schaft / Kollektivwirtschaften in d. Sowjetunlon / 
‚Getreldefabriken" / Kapitalinvestationen in d. 
Unionindustrie / Landmaschinenindustrie ! Groß«- 
werke d.Industrialisierung / Entstehung u, Entwick- 
lung d. Sowjetrechts /. Die Rechte d. Ausländer / 
Das Eigentumsrecht in d. Sowjetgesetzgebung / 
Neue Etappe im Studium Chinas / Die Religion u. 
d.neue Staat / Dostojewski-Museum In Moskau / 
Das Erbrecht In d, Sowjetunion / Probleme d. Atom- 
kernenergie / Intellektuelle in d. Revolution / Die 
Arbeitsgesetzgebung /Das sowjetruss.Urheberrecht 
USW. 


Preis: Vierteljährl. M. 2,50 / Einzeinummer 20 Pf, 

Probenummern gratis u. portofrei 
Generalauslieferung: „KNIGA'' GmbH. 
BERLIN 35 - Kurfürstenstraße Nr. 33 


